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EDITORIAL 


ür wen steht Hohmann? O-Töne aus 

der hessischen Provinz sagen, er ist 

einer von »uns«— und machen neben- 
bei ostzonalen Mundarten die hinteren 
Plätze im Dialektranking streitig. Die Poli- 
tik der Zivilgesellschaft mag Antisemiten 
am liebsten am rechten Rand. So ist das 
National-Sein leichter. Auch mit 65 Prozent 
der deutschen StaatsbürgerInnen, die in Is- 
rael die größte Gefährdung des Weltfrie- 
dens sehen, lässt sich leben. Man wird wohl 
noch Israel kritisieren dürfen, sagen die 
einen. Wissenschaftlich falsch gefragt, sa- 
gen die anderen. Kein Grund zur Aufre- 
gung in Deutschland. Auch nicht für viele 
Linke. Schon wieder Antisemitismuskeule. 
Woanders ist es auch schlimm. Man ist ge- 
rade so schön dran an den Massen. Die 
Kritik der Antideutschen gilt immer öfter 
nur noch als Miesepeterei. Was kümmern 
Realitäten? Vorwärts! Ein anderes Europa 
ist möglich. Der immer noch von vielen 
Gruppen vor sich hergetragene Anspruch, 
deutschen Großmachtprojekten den 
Kampf anzusagen, erweist sich immer häu- 
figer als hohles Bekenntnis. Events wie der 
3. Oktober in Berlin zeigen, dass eine ent- 
sprechende Praxis keine Priorität genießt. 
Es gibt bessere Nachrichten. Die zehnte 
Ausgabe von Phase 2liegt vor euch. Reich- 
lich bemüht, ließe sich das schlichte Jubi- 
läum mit einem scheinbaren Bedeutungs- 
überschuss füllen. Immerhin sind es auch 
für linke ExistenzgründerInnen keine 
freundlichen Zeiten und manches publi- 
zistische Projekt schlitterte schon nach 
kürzerer Zeit in die Insolvenz. Innovative 
Produkte verkaufen sich besser, so erklärte 
es sich vielleicht der oder die Liberale 
unter den LeserInnen. Dass aber die an- 


geblichen »Gesetzmäßigkeiten« der Markt- 
anbeterInnen nicht mal im Kleingewerbe- 
handel verifiziert werden könnten, bewiese 
der Blick ins Spesenportemonnaie unserer 
RedakteurInnen. Nichtsdestotrotz, vom 
zeitgemäßen Wandel können wir wirklich 
eine Geschichte erzählen. Mit dem hehren 
Ziel, eine Plattform für die Neuorganisie- 
rung der Postantifa zu schaffen, wurde 
Phase 2 gegründet. Es hat im lutherischen 
Sachsen nicht lange gedauert, um fest- 
zustellen, dass es dem Projekt an reforma- 
torischer Sprengkraft mangelt. Jetzt ma- 
chen wir bekanntlich auf Ansatz- und 
Strategiediskussion. Aber mal unter uns, 
Bei diesem ganzen Gerede von Anpassung, 
an die Schnelllebigkeit der Gesellschaft 
wird anständigen dogmatischen Kommu« 
nistInnen richtig schummrig vor den Au- 
gen. Wir, unsere wahren Fans und unsere 
ehrlichen KritikerInnen wissen es auch bes- 
ser. Im Kern ist Phase 2ein konservatives 
Projekt. Von der ersten Nummer an anti- 
deutscher Eklektizismus zum Mitmachen. 
Seit zehn Ausgaben schlagen wir nun schon 
dieser Gesellschaft mit der programmati- 
schen Titel-Unterzeile »Zeitschrift gegen die 
Realität« ins Gesicht. Und sie schlägt mit 
Mölle- oder Hohmann, mit deutschem 
Krieg und deutschem Frieden, mit Sozial- 
abbau und Arbeitswahn und tagtäglich 
mit irgendwelchen anderen Schweinereien 
zurück. Folgerichtig kultiviert sich bei of- 
fenen Geistern eine wertmäßig stabile Ab- 
scheu, die nur einen Ausweg kennt. 
Öffentliches dagegen sein. Da stehen wir 
und wollen nicht anders. 


DIE REDAKTION 


u — 


SEITE 


04 


08 
10 


14 
19 


23 


24 
29 


34 


36 


INHALT 


WHEN WORST COMES TO WORST - VON RASSISMUS 


UND ANTISEMITISMUS 


TITEL 


TOP STORY 


»Juden, Sklaven und lachende Deutsche« 
PHASE 2, LEIPZIG 


»Integration über Judenhass?« 
von THOMAS SCHMIDINGER 


»Die Auschwitz-Option« 
CAFE MORGENLAND 


»Les deux niveaux de la haine*« 
von HENRIETTE GLAAS UND MAX SANDER 


»Und er ist es heute wieder ...« 
Interview mit MOISHE POSTONE 


»Auszüge aus Antisemitismus und 
Nationalsozialismus«« 


PHASE 2, LEIPZIG 


»After Dark« 
PHASE 2, BERLIN 


»Identitäten auf dem Weg zum Hybriden« 
ANTIRASSISTISCHE GRUPPE, LEIPZIG 


ECHO 


»['ek3Ö]« 
PHASE 2, LEIPZIG 


GLOBAL ACTION 


»Der große Perspektiven-Schwindel« 
BGR, LEIPZIG 


SEITE 


TITEL 


GENDER TROUBLE 


»Globalizing Homophobia« 
von GEORG KLAUDA 


20" CENTURY ROCKS 


»Die Viktimisierung der Deutschen« 
PHASE 2, LEIPZIG 


»Ein Platz an der Sonne« 
von MARK SCHNEIDER 


ENEMY COUNTRY 


»Volks-Nation-Building« 
PHASE 2, GÖTTINGEN 


»Volksgemeinschaft die keine ist, ist keine« 
BGR, LEIPZIG 


IN MOTION 


»In Motion« 
PHASE 2, GÖTTINGEN 


COMMUNISM ERROR 

»Elektrifiziert euch« 

NO STYLE 

»Endlich nicht mehr fremd im eigenen Land« 
von der BETREIBERINNEN CREW 


DES CONNE ISLAND 


»Besser ohne Dogville?« 
von MNOGO BÜCHSENBIER 


PHASEZ2 - 03 


TOP STORY 


ANMERKUNGEN 


' FAZ vom 
29. September 2003. 


? Teil der Hate-Parade 
sind Paul Gilroy, einst 
gegen jeden Nationalis- 
mus und ethnischen 
Absolutismus; Gayatri 
Chakravorty Spivak, 
Sprachhilfe der Sub- 
alternen; der Hy- 
briditätsexperte Homi 
Bhabba; Okwui 
Enwezor, Kurator der 
»postkolonialen« 
Dokumenta XI und, bis 
vor kurzem, Edward D. 
Said, Dekonstrukteur 
des »Orients«. Materia- 
listisch sattelfester, 
bisher gefeit vor dem 
Rückfall in simplifi- 
zierende Binärschemata 
von bösen Unter- 
drückern und guten Wi- 
derstandskämpfern und 
deshalb positiv 
herauszuheben ist 
Stuart Hall. 


®So auf dem SPOG- 
Kongress in München 
und demnächst in 
konkret und iz3w. 


* Dass sich deutsche 
HistorikerInnen bisher 
so wenig mit dem 
Kolonialismus 
beschäftigt hätten, sei 
u.a. »Schuld« der 
Shoah: »Die zentrale 
Bedeutung des 
Holocaust und des 
deutschen Sonderwegs 
[...] verstärkte noch die 
Marginalität des Kolo- 
nialismusthemas in der 
historischen Forschung 
und Publizistik.« Vgl. 
Andreas Eckert/Albert 
Wirtz, Wir nicht, die 
Anderen auch - 
Deutschland und der 
Kolonialismus, in: 
Sebastian Conrad/ 
Shalini Randeris (Hrsg.), 
Jenseits des Eurozen- 
trismus. Postkoloniale 
Perspektiven in den 
Geschichts- und Gei- 
steswissenschaften, 
Frankfurt/ 

New York 2002, 
372-392, 375. 
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Juden, Sklaven und lachende Deutsche 


ZUM SCHWERPUNKT DIESER AUSGABE 


ie radikale Linke in Deutschland hat in den letzten 

Jahren Antisemitismus und Rassismus zunehmend 

getrennt voneinander kritisiert. Nun ist eine Ten- 
denz der Auseinanderentwicklung von Positionen zu ver- 
folgen, die zwischen Nichtwahrnehmung, Indifferenz und 
Polarisierung changiert. Auf einer anderen Ebene zeigen 
sich Kontroversen zwischen VertreterInnen der postcolo- 
nial studies und ihren KritikerInnen. Wegmarken dieser 
Auseinanderentwicklungen und Differenzen sind die 
Frage der Bedeutung der Shoah, der 11. September 2001 
und der »Nahost-Konflikt«. 

Die antirassistische Bewegung hat dabei wie auch die 
Antifa-Bewegung das Problem, sich im Einzugsbereich 
der Zivilgesellschaft zu bewegen. Teile der Antideutschen 
wiederum haben sich, um den Antisemitismus-kritischen 
Fokus Alleinstellungsmerkmal werden zu lassen, vom An- 
tirassismus verabschiedet. Explizit wurde das Ende der 
Rassismen etwa auf dem anti-deutschen Kongress in Ber- 
lin verkündet. Die postkoloniale Analyse ist in den letzten 
Provinz-Universitäten angekommen und beweist dort ihre 
Anschlussfähigkeit an den (multikulturell-)rassistischen, 
antiamerikanischen und antisemitischen Konsens. Um 
Deutschland den Gewinner sein zu lassen, reicht es in die- 
sem Kontext, wenn kleine Gruppen sich gegenseitig die 
Kritik an Herrschaftsverhältnissen, Ideologien und gesell- 
schaftlichen Praxen diskursiv nivellieren. 

Zudem bedroht die sich abzeichnende Zweiteilung der 
Analysen die Linke im Kern ihrer Kritikfähigkeit dahinge- 
hend, einerseits wieder hinter die mühsam gewonnene 
Erkenntnis zurückzufallen, Antisemitismus lasse sich eben 
nicht unter Rassismus subsumieren; andererseits bleiben 
beide Phänomene als Teil der gesellschaftlichen Realität 
anzuerkennen. Die globale kapitalistische Gesellschaft ist 
voller Rassismen, ideologischen wie praktischen. Doch 
während der Rassismus zunehmend geächtet wird, tritt 
der Antisemitismus erneut und mit ihm ein Antiamerika- 
nismus zunehmend wuchtig auf — eine Konjunktur zwi- 
schen Suicide-Bombing und miesen Diskursen. 

Der angeblich erste Superstar der USA, der als Enter- 
tainer Erfolge in den zwanziger und dreißiger Jahren des 
20. Jahrhunderts feierte, nannte sich Al Jolson, war Sohn 
ostjüdischer MigrantInnen und trat mit schwarzbemaltem 
Gesicht auf. Das Publikum, das er für sich gewann, laut 
FAZ mit einer Mischung aus Plantage und Schtetl, war be- 
geistert. Es war ein amerikanisches Publikum und deswe- 
gen, das weiß die FAZ, elektrisiert, da prall gefüllt mit Vor- 
urteilen gegen Schwarze und Juden.' In Deutschland wer- 
den solche Geschichten mit einem entspannten Schauder 
vernommen: Rassismus und Antisemitismus sind überall 
im Allgemeinen und in den USA im Besonderen. 


Wenn deutsche Linke und Nachwuchs-AkademikerInnen 
sich arschbombenartig in den postkolonialen Diskurs 
fallen lassen, tun sie das spät — nach 20 Jahren Debatte, 
Aber nicht zu spät. Es gibt noch einiges zu holen - für die 
eigene Identität und für Deutschland. Sie verbreitern 
einen Diskurs, der mehr als nur regressive Tendenzen be- 
inhaltet: Zunehmend geprägt von der Rückkehr zu einem 
vulgären Antiimperialismus, der seine Negativreferenzen 
vor allem in den USA und in Israel sucht. Dazu wird der 
11. September zum Teil einer weltweiten sozialen Bewe- 
gung gemacht, auf die sich positiv zu beziehen sei.’ Im 
fairen Versuch, zu retten was zu retten ist, weist Udo Wol- 
ter auf die Verdienste der postkolonialen TheoretikerIn- 
nen hin.’ Aber gerade deren Unverständnis für die waren- 
kapitalistische Vergesellschaftung macht sie nach Wolter 
anfällig dafür, die vorher kritisierten binären Codes anti- 
imperialistisch zu aktualisieren. Diese Regression zeigt 
sich dann vor allem im antisemitischen und antiamerika- 
nischen Scheitern bei der Analyse der Gegenwart. Die 
Reichweite des Instrumentariums erschöpft sich in der 
Dekonstruktion historischer kolonialer Narrative. Zu 
guter Letzt mussten sich die Vertreter von Differenz, Fluss 
und Hybridität selbst von Hardt und Negri in Empire 
vorhalten lassen, dass sie sich mit ihren kulturalisierenden 
Formulierungen lediglich kapitalistische Verwertungslogi- 
ken rhetorisch vergoldeten. Aber es ist auch ein Diskurs, 
und das macht ihn spannend für Deutschland, der die 
angebliche Vormachtstellung des »Paradigmas Auschwitz« 
und der Kritik am Antisemitismus zu relativieren in der 
Lage scheint, scheinbar durch bodycount, faktisch durch 
die Zahl der AnhängerInnen. Diese Chance heißt »Black 
Holocaust«.‘ In der Geschichte der Sklaverei kommt es 
den Deutschen zugute, dass sie im 17. Jahrhundert schnell 
vom internationalen Markt gefegt wurden; in der Ge- 
schichte des Kolonialismus kommt ihnen zugute, dass sie 
zu langsam waren, um die Verbrechen der anderen Kolo- 
nialmächte zu toppen. Die Deutschen taten — vor allem im 
Herero-Aufstand - ihr Bestes, aber Zeit und Einfluss wa- 
ren in nur geringem Maße vorhanden. Die Kolonien wa- 
ren den Deutschen neben Ressourcenspendern auch Ex- 
perimentierfeld: Für Missionierung, Pädagogik, Medizin, 
Biologie und Rassenforschung, für die Entwicklung von 
Eugenik und Staatsbürgerschaftsrecht, für einen elabori- 
erten Rassismus, für Mischehenverbot und Formen »wei- 
ßer« zwischengeschlechtlicher Gleichberechtigung und 
für Typhus- und Bakterienforschung. Und, will man Han- 
nah Arendt folgen, kann auch die deutsche Reaktion aufden 
Herero-Aufstand 1904-1907, der systematisch betriebene 
Mord zehntausender Hereros, als Vorform der national- 
sozialistischen Vernichtungswirklichkeit gesehen werden. 


PHASEZ - 05 


TOP STORY 


ANMERKUNGEN 


° H. Glenn Penny, 
Objects of Culture. 
Ethnology and 
Ethnographic Museums 
in Imperial Germany, 
Chapel Hill 2001. 


® Eine »intertextuelle« 
Korrespondenzregion 
des Schwerpunktes 
stellt in dieser Ausgabe 
der Gender Jungle dar. 
Georg Klauda unter- 
nimmt in seinem Beitrag 
»Globalizing 
Homophobia« eine 

| historisch gesättigte 
| Untersuchung von 
Realität und Konstrukt 
»arabischer Homo- 
phobie«. Ausgehend 
von der Frage der 
Angemessenheit einer 
Verherrlichung der 
angeblichen sexuellen 
Liberalität des Westens, 
zeigt er den engen 
Konnex von kolonialen 
Phantasien und 
Hegemonien, post- 
kolonialen Überfor- 
mungen und den 
Strategien politischer 
Aneignung und 
Vereinnahmung. 
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Das Scheitern in den Kolonien führte zur Konzentration 
auf ein Projekt, das den Deutschen wirklich Herzens- 
anliegen wurde: Der Lebensraum im Osten und die anti- 
semitisch-rassistische Neuorganisation Europas. Nach 
der militärischen Beendigung dieser Träume schmiedeten 
Deutschland und Frankreich in den 1950er Jahren an 


Für Phase 2 stehen kontinuierlicher Kampf gegen Antl- 
semitismus und Rassismus außer Frage. Im Schwerpunkt 
dieser Ausgabe wollen wir neben einer Bestandsaufnahme 
aktueller Erscheinungsformen Felder ausleuchten, wo &% 
zu Verschränkungen zwischen Rassismus und Anti- 
semitismus kommt. Die Auseinandersetzung mit dem 


»DIE GLOBALE KAPITALISTISCHE GESELLSCHAFT 
IST VOLLER RASSISMEN, IDEOLOGISCHEN WIE PRAKTISCHEN.« 


Plänen der systematischen ökonomischen Erschließung 
Afrikas für Europa, während Deutschland allein sich 
parallel dazu als nahezu frei von kolonialer Schuld präsen- 
tierte und die neokolonialen Interessen als vorbehaltslose 
Entwicklungszusammenarbeit zu verkaufen wusste. Das 
Chaos der britischen und französischen Kolonialkrisen 
ermöglichte Deutschland den »ehrlichen Makler« zu 
geben. 

Der Preis für den Einstieg in den Postkolonialismus 
ist nichts desto trotz hoch: Wer sich auf postkoloniale 
Analyse (ernsthaft) einlässt, kommt nicht umhin, über 
deutschen Rassismus in Vergangenheit und Gegenwart 
zu reden, kommt nicht umhin nach Herrschaftslogiken 
zu fragen, nach der Konstitution nationaler Exklusion, 
nach Geschlechterverhältnissen und nach Eurozentris- 
mus. Weil das unangenehm ist, überlässt es die deutsche 
Gesellschaft den oben genannten SpezialistInnen und 
kann selber weitermachen wie bisher. Der Preis ist aber 
nicht zu hoch, da über Kapitalismus, und das ist vor 
allem für die akademische Spielart des deutschen Post- 
kolonialismus konstitutiv, nicht gesprochen werden 
muss. Man kann hier schlicht bleiben und die jeweiligen 
metropolisch-imperialen Zentren benennen. 

Die einfache Logik der Aufarbeitung des deutschen 
Kolonialismus, die Wiederentdeckung des »deutschen 
Weltreiches« als Einsatz im Spiel zur globalen Genozid- 
Relativierung, besteht darin, dass nur die Deutschen ge- 
winnen können. Die nationale Aneignung des Postkolo- 
nialismus entschärft ihn dabei analytisch, legitimiert in- 
ternationale Ambitionen durch »kritische« Aufarbeitung 
und ist Teil einer Europäisierung in Sachen gemeinsamen 
Kolonialherrenerbes. 

Schadensbegrenzend will dabei die deutsche postko- 
loniale Forschung sein, wenn sie Rassismus und Kolo- 
nialismus zu einem forcierten Eliteprojekt macht, ver- 
sorgt von einem Think-Tank rassistischer Ethnologen 
und Anthropologen, das erst in der deutschen Gesell- 
schaft implementiert werden musste. Eine Studie von 
H. Glenn Penny zeigt: Die Radikalisierung der Sicht auf 
»die Wilden« war vornehmlich den Bedürfnissen der Be- 
völkerung nach Distinktion, Dominanz und Unterhal- 
tung geschuldet.’ Die »guten Neger«, deutschfreundli- 
che KriegerInnen oder ArbeiterInnen in den Kolonien 
und possierliche Zurschaugestellte im Reich wurden 
den in diesem Falle philorassistischen Deutschen zum 
Vorfahren für die Objekte des Verwertungs- und Leis- 
tungsrassismus von heute. Die Multikulti-Ideologeme 
sind die lang ersehnte Flaschenpost aus Deutsch- 
Südwest. 


EEE 


Postkolonialismus kann dabei helfen und soll verhindern, 
dass die aktuelle Selbstdiskreditierung dieses Ansatzes 
dazu führt, Identität, Rassismus und Sexismus aus dem 
Blick zu verlieren, dass also das Kind mit dem Badewasser 
ausgeschüttet wird.‘ 

Den Angriff österreichischer und migrantischer 
IslamistInnen auf eine Gedenkveranstaltung in Wien am 
9, November 2003 nimmt Thomas Schmidinger in seinem 
Beitrag zum Ausgangspunkt, um den Antisemitismus in 
den deutschen und österreichischen Migranten-Commu- 
nities auszuloten und über die Konsequenzen in der anti- 
rassistischen Kooperation nachzudenken. Legiert sind in 
diesem Antisemitismus die Traditionen des deutschen 
Antisemitismus mit denen der »Herkunftsländer«. Dabei 
ist der Zusammenhang komplex. Zeigen Deutsche und 
Österreicher erst seit den Ausbrüchen von radikaler Ju- 
denfeindschaft, Antizionismus und Antiamerikanismus 
Sympathien für etwas, was sie als »die Sache« Migranten 
verstehen, ist andererseits der Antisemitismus der »Her- 
kunftsländer« in vielen Fällen historisch durch die Inter- 
ventionen von NationalsozialistInnen geprägt. Schmi- 
dinger kommt zu dem Ergebnis, dass migrantischer Hin- 
tergrund und soziale Marginalisierung von Tätern kein 
Argument sein kann, Antisemitismus zu einem blinden 
Fleck der Kritik werden zu lassen. Ziel der Kritik muss 
mit der deutschen Gesellschaft diejenige sein, für deren 
historisch »größtes« Projekt, die Shoah, der Antisemi- 
tismus konstitutiv war. 

Cafe Morgenland beschäftigte sich früh mit Antisemi- 
tismus unter MigrantInnen und traut der deutschen Lin- 
ken, die ihn seit einiger Zeit dort entdeckt hat, rein gar 
nicht über den Weg. Viel zu sehr ist sie Teil eines Deutsch- 
land, das (weiterhin) gefährlich ist: in der Bereitschaft das 
»Andere« auszulöschen. Die Kritik des Antisemitismus 
desavouiert sich, wenn sie nicht kontextunabhängig ihre 
Ziele benennt, sondern Herkunft der Träger in den Mit- 
telpunkt stellt. Antisemitismus und Antiamerikanismus 
sind in Deutschland insgesamt nicht quantitativ, sondern 
qualitativ schlimmer als in anderen Ländern: durch die 
Auschwitz-Option — die Kontinuität der impliziten Dro- 
hung der Vernichtung. Und dies verdeutlicht die Ziel- 
findung politischer Handlung dagegen. Auch der Terror 
gegen Israel kann, so Cafe Morgenland, »vor Ort« be- 
kämpft werden — beim Angriff auf ein den antiisraelis- 
chen Terror finanziell wie ideell unterstützendes Deutsch- 
Europa. 

Im Kontext der derzeitigen internationalen Leis- 
tungsschau des Antisemitismus untersuchen Henriette 
Glaas und Max Sander in ihrem Text dessen französische 


Spielart. Wie in dem Artikel von Thomas 
Schmidinger (an den Beispielen Deutsch- 
land und Österreich), wird auch hier ver- 
sucht den »traditionellen« Antisemitis- 
mus in Beziehung zu setzen zu dem, der 
sich mit arabisch-migrantischen Hin- 
tergrund entwickelt (hat). Dabei wird 
deutlich, wie stark der »islamische Anti- 
semitismus« auf koloniale Muster und 
antisemitische Feindbilder nationalso- 
zialistischer und christlicher Prägung zu- 
rückgreift. Ebenso wird untersucht, wie 
sich die französische Linke, die antiras- 
sistische Bewegung und die No-Globals, 
die sich im November zum Europäischen 
Sozialforum in Paris trafen, zur Kon- 
junktur eines sich diesmal multikulturell 
generierenden Antisemitismus verhal- 
ten, nicht-verhalten und beitragen. 

Jenseits der Frage, ob der aktuelle An- 
tisemitismus ganz der alte ist, sollte das 
Interview »Und er ist es heute wieder ...«, 
das Phase 2 Leipzig mit Moishe Postone 
führte, größere Klarheit über den grund- 
sätzlichen Zusammenhang von Kapi- 
talismus und Antisemitismus schaffen. 
Neben Ansätzen aus seinem neuen Buch 
griff die Redaktion auf den in der wert- 
kritischen Linken zum Klassiker avan- 
cierten Aufsatz »Antisemitismus und Na- 
tionalsozialismus« aus dem Jahr 1979 
zurück und befragte nach einer Re-Lek- 
türe den Autor nach der heutigen Gül- 
tigkeit seines Ansatzes. Verstärkt geht 
nun Postone, weiterhin den Antisemi- 
tismus als Ausdruck von Wertvergesell- 
schaftung und verschwörungstheoreti- 
scher Welterklärung fassend, auf den Zu- 
sammenhang davon ein, welchen Platz 
eine Gesellschaft (auch historisch) in der 
ökonomischen Weltordnung einnimmt 
und wie der Antisemitismus in dieser 
Gesellschaft ausgeformt ist. Anhand der 
Rede des malaysischen Premierministers 
Mahathir auf der Konferenz islamischer 
Staaten weist er nach, wie verschwö- 
rungstheoretische Erklärungsmuster und 
ökonomischer Niedergang zu einer Kon- 
junktur des Antisemitismus in der isla- 
mischen Welt geführt haben. 

Die Warnung von Moishe Postone, 
»Wenn man jetzt auf diesen Zug [des 
Postkolonialismus, P2] aufspringt, finde 
ich das unglücklich«, versucht Phase 2 
Berlin ernst zu nehmen, wenn sie mit ih- 
rem Beitrag »After Dark« eben diesen An- 
satz untersucht. Dabei wird ein umfassen- 
der Einblick in Entwicklung und Stand 
der postkolonialen Debatte gewährt und 
ein Zugriff darauf in Form einer kriti- 
schen Würdigung gewählt, der die Po- 
tenziale aufzeigt, die der Ansatz für die 
radikale Linke bereitzustellen in der Lage 


ist. Die postkoloniale Theoriebildung 
wird hier vor allem unter dem Aspekt der 
Subjekts- und Identitätskonstitution un- 
tersucht. Der Fokus richtet sich explizit 
auf die Fallen der Affirmation, die für die 
postkoloniale Theorielandschaft fast 
schon strukturierendes Merkmal sind. 
Die Stärke der postkolonialen Dekons- 
truktion liegt — und das macht sie für 
Linke interessant — in der Analyse und 
Kritik des jeweils hegemonialen Diskur- 
ses. Seine Schwäche — und dort ist sie vor 
allem Teil des Problems und muss abge- 
lehnt werden - liegt in der oft kritiklosen 
Identifikation mit den angeblich authen- 
tischen und legitimen Gegendiskursen 
der Marginalisierten. Als zentrales Ziel 
der Kritik identifizieren die AutorInnen 
das »Weiß-Sein« als »Ort« von Aussagen, 
Betrachtungen und der Normensetzung. 
Als das Normale und Selbstverständliche 
ist dieser Ort selbst »unmarkiert«. Phase 2 
Berlin problematisiert die Übertragbar- 
keit von postkolonialer Theorie auf deut- 
sche Verhältnisse, kommt aber zu dem 
Schluss, dass die Kritik gewinnen kann, 
wenn sie sich dieser Ansätze annimmt. In 
dem Sinne wird auch versucht, in der sich 
abzeichnenden Zweiteilung von Anti- 
rassismus und Antiantisemitismus zu ver- 
mitteln. 

Die von Phase 2 Berlin in »After 
Dark« aufgeworfene Frage der transiden- 
titären Organisierung, findet ihre Ant- 
wort und Konkretion im Artikel »Iden- 
titäten auf dem Weg zum Hybriden« der 
Antirassistischen Gruppe Leipzig. Exem- 
plarisch wird anhand der Diskussionen 
um die letzten Grenzcamps aufgezeigt, 
wie sich dieses Konzept in der Gestaltung 
des Verhältnisses von »Weiß-Deutschen« 
und »Menschen mit Flucht- und Mi- 
grationshintergrund« in den Campvor- 
bereitungen bewährte und wo die Gren- 
zen des Konzeptes lagen. Dabei wird von 
durch Herrschaft konturierten Identi- 
täten ausgegangen, die rassistische Mar- 
kierungen reproduzieren und durch eine 
gemeinsame Politik und Praxis überwun- 
den werden sollen und als Chance eine 
Hybridisierung von starren identitären 
Vorstellungen benannt. In ihrem Artikel 
setzt sich die Leipziger Gruppe auch mit 
der Gegenposition antirassistischer 
Gruppen auseinander, die transidentitäre 
Konzepte als instrumentell und unrealis- 
tisch einstufen und befürchten, dass diese 
Organisierung zum bloßen Selbstzweck 
jenseits weitergehender politischer Pers- 
pektiven gerät. 


PHASE 2, Leipzig 
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Integration über Judenhass? 


ÜBER DEN WACHSENDEN ANTISEMITISMUS UNTER MIGRANTINNEN 


m 9. November 2003 fand, wie bereits letztes Jahr, 

eine Gedenkkundgebung für die Opfer des Novem- 
berpogroms und der Shoah in Wien statt, die ge- 
meinsam von antinationalen und antideutschen Linken 
und jüdischen Organisationen wie dem HaShomer 
HaZair, der Zionistischen Föderation Österreichs oder 
dem Forum gegen Antisemitismus organisiert worden war. 
Während der Rede von Alex Friedmann, dem Grün- 
der von Esra, einer Institution die psychotherapeutische 
und soziale Unterstützung für Überlebende der Shoah, 
aber auch für andere Opfer von Folter, Terror und Unter- 
drückung anbietet, stürmten von einer Seitengasse kom- 
mend plötzlich AktivistInnen des Arabischen Palästina 
Clubs und der Sedunia aufdie Kundgebung los und riefen 
mittels Megaphonen einschlägige Parolen wie »Israel, 
USA, Menschenrechte Hahaha!« oder »USA - internatio- 


nale Völkermordzentrale«. 
Ein europäisches Phänomen 


Obwohl dieser Angriff letztlich von entschlossenen Teil- 
nehmerInnen der Gedenkkundgebung abgewehrt werden 
konnte, war damit erstmals in Österreich eine Gedenk- 
kundgebung jüdischer und nichtjüdischer Organisatio- 
nen angegriffen worden. Zu den Angreifern zählten Per- 
sonen, die - aus der klassisch antiimperialistischen Wiener 
Linken kommend - mittlerweile zum Islam konvertiert 
sind und unter dem Namen Sedunia eine krude Mischung 
aus emotionalisierenden linken Versatzstücken und isla- 
mistischer Propaganda vertreten. Zudem beteiligten sich 
auch palästinensische ImmigrantInnen des der PFLP nah- 
estehenden Arabischen Palästinaclubs an der Aktion. 
Dieser Angriff stellte jedoch nur den vorläufigen Hö- 
hepunkt einer Auseinandersetzung dar, die sich primär um 
den Antisemitismus österreichischer Linker dreht, die aber 
auch jenen Antisemitismus zunehmend offenlegt, der sich 
unter ImmigrantInnen in Europa breit gemacht hat. Be- 
reits 1999 waren im antirassistischen Bündnis »Für eine 
Welt ohne Rassismus«, das sich nach der Tötung von Mar- 
cus Omofuma gebildet hatte und in dem anfänglich fast 
alle linken und antirassistischen Initiativen mit verschie- 
denen MigrantInnenorganisationen zusammenarbeite- 
ten, zu Auseinandersetzungen um den Antisemitismus 
und Antizionismus einzelner ProtagonistInnen des Bünd- 
nisses gekommen. Letztlich verließen einige KritikerInnen 
dieses Antisemitismus — darunter der Autor dieser Zeilen — 
das Bündnis. Wenig später verschwanden auch die wich- 
tigsten VertreterInnen dieses Antisemitismus von der an- 
tirassistischen Aktionsplattform. Zu ähnlichen Auseinan- 
dersetzungen kam es immer wieder im Zuge von Demon- 
strationen und Aktionen, wobei sich die Spaltungen hier 


v.a. zwischen klassisch linken Organisationen abspielten, 
die kaum oder gar keine ImmigrantInnen in ihren Reihe 
zählten. 

Ähnliche Konflikte wurden in den letzten Jahren auch 
in Deutschland ausgetragen, wo sich Spaltungslinien so- 
wohl innerhalb der »deutschen« Linken, als auch zwischen 
MigrantInnenorganisationen zeigten. So thematisierten 
auch einige Gruppen aus dem zuletzt benannten Spek- 
trum den Antisemitismus in MigrantInnenorganisa- 
tionen. International wurde jedoch dem Antisemitismus 
unter Jugendlichen, deren Familien teilweise schon vor 
Jahrzehnten aus dem Maghreb nach Frankreich eingewan- 
dert sind, die größte Aufmerksamkeit geschenkt, da deren 
Antisemitismus teilweise zu physischen Angriffen und 
Anschlägen auf Jüdinnen und Juden, jüdische Einrichtun- 
gen, Geschäfte und Lokale in Frankreich führte. Aller- 
dings kam es durch die Offensichtlichkeit des Antisemitis- 
mus in Frankreich auch vermehrt zu gemeinsamen Bemü- 
hungen gemäßigter islamischer Institutionen und jüdi- 
scher Gemeinden, die sich für ein gegenseitiges Verständ- 
nis zwischen marginalisierten Jugendlichen mit Migra- 
tions-Hintergrund und Jüdinnen und Juden, die großteils 
selbst aus dem Maghreb stammen, einsetzten. 


Quellen des Hasses 


Der Antisemitismus von MigrantInnen speist sich ins- 
besondere in den Nachfolgestaaten des nationalsozialisti- 
schen Deutschen Reiches aus unterschiedlichen Quellen, 
die zwar miteinander zu tun haben, aber zugleich zu einem 
neuartigen Gemenge unterschiedlicher antisemitischer 
Traditionslinien vermischt werden. 

Einerseits ist hier der traditionelle Antisemitismus der 
deutschen und österreichischen Mehrheitsgesellschaft zu 
nennen. Ein zwar öffentlich nach 1945 teilweise tabu- 
isierter, aber privat und gesellschaftlich weiter tradierter 
und öffentlich als verkürzter »Antikapitalismus« oder An- 
tizionismus codierter Antisemitismus, stellt letztlich auch 
eine Möglichkeit der Integration von ImmigrantInnen 
dar. Nichts verbindet mehr als ein gemeinsames Res- 
sentiment. Wenn gefordert wird, MigrantInnen hätten 
sich einer »deutschen Leitkultur« anzupassen, beinhaltet 
dies letztlich auch die Aufforderung, den deutschen Anti- 
semitismus zu übernehmen. 

Wie erfolgreich diese Integrationsstrategie verlaufen 
kann, zeigt auch die neue Liebe der Deutschen für den 
Islam. War in den siebziger- und achtziger Jahren der Islam 
in Deutschland und Österreich noch eines der wichtigsten 
Feindbilder, so entwickelte sich mit der Zunahme des 
Antisemitismus in islamischen Gesellschaften, insbeson- 
dere mit den Anschlägen von Bin Ladens al-Qaida, dessen 


internationale Organisation sich eigentlich »Interna- 
tionale Front für den Djihad gegen Juden und Kreuzzüg- 
ler« nennt, ein zunehmendes Interesse und Verständnis für 
den Islam. Nicht dass ein solches Interesse an sich schon 
antisemitisch und abzulehnen wäre, es scheint jedoch, dass 
sich dieses Interesse nicht trotz, sondern gerade wegen des 
zunehmend mörderischen Antisemitismus militanter Isla- 
misten von der Hamas bis zur al-Qaida vergrößert. Als 
Indiz dafür kann auch die mediale Rezeption des Nahost- 
konfliktes gelten. Zunächst waren »Palästinenser« zu ei- 
nem Zeitpunkt, in dem palästinensische Organisationen 
zwar einzelne sehr blutige Anschläge gegen Zivilisten ver- 
übten, aber noch lange nicht mit massenhaften Selbst- 
mordanschlägen gegen Jüdinnen und Juden losschlugen, 
sondern ihre Anschläge noch irgendwie in einen Kontext 
eines »linken« Antiimperialismus stellten, geradezu als 
Synonym für grausame Terroristen in den deutschen und 
österreichischen Medien präsent. Dieses Bild änderte sich 
jedoch, als der Antisemitismus in der palästinensischen 
Gesellschaft zum Massenphänomen wurde, die Hamas 
zunehmend an Einfluss gewann und selbst ehemals säku- 
lare Organisationen wie die al-Fatah oder die PFLP sich in 
Form und Inhalt ihrer Anschläge zunehmend antisemitis- 
chen Islamisten anglichen. Je ähnlicher der islamistische 
Antisemitismus dem deutschen wurde, desto mehr konn- 
ten IslamistInnen auf deutsches Verständnis hoffen. 

Die zweite Traditionslinie des Antisemitismus unter 
MigrantInnen ist neben dem deutschen Antisemitismus 
der Antisemitismus ihrer »Herkunftsländer«. Insbesonde- 
re in den Staaten des Nahen und Mittleren Ostens hat sich 
im Laufe des 20. Jahrhunderts ein moderner Antisemitis- 
mus gezeigt, der sich einerseits durch die ökonomische, 
politische und soziale Situation eines peripheren Kapita- 
lismus und andererseits durch den Import moderner anti- 
semitischer Ideen aus Europa, insbesondere aus Deutsch- 
land, entwickeln konnte. Bereits über den Mufti von Jeru- 
salem Haj Amin al-Husseini, der als einer der wichtigsten 
sunnitischen Geistlichen während der NS-Zeit mit 
Deutschland kollaborierte und den Nazis sogar behilflich 
war, muslimische SS-Divisionen in Bosnien und Albanien 


ums Leben kamen. Wenn selbst in der Türkei, in der 
mehrere zehntausend Jüdinnen und Juden bisher über- 
wiegend unbehelligt leben konnten und sich deshalb im 
Gegensatz zu den meisten anderen islamischen Staaten in 
Istanbul, Izmir, Bursa und Ankara Gemeinden erhalten 
haben, solche Anschläge möglich sind, ist der Antisemitis- 
mus islamistischer Gruppen keineswegs mehr ein Rand- 
phänomen, sondern ein zentraler Programmpunkt dieser 
politischen Strömungen. 


Das Ende der Toleranz 


Aufgrund der größeren politischen Freiheiten in Europa 
konnten sich diese Gruppierungen teilweise gerade in Euro- 
pa ungestört entwickeln, während sie in den autoritär re- 
gierten Staaten des Nahen und Mittleren Ostens oft verfolgt 
und manchmal gegen die Linke instrumentalisiert wurden. 

Auch in Deutschland sind mit Milli Görüs, dem Kha- 
lifenstaat Metin Kaplans, den Nurculuk, den Süley- 
mancılar oder den Nakshibandiya Gruppen des sunniti- 
schen Integralismus aus der Türkei vertreten. Unter arabi- 
schen ImmigrantInnen sind jedoch besonders die sunni- 
tischen Muslim-Brüder, die von Muslim-Brüdern gegrün- 
dete Hamas und Vorfeldorganisationen der schiitischen 
Hisbollah aktiv. So unterschiedlich diese Gruppierungen 
in den konkreten Ausformungen ihres Integralismus sind, 
so eint sie doch ein antisemitisches Weltbild und eine 
zunehmende Thematisierung des Nahostkonfliktes, der 
immer mehr religiös aufgeladen wird und damit nicht 
mehr rational lösbar erscheint. Es kann wohl auch kaum 
als Zufall gewertet werden, dass die Ausführenden des 
Anschlags vom 11. September 2001 islamische Immi- 
grantInnen waren, die in Deutschland lebten und von hier 
aus ungestört ihren Massenmord planen konnten. 

Der Kampf gegen Antisemitismus von MigrantInnen 
muss ebenso entschlossen geführt werden, wie der 
Kampf gegen jeden anderen Antisemitismus. Er darf da- 
bei aber nicht in die Falle tappen, alle (islamischen) Mi- 
grantInnen pauschal des Antisemitismus zu verdächtigen 
und damit rassistisch zu werden und politische Phäno- 


»DER KAMPF GEGEN ANTISEMITISMUS VON MIGRANTINNEN 
MUSS EBENSO ENTSCHLOSSEN GEFÜHRT WERDEN, WIE DER KAMPF 
GEGEN JEDEN ANDEREN ANTISEMITISMUS.« 


aufzubauen, kam es zur unmittelbaren Übernahme deut- 
scher Ideologie durch arabische Organisationen. Die eng 
mit Amin al-Husseini zusammenarbeitende Muslim-Bru- 
derschaft verband dabei ihren islamischen Integralismus 
zunehmend mit dem Antisemitismus der Nazis. Systema- 
tisiert wurde diese Verbindung allerdings erst in den sech- 
ziger Jahren durch Sayyid Qutb, der in seinem Werk 
»Unser Kampf mit den Juden« die Ideen der »Protokolle 
der Weisen von Zion« und anderer antisemitischer Schrif- 
ten aus Europa mit einer islamischen Tradition verband. 
Seither ist der Kampf gegen Jüdinnen und Juden ein Ele- 
ment, das IslamistInnen aus verschiedensten islamischen 
Staaten, aber auch aus Europa, miteinander verbindet. 
Den jüngsten Höhepunkt dieses mörderischen Antisemi- 
tismus stellte der Anschlagauf zwei Synagogen in Istanbul, 
am Samstag den 15. November dar, bei dem 25 Menschen 


mene zu kulturalisieren oder zu biologisieren. Im Gegen- 
teil: Soll dieser Kampf erfolgreich sein, muss er gemein- 
sam mit jenen MigrantInnen geführt werden, die sich 
diesem Antisemitismus widersetzen, und er darf dabei 
auch nicht die Gesellschaft außer acht lassen, in der sich 
dieser Antisemitismus auf Sympathien, schweigende 
oder aktive Zustimmung berufen kann: die deutsche Ge- 
sellschaft. 


"THOMAS SCHMIDINGER 

Thomas Schmidinger ist Politikwissenschafter und Redak- 
tionsmitglied der Zeitschrift Context XXI. Er koordiniert 
die Recherche für die Migrationsausstellung der Initiative 
Minderheiten, die im Januar 2004 im Wiener Museum 
eröffnet wird. 
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ANMERKUNGEN 


' Man bedenke in die- 
sem Zusammenhang 
allein die demütigende 
Hinnahme erheblicher 
territorialer Zugeständ- 
nisse an die Teehäuser 
und Dönerbuden im 
Zeitalter der immer 
knapper werdenden 
Ressourcen. 


? www.cafe- 
morgenland.com/ 
konkret.htm. 


’ Diese sollen hiermit zur 
Vertiefung der theoreti- 
schen Reife und vor al- 
lem zur Schließung des 

Defizits im Bereich der 
empirischen For- 
schungsmethoden auf 
die Möglichkeit verwie- 
sen werden, sich bei der 
deutschen Polizei 
weiterbilden zu lassen. 
Vor allem die Kölner 
Polizei hat auf den in 
diesem Kontext 
relevanten Forschungs- 
feldern sich Verdienste 
erworben: 

»Nach Information des 
Rom e. V. Köln hat die 
Sonderkommission EK- 
Tasna strafunmündige 
Roma-Kinder, überwie- 
gend Mädchen bis 14 
Jahre, im Rahmen so 
genannter Ermittlungs- 
methoden ohne richterli- 
chen Beschluss zum 

Altersröntgen gebracht, 
nackt ausgezogen und 

fotografiert. Insbeson- 
dere verschmutzte Wä- 
sche, Ausscheidungen 
und der Körpergeruch 
der Kinder stieß auf die 
besondere Aufmerk- 
samkeit der Beamten. In 
akribischer Weise wurde 
beschrieben, welche 

Ausscheidungen vorlie- 
gen, wie deren Geruch 

einzuschätzen ist, wie 
oft die Körperpflege 
erfolgt und wie ver- 
schmutzt die Kinder 
sind.« Aus der 
Presseerklärung des 
Förderverein Roma e.V., 
Frankfurt am Main, 
31.10.2003. 


* www.cafe- 
morgenland.com/anti- 
semi.htm. 


® www.kanak- 
attak.de/ka/text/ak0706 
01.htmi. 


® www.cafe- 


morgenland.com/ 
sonntag.htm. 
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Die Auschwitz-Option 


DER VORLIEGENDE TEXT HAT WEDER DIE ABSICHT, DIE DEUTSCHE LINKE 
VON IHREN »MAKELN« ZU BEFREIEN, NOCH WILL ER EINEN 
.KONSTRUKTIVEN BEITRAG ZUR HERAUSBILDUNG EINER LINKEN POLITIK- 
UND INTERVENTIONSFÄHIGEN FORMATION LEISTEN 


uch soll antizipatorisch darauf hingewiesen werden, 

dass es nicht unsere Absicht ist, antideutschen 

Gruppen einen Sonderstatus in der gegenwärtigen 
Konstellation der deutschen Dinge zu attribuieren. Es ist 
allein wertfrei zu konstatieren, dass ihnen nachgesagt wer- 
den kann, dass sie zu dem deutschen Volkssport (Jagd auf 
Andere) ein zwiespältiges Verhältnis erkennen lassen; sie 
erscheinen zögerlich und lassen das sonst übliche leiden- 
schaftliche Engagement dafür vermissen. Es ist ihnen da- 
rüber hinaus — und weiterhin wertungebunden - anzu- 
merken, dass sie die Ersten unter den Linksdeutschen sind, 
die ihre angestaute »Fremdenzuneigung« und ihren zuge- 
spitzten Wunsch danach, die nationalsozialistischen Er- 
rungenschaften zu relativieren und abzuschütteln, auf ent- 
zückend ehrlicher Weise artikulieren. Es ist nicht allzu lan- 
ge her, als wir mit großer Mühe und Anstrengung die da- 
mals auftauchenden »Leerstellen« im — nicht nur - links- 
und antideutschen Diskurs aufspürten und anprangerten. 

Und heute? Ein einträchtiger linksdeutscher Stamm- 
tisch, der das Feld behauptet und sich einen gediegenen 
wohlverdienten und gleichberechtigten Platz auf dem hart 
umkämpften Boden des deutschen Wirtshauses' erfochten 
hat, redet sich seine Sehnsüchte befreit von der Seele. Wo- 
bei auch hier vollständigkeitshalber — und abermals wert- 
neutral — auf die Differenz zu dem dienstälteren Stamm- 
tisch hingewiesen werden soll: Es ist nicht kategorisch 
auszuschließen, dass der Jüngere auch mal bei dem netten 
» Türken« konferiert. 

Als im Jahr 1998 der Autor des in der Konkret veröf- 
fentlichten Beitrags »Stille Agnes« (Kopftuch von Frau 
Ludin) u.a. wegen seiner Haremsphantasien kritisiert 
wurde (Die Monatszeitschrift Konkret: made in ger- 
many’), gab es keine Empörung, geschweige denn eine 
Antisexismus-Diskussion. Erst als ein paar Jahre später 
sein Beitrag »Infantile Inquisition« erschien, wurde sein 
Sexismus entdeckt. Als wir im gleichen Text W. Pohrt u.a. 
wegen seiner Sorgen um die Eroberung des Hamburger 
Rotlichtmilieus durch die Albaner kritisierten, wurde dies 
als eine CM-Blasphemie ad acta gelegt. Es musste erst zu 
seinem Tempodrom-Auftritt am 3. Oktober kommen, 
damit er neu entdeckt werden konnte, wo er doch mit 
deutscher Konsequenz nichts anderes tat, als seine alten 
Sorgen um aktuelle Plagen zu ergänzen: »Stuttgart zum 
Beispiel hat in der Altersgruppe unter 18 Jahren einen 
Ausländeranteil zwischen 35 und 40 Prozent. Es gibt 
Spielplätze, wo türkische Kinder von anderen Ein- 
trittsgeld verlangen. Es gibt in den Gemeinden des 
Umlands Wohngebiete, die ein einheimischer Jugend- 
licher besser meidet, nicht weil er ein Faschist wäre, son- 
dern weil türkische Jugendclans dort ein bisschen Bande 


spielen und mit harter Hand Revierverteidigung üben. 
Was die Ressentiments gegen Ausländer betrifft, so 
sprechen übrigens Indizien dafür, dass es sich dergleichen 
derzeit am stärksten bei türkischen Jugendlichen entwick- 
elt, nämlich ein ausgeprägter Deutschenhass.« (Konkret, 
11/03). Selbst die Koketterie, von sich zu behaupten, 
nicht fernzusehen, bzw., keine Zeitungen zu lesen, ent- 
puppt sich als billige Effekthascherei: Er rezipiert höchst 
aufmerksam alles, und vor allem das Kleingedruckte bzw. 
Kleingesendete bezüglich der Blutzugehörigkeit, Wurzeln 
und Herkunft: »Ausländeranteil zwischen 35 und 40 Pro- 
zent«. Als deutscher Linker ist es überhaupt nicht nötig, 
Fernsehen zu gucken, um sich von deutschhassenden tür- 
kischen Jugendgangs bedroht zu fühlen. Dies funktioniert 
nämlich instinktiv. 

Ähnlich gewandt und erstaunlich frühreif im Bereich 
der Ahnenforschung, Blutlehre, Stammbaum- und Ge- 
schlechterkunde sind auch die Neuzugänge des links- und 
antideutschen Stammtisches’: »... dass Cafe Morgenland, 
das meines Wissens aus abendländischen Christen besteht 
(eigentlich herzlich egal, aber wer sich hier so weit aus dem 
Fenster lehnt ...)«, oder: »Übrigens ist auch Herr Morgen- 
land ziemlich weitgehend deutsch und scheint sich etwas 
zu verrennen, wenn er zum wiederholten Male leugnet, 
dass die gesellschaftlichen Ursachen des Antisemitismus 
analysierbar seien« (siehe für vergleichbares: linke deut- 
sche Foren im Web). Bemerkenswert ist, dass im ersten Zi- 
tat die Tötungsabsicht, die diesen spezifischen Wissen- 
schaften bzw. allen Überlegungen/ Äußerungen dieser Art 
kategorisch inhäriert, nicht wie üblich implizit bleibt, son- 
dern explizit ausgesprochen wird. Es versteht sich von 
selbst, warum wir absolut nichts dagegen hätten, wenn sie 
so weiter plauderten (Das Zeug muss raus, werden doch 
die Verdrängungsprozesse bei den Deutschen stets lebens- 
gefährlich - für Andere). 

Als wir mitten in den Spitzenzeiten der Antirabewe- 
gung, d.h. als die Linksdeutschen MigrantInnen und 
Flüchtlinge furchtbar nett und hin und wieder sogar 
schützenswerter als die Wale fanden, versucht hatten, durch 
diskursive Auseinandersetzungen das Ausblenden sowohl 
der NS-Kontinuität als auch des Antisemitismus unter 
MigrantInnen (»Antisemitismus unter MigrantInnen«‘) zu 
problematisieren, kam die Reaktion kurz danach und zwar 
anders als erwartet: »Bestimmte Diskussionen, wie etwa 
eine Analogisierung der BRD mit dem NS-Regime, wollen 
wir in unserem Projekt aber einfach nicht haben; wir sind 
bereit, darüber mit anderen Gruppen oder auch einzelnen 
Leuten zu streiten, aber nicht bei uns selbst.« Kanak-Attak, 
siehe dazu auch »Sonntagsgespräch«‘. 


Und all das soll durch solche »Korrekturmaßnahmen« 
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gestoppt werden? Damit wir uns erneut bzw. weiterhin der 
fürchterlichen Strapaze unterziehen müssen!? Unsere ein- 
gangs als Allererstes unmissverständlich deklarierte Ab- 
lehnung und Unterlassung dessen, dass die deutsche Linke 
und alle, die solche werden wollen, geläutert werden, ist 
also nicht zuletzt pragmatisch begründet. Aber auch die 
Herausbildung einer linken Formation, die soziale Kimp- 
fe u.ä. vorantreiben solle, ist und bleibt in Deutschland 
eine ernst zu nehmende Bedrohung für uns - je erfolgrei- 
cher, umso gefährlicher. Uns geht es in keiner Weise um 
die Verbesserung der Lebensbedingungen dieser Popu- 
lation, sondern einzig und allein um die Verbesserung der 
Überlebensbedingungen der Anderen. 

Wenn z.B. die Zunahme der Arbeitslosigkeit und die 
Angst, den Arbeitsplatz zu verlieren, dazu führen würde, 
dass sich die Deutschen nur noch mit dieser Gegebenheit 
beschäftigten, indem sie sich z.B. im Kampfe gegen diese 
engagierten oder indem sie wegen dieser Schimpflichkeit 
— »wer seine Arbeit verliert, verliert Selbstwertgefühl« — 
sich die Hucke vollsöffen und dadurch nicht mehr imstan- 
de wären, sich um die Nichtdeutschen/ Anderen zu küm- 
mern (soll heißen, sie nicht mehr totschlügen, »deren Zel- 
te nicht anzündeten«, jüdische Einrichtungen in Ruhe 
ließen, usw.), dann wäre die einzige revolutionäre (im 
wahrsten Sinne des Wortes) Forderung die unverzügliche 
Erhöhung des Arbeitslosenanteils von derzeit 10 Prozent 
aufz.B. 30 Prozent (nach oben sind wir offen). 

Wenn aber genau das Gegenteil passiert, wenn also 
höhere Arbeitslosigkeit zu mehr Anschlägen führen wür- 
de, dann wären wir selbstverständlich für die Voll- bzw. 
Überbeschäftigung der Deutschen. Dann müsste die ein- 
zig revolutionäre Forderung lauten: »Weg mit dem Acht- 
Stunden-Tag, zurück zum 12-Stunden-Tag, sieben Tage 
die Woche, etc.« Einiges spricht dafür, dass das extensive 
Malochen, auch wenn es der Entschlossenheit und 
Willenskraft des Deutschen nichts anhaben kann, seine 
physische Leistung u.U. soweit drosseln könnte, dass 
er/sie nicht den Speed bringen könnte, der immerhin 
notwendig ist, um das Angriffsobjekt aufzuspüren, um es 
totzuschlagen, zu verbrennen usw. Trifft beides nicht zu, 
dann kann uns die Angelegenheit völlig egal sein. 

Wie antwortete der nicht-linksradikale Ignatz Bubis 
bei der Besichtigung der niedergebrannten Unterkunft der 
vietnamesischen Flüchtlinge — nach den Pogromen in 
Lichtenhagen — auf die Frage eines Journalisten? »Soziale 
Probleme ist eine Sache, Menschen umzubringen eine 
ganz andere«. 

Anfang Oktober 2003 wurde in Overath (Rheinland- 
Pfalz) ein Mord an einem Anwalt, seiner Frau und seiner 
Tochter begangen. Grosse Aufregung im Ort. Es wurden 
Fernsehinterviews auf der Strasse geführt; eine ältere Frau 
zeigte sich entsetzt über das Geschehen: »Eine solche Tat 
ist mir unvorstellbar, wie kann ein Mensch so was ma- 
chen?« Bei sechs Millionen Toten hat sie kein Problem, es 
nicht nur sich vorzustellen, sondern auch ein Leben lang 
damit zu leben, bei drei Toten aber schon. Dieser Frau war 
es nicht bewusst, dass sie damit dem kollektiven Gemüts- 
zustand dieser Population Ausdruck verlieh: »Die Bundes- 
republik Deutschland hat einen einzigen Satz hervorge- 
bracht. Der Satz ist in einem Maße genial, dass aller Pro- 
test zu Gemeckere wird, alle Beschimpfung zum Lob. Es 
ist der Satz eines Faschisten, der dann nicht mehr als Fa- 
schist arbeitete, und der dazu gebracht werden sollte, sich 


zum Faschismus zu äußern. Dieser Mann sprach einen 
einzigen Satz, und als er diesen Satz gesprochen hatte, war 
klar, dass es niemals eine Erwiderung geben würde, keine 
Antwort, keine selbe Welt. Der Satz lautete: Ich erinnere 
mich nicht!« (Ronald M. Schernikau). 

Die Deutschen sind weder besonderes antisemitisch — 
andere Länder machen ihnen zurzeit den Führungsan- 
spruch streitig — noch besonderes antiamerikanisch — in 
der diesbezüglichen Rangliste markieren die Deutschen 
immer noch das öde Mittelmaß, was damit zusammen- 
hängen könnte, dass es sich bei so vielen Schlechtigkeiten 
sowieso als eine kaum erstrebenswerte Geringfügigkeit be- 
trachtet wird. Selbst was die Verschwörungstheorien be- 
trifft, tun sich ganz andere Exemplare hervor. So begrün- 
dete ein Nebenkläger im Prozess gegen den »17. Novem- 
ber«, in seinem Plädoyer Ende September 2003 in Athen, 
warum der »17. November« von Israel und »den Juden« 
gesteuert worden sei: »Warum wurde niemals ein jüdisches 
Ziel, weder Personen noch jüdische Interessen angegrif- 
fen? Außer gegen den amerikanischen Imperialismus, 
wurden Anschläge gegen Ziele aus dem Nahen Osten und 
aus Balkan, gegen türkische, englische, französische, deut- 
sche, saudiarabische und andere Ziele, gegen den holländi- 
schen Konsul und gegen das holländische Konsulat ver- 
übt, aber kein jüdisches Ziel«. 

All das stand auch zu keiner Zeit in unserer bisherigen 
Auseinandersetzungen zu Debatte. Was die Deutschen 
von allen Anderen unterscheidet, ist diese Aufrechterhal- 
tung der Auschwitz-Option. Potzlow und Babenhausen, 
Lichtenhagen und Mannheim-Schönau sind keine Aus- 
nahmen von der Regel, sondern die Regel selbst. In dem 
Moment, in dem jemand die Frage »könnte dies auch 
anderswo, überall in Deutschland passieren?« mit »Ja« 
beantwortet, sind ganz andere Konsequenzen zu ziehen, 
als z.B. ein Referat über kommunistische Aneignung, oder 
das kontemplative Grübeln über »Wertvernichtung« usw. 

Es ist diese Kontinuität, die bis in die trivialsten Ni- 
schen des deutschen Alltags weiter wirkt und werkt. Der 
Baustopp des Holocaust-Mahnmals in Berlin — weil 
rauskam, dass die Hersteller von Zyklon-B (Degussa) mit 
der Imprägnierung der Platten des Holocaust-Mahnmals 
beauftragt wurden - ist nicht allein eine Frage der fehlen- 
den Sensibilität der Verantwortlichen, sondern vor allem 
eine Antwort der vorhandenen Kontinuität. Woher eine 
andere Firma nehmen? BASE, Höchst, Bayer? Waren denn 
nicht alle auf die eine oder andere Weise an der Vernich- 
tung beteiligt? Man kann höchstens zynisch anmerken, 
dass sie damals schon für die Aufträge in der Zukunft 
gesorgt haben (Auftragsgewinnung zur Errichtung von 
Mahnmalen für die Menschen, die sie getötet haben). Also 
was nun? Wie viel Degussa darf es sein? Ist die Lösung etwa 
»nur noch ausländische Firmen für solche Fälle«, damit es 
dann moralisch vertretbar wird, deutsche Firmen für 
nicht-Holocaust-Mahnmal-ähnliche Geschäfte zu en- 
gagieren? Versteht ihr denn nicht, dass nichts ohne die ele- 
mentare Voraussetzung — Auflösung des Deutschland- 
Gebildes — geht? Denn alles, was man in diesem Land an- 
fasst, nach Gas riecht? Es gibt kein Entkommen aus dieser 
lebendigeren Geschichte denn je. 

Es ist genau diese Auschwitz-Option, die sie beim erst- 
besten Anlass dazu bringt, offen und amtlich über die 
Bedingungen und Voraussetzungen dessen zu debattieren, 
ab wann es wieder gerechtfertigt ist Juden umzubringen 


(siehe Honderich-Veranstaltung in Leipzig). 

Es ist eben dieser Joker, der immer parat 
steht, immer dann rausgezogen wird, wenn 
der Anstoß erfolgt: Nicht die antisemitischen 
Tiraden eines Provinzabgeordneten Hohmann 
sind das Besondere, wo es doch in jeder x-be- 
liebigen Zusammenrottung — Elternabend, 
Mittagspause am Arbeitsplatz, romantischer 
Kerzenabend, 1.-Mai-Demonstration usw. — 
wesentlich weiter geht, was solche Sprüche 
betrifft. Die Auschwitz-Karte kommt stets 
danach auf dem Tisch: Laut ntv-Umfrage 
sind 69 Prozent der Deutschen gegen den 
Ausschluss von Hohmann aus der CDU, laut 
Pr07 gar 82 Prozent. Die Bezeichnung »Mehr- 
heit« wäre hier ein Euphemismus, wo ge- 
schlossene Reihen auf der Poleposition lech- 
zend das Startsignal abwarten. 

Was den »Islamismus« und die hier kursie- 
renden vielfältigen Wortspielereien und das 
reiche Begriffsarsenal angeht (sie haben sogar 
hingekriegt, ihn in Verbindung mit den 9. No- 
vember zu bringen!), hat es sich inzwischen 
rumgesprochen, dass es sich um ein rassisti- 
sches Konstrukt handelt, das man gut und 
höchst effizient bedienen kann. Was aber im- 
mer noch nicht verstanden worden ist, ist, dass 
dadurch gleichzeitig die konkreten Täter, ihre 
Strategie gegen Israel (Dekomposition der is- 
raelischen Gesellschaft durch gezielt auf Zivi- 
listen geübte Mordanschläge) und ihre Haupt- 
sponsoren (Europa) von der Kritik immer 
häufiger und immer mehr verschont bleiben, 
in den Hintergrund geraten. Dies, obwohl die 
Drahtzieher und Organisatoren der program- 
matischen Massaker an der israelischen Bevöl- 
kerung medial und lauthals jedes Mal die 
Verantwortung dafür übernehmen und offen 
dafür werben. Sie haben konkrete Namen. Sie 
nennen sich Hamas, Djihad, Al-Aksa-Briga- 
den usw. Genau dies führt dazu, dass die israe- 
lische Armee - entgegen den Sehnsüchten von 
Teilen der Teutonen — keine Flächenbombar- 
dements gegen »die Palästinenser« oder »isla- 
mistische Zentren«, sondern gezielt und verur- 
sacherbezogen ihre Angriffe vollzieht. Sie wird 
- so befürchten wir leider — so lange ihr Ziel — 
friedliches Zusammenleben von Israelis und 
Palästinensern — nicht erreichen können, so- 
lange die Hauptsponsoren und Förderer der 
Anschläge, das antisemitische Deutscheuropa, 
direkte und indirekte Unterstützung — materi- 
elle Zuwendungen in Millionenhöhe, Förde- 
rungen von allerlei undurchsichtigen »Projek- 
ten«, mediale, öffentlichkeitswirksame Insze- 
nierungen — aufrechterhält (Laut EU-Umfrage 
sehen 59 Prozent der Europäer Israel als die 
größte Gefahr für den Weltfrieden; bei den 
Deutschen gar 65 Prozent). 

Als etwa vor zwei Jahren die Beerdigungs- 
zeremonie eines durch die israelische Armee 
getöteten Hamas-Aktivisten beginnen sollte, 
musste die Beerdigung und der Ausbruch der 


Empörung der Teilnehmer über die Tat um 
vier Stunden verschoben werden. Der Grund: 
Die Ankunft eines französischen Fernseh- 
teams hatte sich verzögert! Soviel zum »isla- 
mistischen Fanatismus«, der entgegen allen 
Behauptungen professionell und rational ge- 
staltet und inszeniert wird. Also noch einmal; 
ohne antisemitisches Europa hat die Hamas- 
Djihad-Al-Aksa-und-sonstwer keine Perspek- 
tive. Ohne die Kuschelformation von 144 
Staaten inklusive der »antifaschistischen« Al- 
lianz (Großbritannien, Spanien, Italien, Po- 
len), die neulich der Verurteilung Israels in 
der UNO zugestimmt haben, wäre ein dauer- 
hafter Nahostkrieg nicht möglich. 

Folgerichtig wäre es, gegen dieses Europa, 
beginnend (unbedingt) mit D-Land vorzuge- 
hen, wegen seiner Auschwitz-Option, wegen 
seiner Postwiedervereinigungspogrome, wegen 
des Deutscheuropas (und wegen der Klein- 
lichkeit, dass wir hier leben). Stattdessen wird 
zurzeit die Volksfront (aus deutschem Mob 
und Teile der deutschen Linken) gegen die 
»Neukölner Türken«, gegen die »islamistischen 
Vereine« oder was die linksdeutsche Frau/ der 
linksdeutsche Mann dafür hält (deutsche Defi- 
nitionsmacht), gegen die kopftuchtragenden 
Muslima (die bekanntlich die übelsten »Isla- 
mistinnen« sind) und nicht zuletzt gegen den 
Koranunterricht in den Schulen geschmiedet. 
»Der morderprobte deutsche Volksmob« gegen 
antisemitische Araber, Türken, Pakistanis, 
Afghanen bietet tatsächlich eine genuin deut- 
sche revolutionäre Perspektive! Apropos Kopf- 
tuch- und Koranunterrichtsverbot: Die Ver- 
botsforderungen, die bis hin zu den Linken 
reichen, egal wie sie begründet werden, fußen 
einzig und allein auf den hiesigen Machtver- 
hältnissen, deren sich auch die radikale Linke 
ohne Vorbehalte bedient. Denn sie können es 
hier mithilfe ihres Machtapparates und den zi- 
vilen Institutionen durchsetzen. Vorerst nur in 
Deutschland. Für den Rest der Welt müssen sie 
sich noch gedulden, bis die Welt am deutschen 
Wesen genesen ist und die deutschen Stan- 
dards zu Allgemeingut geworden sind. 

Es bleibt dabei: Antisemitismus ist kon- 
textunabhängig (unabhängig von Herkunft, 
Religion, Nationalität, Hautfarbe und Ge- 
schlecht) anzugreifen. Dies bedarf keiner Be- 
gründung — weder durch den Islam, die türki- 
sche, arabische oder sonst eine Herkunft. Wird 
dies und genau dies (Herkunft, Religion usw.) 
aber in den Mittelpunkt gestellt oder gar zum 
Ausgangspunkt im Kampfe gegen den Antise- 
mitismus gemacht, hat es nicht im Geringsten 
mit der Bekämpfung des Antisemitismus zu 
tun, sondern dient ausschließlich als Vorwand 
und Legitimation zur Gestaltung von schäbi- 
gen linksdeutschen Pogromen. 
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* Die zwei Ebenen 
des Hasses 


' Vgl. Le Monde vom 
17. November 2003: 
96 Fällen von Sach- und 
Personenschäden in 
den ersten zehn Mona- 
ten des Jahres 2003 
stehen 184 Fälle im 
Vorjahr gegenüber; im 
selben Zeitraum 2002 
gab es 685 gegenüber 
295 (2003) Fällen von 
antisemitischer 
Bedrohung. 


n ? Ebd., Alle 
Übersetzungen durch 
die AutorInnen. 


® Vgl. dazu ausführlich 
Bernard Schmid, Die 
Gewaltwelle in den 
Jahren 2000 und 2002, 
in Hagalil vom 

2. November 2003. 


* Vgl. das »Weißbuch« 
der jüdischen Studen- 
tenunion (UEJF) und 
SOS Racisme, Les 
Antifeujs. 

Livre blanc. 2002. 


® Zit.n. Le Monde vom 
17. November 2003. 


° Am 16. November 
2003 im staatlichen 
israelischen Rundfunk, 
zit. n. Le Monde vom 
17. November 2003. 


"Vgl. Le Monde vom 
19. November 2003. 


® So Finkielkraut in 
einem Interview des 
Radiosenders RFI am 
22. November 2003. 


® Vgl. Le Monde vom 
17. November 2003. 


"° Zusätzlich ver- 
kompliziert wird die 
Argumentation dadurch, 
dass zwei Drittel der 
französischen Juden 
aus dem Maghreb stam- 
men, z.T. arabisch- 
sprachig sind und eben- 
falls in den groß- 
städtischen Vororten, 
den banlieues, wohnen. 


"'»Kommunitaristisch« 
wird hier im Sinne von 
»allein auf die Partikular- 
interessen einer Gruppe 
bezogen« übersetzt. 


" Der Text ist u.a. auf 
den Seiten von Indyme- 
dia Paris und in Aus- 
zügen in Le Monde vom 
11. Oktober 2003 

zu finden. 
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DIE ANTISEMITISCHE GEWALT IN DER BANLIEUE BEKOMMT 
DISKURSIVEN FEUERSCHUTZ 


andfeste, aktuelle Ereignisse in Frankreich und der 

Türkei überholen zur Zeit die intellektuelle Debatte 

um den Antisemitismus in Frankreich. Der Brand in 
einer jüdischen Schule in Gagny am 15. November 2003 
und der Anschlag auf zwei Synagogen in Istanbul mit ins- 
gesamt 25 Toten und mehr als 300 Verletzten am selben 
Tag sind die jüngsten Anlässe für die Ausweitung einer 
bereits seit zwei Jahren sich zuspitzenden Auseinanderset- 
zung um den Antisemitismus mit muslimisch-migrantis- 
chem Hintergrund in Frankreich. 

Zwar geht die Zahl antisemitischer Gewalttaten gemäß 
neuester französischer Polizeistatistiken seit Anfang 2003 
zurück;' was daraus allerdings nicht hervorgeht ist, dass ge- 
rade in der Zeit von 2000 bis 2003 die gewalttätigen Über- 
griffe - von tätlichen Angriffen aufjüdische Menschen und 
jüdische Einrichtungen bis zu antisemitischen Schmiere- 
reien — ein überdurchschnittliches Ausmaß angenommen 
haben. 

Ariel Goldman, Sprecher eines vom CRIF (Conseil re- 
‚presentatif des institutions juives en France, entspricht dem 
Zentralrat der Juden in Deutschland) eingerichteten Si- 
cherheitsdienstes zum Schutz der jüdischen Gemeinde, be- 
stätigt den Rückgang von Sachbeschädigungen, betont 
aber gleichzeitig die heftige Verschärfung von physischen 
Gewalttaten und Beleidigungen in einem »antisemitischen 
Klima, das sich jenseits jeglichen Einzelvorfalls etabliert 
hat«.? 

Besonders die Ereignisse der Jahre 2000, nach Ausruf 
der Zweiten Intifada, und 2002 sind in der Erinnerung 
noch präsent. Um nur einige Beispiele zu nennen: In Mar- 
seille brannte eine Synagoge fast vollständig aus, die Vor- 
derwand eines jüdischen Gebetshauses in La Duchere wur- 
de eingedrückt, in einer Vorstadt von Paris wurden jüdi- 
sche Jugendliche des Fußballklubs Maccabe£ von einer ge- 
walttätigen Bande angegriffen.’ Insgesamt wurden zwi- 
schen September 2000 und Januar 2002 405 antisemitisch 
motivierte Straftaten registriert." 

In Reaktion auf diese Vorfälle wurde im Februar dieses 
Jahres ein neues Gesetz erlassen, um die juristische Verfol- 
gung antisemitischer Straftaten zu erleichtern. Dieses Ge- 
setz sieht verschärfte Strafen vor für Verbrechen, die began- 
gen werden »aufgrund einer angenommenen oder tatsäch- 
lichen Zugehörigkeit oder Nicht-Zugehörigkeit des Opfers 
zu einer bestimmten Ethnie, Nation, Rasse oder Religion«.’ 
Diese Gesetzesänderung wird im Falle des Brandes von 
Gagny Anwendung finden, insofern es zu einem Prozess 
kommt. 

Das Unwohlsein vieler Juden in Frankreich bestätigt 
der israelische Botschafter in Frankreich, Nissim Zvili: 
»Viele Juden aus Frankreich sorgen sich um ihre Zukunft 
in diesem Land. Das Phänomen des Antisemitismus in 


Frankreich hat beunruhigende Ausmaße angenommen.« 
Ähnlich äußerte sich der höchste Rabbiner Frankreichs, 
Joseph Sitruk, der den Juden riet, aus Sicherheitsgründen 
die Kippa mit einer Baseball-Kappe zu vertauschen.” Un- 
terschiedliche Meinungen finden sich bezüglich der Be- 
zeichnung und politischen Einordnung der Anschläge. 
Während beispielsweise der Philosoph Alain Finkielkraut 
darauf besteht, dass es sich hierbei um Akte des Antisemi- 
tismus handele‘, warnt der ehemalige Präsident des CRIF, 
Theo Klein, vor dem Hintergrund seiner eigenen Erfah- 
rungen mit dem »wirklichen Antisemitismus« vor dem in- 
flationären Gebrauch des Begriffs. Seinen Rat zu besonne- 
nem Umgang mit diesem Begriff verbindet er mit dem 
Aufruf, nicht eine Kampagne zu befördern, die die jüdische 
Community nur spalten würde. Frankreich habe es ver- 
säumt, einen großen Anteil der Jugend mit migrantischem 
Hintergrund zu integrieren und es sei bedauernswert, dass 
die Juden dafür bezahlen müssten. Jedoch sei dies nicht ein 
Problem allein der Juden, sondern aller Franzosen.” 

Diese integrationsstrategische Position deutet einerseits 
auf die — auch innerjüdische — Breite der Debatte hin, 
andererseits auf eine neue Qualität, die der in Frankreich in 
den letzten Jahren verstärkt spürbare Antisemitismus ange- 
nommen hat. Es handelt sich nicht mehr vornehmlich um 
einen Antisemitismus der extremen Linken oder Rechten. 
Ein hoher Prozentsatz der antisemitischen Akte wird von 
meist jugendlichen Immigrantennachkommen arabisch- 
maghrebinischen Hintergrunds begangen. Die doppelte 
Problematik von Antisemitismus und Rassismus macht 
den eigentlichen Kern des Streits aus.'’ Neben den gewalt- 
samen Ausformungen gibt es gleichzeitig eine intellektuelle 
Auseinandersetzung, die sich im Umfeld des muslimischen 
Intellektuellen Tariq Ramadan, Teilen der Antiglobalisie- 
rungsbewegung und unter französischen Intellektuellen 
entwickelt hat. 


Die intellektuelle Debatte 


Gegenseitige Vorwürfe spitzten sich in letzter Zeit zu. 
Anlass war die Publikation eines Artikels mit dem Titel 
Critique des (nouveaux) intellectuels communautaires 
(»Kritik der (neuen) kommunitaristischen Intellektuel- 
len«) über den Verteiler des Forum social europeen (FSE, Eu- 
ropäisches Sozialforum) und auf den Internetseiten von 
oumma.com durch den in Lyon lebenden und lehrenden 
islamischen Theologen Tariq Ramadan.' 

Ramadan (38), Schweizer ägyptischer Herkunft, ist be- 
kannt als Intellektueller, der eine Modernisierung des Islam 
in Europa fordert und forciert. Er gilt als »Brückenbauer« 
zwischen »islamischen Werten und westlicher Kultur« und 
wurde kürzlich vom TIME-Magazin als einer der »Innova- 


tors of the Month« und »Spiritual Leader« vorgestellt." 
Sein Großvater ist der Gründer der »Islamischen Bruder- 
schaft«, die seit den späten zwanziger Jahren über Ägypten 
hinaus Bedeutung erlangte. Ramadan wendet sich vor al- 
lem an junge MigrantInnen der zweiten oder dritten Gene- 
ration, die mit den Herkunftsländern ihrer Eltern oder 
Großeltern zwar einen muslimischen Hintergrund besit- 
zen, selbst aber nur lose mit dem Islam verbunden sind 
oder ihn nicht praktizieren. Ramadans Anliegen ist es, die- 
se Jugendlichen für den Islam wiederzugewinnen, indem er 
an das Interesse, welches die in der Regel in benachteiligten 
Verhältnissen lebenden Jugendlichen der Antiglobalisie- 
rungs-Bewegung entgegen bringen, anknüpft. Linke In- 
halte vermischt mit islamischem Fundamentalismus brin- 
gen ihm eine wachsende Anhängerschaft. 

In oben genanntem Text wirft Ramadan den französi- 
schen, (vermeintlich) jüdischen Intellektuellen u.a. vor, 
sich immer mehr von den universalistischen Prinzipien der 
Republik zu entfernen, stattdessen pro-israelisch zu argu- 
mentieren und damit kommunitäre Ziele zu verfolgen. 
Gewisse, »in den Medien omnipräsente« Intellektuelle un- 
terstützten die Irak-Politik des »notorischen Zionisten« 
Paul Wolfowitz und verfolgten dabei nur ihre eigenen »jü- 
dischen« Interessen. 

Die beschuldigten Intellektuellen nahmen zum Teil 
Stellung, so Bernard-Henry Levy", der sich im Wochen- 
magazin Le Point entschieden gegen die Wiederbelebung 
verschwörungstheoretischer Ansätze verwehrte und den 
»ekelerregenden« Text Ramadans mit dem »berühmten 
antisemitischen Pamphlet«, den »Protokollen der Weisen 
von Zion«, verglich. Besonders eindringlich wandte er sich 
an die Mitglieder der »Altermondalisations--Bewegung mit 
dem Rat, sich von Ramadan zu distanzieren." Anlaß dafür 
war die Teilnahme Ramadans am Europäischen Sozial- 
forum Mitte November in Paris. Dort wurde Ramadan auf 
zwei Podien die Gelegenheit zur Selbstdarstellung geboten, 
die dieser aber nur begrenzt nutzte. Die Veranstaltungen 
waren gut besucht, jedoch beschränkten sich die Diskus- 
sionsthemen auf die Rechte der Frauen im Islam und die 
(in Frankreich ausführlich ausgetragene) Debatte um das 
Tragen von Kopftüchern in der Schule.'* Ramadan be- 
glückwünschte die VeranstalterInnen des FSE, nicht 
»eingeknickt« zu sein mit ihrer Einladung, trotz des »He- 
xenprozesses«, der ihm gemacht worden sei. 

Bernard Cassen, Ehrenpräsident von Attac, betonte 
hingegen, Ramadan sei ein »sehr subtiler Rhethoriker«, der 
opportunistische und demagogische Methoden einsetze. 
Ein Charakteristikum des Europäischen Sozialforums sei 
jedoch das Einbrechen in migrantische und islamische Or- 
ganisationen.' Pierre Khalfa, ebenfalls Verwaltungsmit- 
glied von Attac, hält den Text Ramadans nicht für antise- 
mitisch und warnt davor, das »rote Tuch des Antisemitis- 
mus bei egal welchem Anlass zu schwenken«. Der Text sei 
hingegen seinerseits geprägt vom kommunitären Argumen- 
tationsstrukturen seines Autors. 

In der aktuellen Debatte ist somit zu bemerken, dass 
sich nun auch ein intellektueller islamischer Antisemitis- 
mus in Frankreich entfaltet, wo vorher die »Propaganda 
durch die Tat« dominierte. Dieser islamische Antisemitis- 
mus stellt ein besonderes Kapitel in der Geschichte des 
französischen Antisemitismus dar. An ihm kann aber ge- 
zeigt werden, dass der Antisemitismus auch eine Folge des 
Kolonialismus ist und wie schwer es der französischen 


Gesellschaft fällt, das Problem zu begrenzen und zu be- 
kämpfen. 

Der rassistische Kampf gegen illegale Migration ist 
hegemonial im politischen Frankreich. Mehrheitsfähig ist 
auch die Bereitschaft zur Integration der legalen Migrant- 
Innen. Der entrichtete »Preis« für diese Integration ist die 
Akzeptanz des Antisemitismus. Zwei Prämissen in der 
Auseinandersetzung mit dem Antisemitismus werden 
dabei gemacht. Erstens wird von einer quasi-natürlichen 
radikalen Israel-Feindschaft aller Muslime ausgegangen, 
eine explizit ethnisierende Deutung. Zweitens sei es die 
Armut in den banlieues, die (natürlich) Hass auf Juden 
erzeuge, was aber wiederum nichts mit Antisemitismus zu 
tun haben müsse. Der Zusammenhang von Modernisie- 
rungsverlierertum und Antisemitismus (wenn er so ge- 
nannt wird) wird automatisiert. Nicht ernst genommen 
wird dabei eine massive antisemitische Ideologie (inklu- 
sive Shoah-Leugnung oder -Verherrlichung) und eine an- 
tisemitische Praxis, die sich zunehmend auch gegen Men- 
schen richtet. 

Der islamische Antisemitismus wird im Folgenden un- 
tersucht anhand des Zusammenwirkens von (neo-)kolo- 
nialen Strategien, Dekolonialisierungsprozessen, traditio- 
nellem französischem Antisemitimus und dem Negatio- 
nismus — der Leugnung der Shoah - in der französischen 
Rezeption des Nationalsozialismus. Die Kapitulation der 
französischen Linken vor dem Thema des islamischen 
Antisemitismus zeigt, wie sehr sie Teil des Problems ist. 


Migration, Islam und Antisemitismus 


Die Entwicklung des Islam in Frankreich kann als eine 
dreistufige erfasst werden. '* Sie stellt gleichzeitig die Ge- 
schichte der Desintegration muslimisch-maghrebinischer 
MigrantInnen dar. Der Islam der ersten Generation, der der 
(temporären) ArbeitsmigrantInnen der Nachkriegsjahr- 
zehnte, wurde in Frankreich gar nicht oder als vorüberge- 
hendes Phänomen wahrgenommen. In der zweiten Phase 
stabilisierte sich der Islam der Angekommenen in den siebzi- 
ger und achtziger Jahren. Er stieß auf offen rassistischen 
Widerstand der französischen Mehrheitsgesellschaft, teil- 
weise motiviert durch das desaströse Ende der französisch- 
kolonialen Maghreb-Ambitionen. In dieser Phase entstan- 
den die Dependancen weltweiter Organisationen, die fran- 
zösischen islamischen Verbände und die ausprägte Ghetto- 
bildung in den banlieues de !’Islam (Kepel). Der Rassismus 
der Bevölkerung wurde flankiert durch einen immer noch 
kolonial geschulten behördlichen Paternalismus. In der 
banlieue wuchsen in der dritten Phase die TrägerInnen des 
Islams der jungen Generation heran. Bei ihnen changieren 
die identitären Muster zwischen Jugendlichkeit, Außensei- 
terstolz und einer Ethnisierung und Religiösierung der 
kollektiven Selbstwahrnehmung. 

Der Islam in Frankreich war im Vergleich zu dem in 
Deutschland immer schlecht vernetzt und ideologisch, 
religiös und ethnisch-identitär kaum vereinheitlicht. 
Diese Netzwerkbildung erfolgte, nachdem im weltweiten 
Trend der Kampf gegen die inneren Feinde des Islam 
demjenigen gegen die äußeren Feinde nachgeordnet wur- 
de. Der Antisemitismus als kollektives Weltdeutungs- 
muster bekam in seiner Integrationsfunktion eine zuneh- 
mend tragende Bedeutung in der Beilegung von Rich- 
tungskämpfen. 
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" http://www.time.com/ 
time/innovators/ 
spirituality/profile_ 
ramadan.htmil. 


“Levy versuchte schon 
1981 mit L’ideologie 
frangaise eine Debatte 
über den französischen 
Antisemitismus in Gang 
zu bringen und verwies 
dabei auf eine fast hun- 
dertjährige Kontinuität 
faschistischer Ideolo- 
gien in Frankreich. 


" Zit.n. Le Monde vom 
10. Oktober 2003. 


"Vgl. Le Monde vom 
15. November 2003, 
»Tarig Ramadan, intel- 
lectuel conteste, en 
vedette d’un jour« (T. R., 
umstrittener Intellektuel- 
ler als Held des Tages). 


"Vgl. LeMonde vom 
10. Oktober 2003. 


" Nicola Tietze, Islami- 
sche Identitäten. For- 
men muslimischer Reli- 
giosität junger Männer in 
Deutschland und Frank- 
reich, Hamburg 2001. 


" Emmanuel Sivan, Isla- 
mischer Fundamen- 
talismus und Antisemi- 
tismus, in: Herbert A. 
Strauss (Hrsg.), Anti- 
semitismus in der Ge- 
genwart, Frankfurt a.M. 
1990, 84-100. 


® So verkündete die Ha- 
mas während der 
(ersten) Intifada: »Das 
Verschwinden Israels ist 
schon eine im Koran 
festgestellte Ge- 
schichtsnotwendigkeit.« 
Zit. n. Michael Kiefer, 
Antisemitismus in den 
islamischen Gesell- 
schaften: Der Palästina- 
Konflikt und der Transfer 
eines Feindbildes, 
Düsseldorf 2002, 12. 
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Die Genese des muslimischen Antisemitismus ist untrenn- 
bar verbunden mit französischen Kolonialstrategien, nach- 
holender Nationenbildung und der Entstehung eines glob- 
alen politischen Islam. Die jüdischen Communities waren 
über Jahrhunderte akzeptierter und geschätzter Bestandteil 
nordafrikanischer islamischer Gesellschaften. Antisemitis- 
mus, vor allem in seiner verschwörungstheoretischen Aus- 
prägung, war unbekannt. Zum Massenphänomen wurde 
der Antisemitismus nach der Staatsgründung Israels und 
den nachfolgenden Kriegen. Seit 1967 ist er hegemonial in 
den islamischen Gesellschaften. Die Bestände der anti- 
jüdischen Feindbilder, entwickelt im modernen Anti- 
semitismus seit der Französischen Revolution, kamen aus 
Europa. Ansätzen der differenztheoretischen Nationalis- 
musforschung folgend, kann der Antisemitismus, wenn 
nicht als Hauptursache, so doch als konstitutiv für die 
Formierung der europäischen Nationalstaaten verstanden 
werden: Die Konstruktion der Nation gegen die Juden. Die 
staatsbürgerschaftliche Exklusion von Juden war Regel, 
nicht Ausnahme. Die nachholende Formierung der arabi- 
schen Nationalstaaten wiederholte im Zusammenhang der 
Dekolonialisierung diese Ausschlüsse. Lediglich in Marok- 
ko und Tunesien sind noch nennenswerte Reste der ehe- 
mals großen jüdischen Gemeinden vorhanden. Der arabi- 
sche Nationalismus ist längst überwunden durch isla- 
mistische Konzepte mit Anspruch auf alleinige Welt- 
geltung. Statt einer Nation ohne Juden ist das Ziel eine 
Welt ohne Juden: ohne den Staat der Juden und ohne 
Juden in Staaten. 

Der Weg dahin war weit. Der politische Islam hatte 
sich zur dringlicheren Aufgabe gemacht, den »Feind im In- 
neren zu bekämpfen«, die innerislamischen »Widersprü- 
che« aus dem Weg zu räumen. Der Nationalismus wurde 
aus negativer Motivation heraus »nachgeholt«, durch das 
Ziel der Bekämpfung der Regierungen der postkolonialen 
islamischen Staaten selbst. Im Rahmen des fundamentalis- 
tischen Schubes Mitte der achtziger Jahre'” wurde der Anti- 
semitismus nicht nur für die islamischen Zentren, sondern 
auch in ländlichen Regionen und in der muslimischen 
Diaspora hegemonial. Der Kampf gegen die Jüdinnen und 
Juden konnte nun überall geführt werden, auch an Orten, 
an die man sich national nicht gebunden fühlte. 

Israel und die Juden wurden in die islamische Großer- 
zählung von Abstieg und Elend der Muslime in der Moder- 
ne eingeschrieben, die eine mobilisierende Wirkung haben 
sollte. »Der Jude« wurde zum ewigen Widersacher des Is- 
lams historisiert.”° Aufrechterhalten wird die Vorstellung 
eines Kampfes von Gemeinschaft (die weltweite der Gläu- 
bigen) gegen Gesellschaft (Demokratie, »Westen«, v.a. Is- 
rael und USA). Die Gründung des Staates Israel und mehr 
noch das Scheitern alles militärischen wie ökonomischen 
Aktionismus gegen diesen Staat wurde als Demütigung 
verstanden. Die »unerklärliche« Stärke des kleinen Staates 
wurde irrationalisiert und die Verschwörungstheorien 
inflationiert. An ein geschlossenes fundamentalistisches 
Weltbild ist der Hass auf Israel nicht gebunden. 

Schuld sei Israel nicht nur an der Okkupation »islamis- 
cher Erde«, sondern auch an der prekären Situation aller 
islamischen Gesellschaften. Einigkeit besteht über die En- 
ge des Konnex von Israel und USA, ausgedrückt im Hass- 
objekt »Busharon«. Im Feindbild »des Juden« bestehen alle 
Komponenten fort, die von Kolonialherren, Nationalso- 
zialisten und Partnern im Kalten Krieg konturiert wurden. 


Das beliebteste aller »Feindbildmodule« ist dabei die ideel- 
le und graphische Zusammenführung von Davidstern und 
Hakenkreuz, die zur zentralen Ikone antisemitischer Pro- 
paganda wurde. 


Antisemitismus und Negationismus 


Nach 1945 war der Antisemitismus zunächst diskreditiert 
und der illegalisierte jüdische Exodus ins Britische Man- 
datsgebiet Palästina fand breite gesellschaftliche Unter- 
stützung. In der Rezeption von nationalsozialistischer 
Herrschaft und Vichy-Regime setzte sich die einheitsstif- 
tende Lesart De Gaulles durch, ganz Frankreich sei Opfer 
der Nazis gewesen, habe aber einen kontinuierlichen 
Kampf dagegen geführt — der Resistance-Mythos. Im Ge- 
gensatz zu vielen anderen europäischen Ländern galten Ju- 
den als anerkannte Opfer, »gefallen für das Vaterland«. 
Nichtsdestotrotz kam es unter dem Dach der De Gaulle- 
schen Deutung zu einer competition des memoires (Finkiel- 
kraut) zwischen jüdischen und nichtjüdischen Opfern der 
NS-Jahre. 1967 schwenkte die französische Regierung von 
einer israelfreundlichen Politik um zu einer vorbehaltlosen 
Unterstützung der arabischen Nachbarstaaten und der 
PalästinenserInnen, verbunden mit offen antisemitischen 
Anklagen an den jüdischen Staat. Die Linke hatte diese 
Wende in weiten Teilen bereits vollzogen. Hauptabwurf- 
stellen des inflationierten Faschismusbegriffs wurden die 
USA und Israel. Im Oktober 1978 erschien im französi- 
schen Wochenmagazin L’Express ein Interview mit Louis 
Darquier unter dem Titel »A Auschwitz, on n’a gaze que les 
poux« — »In Auschwitz wurden nur die Läuse vergast«.’' 
Der Befragte verbreitete antisemitische Hasstiraden, recht- 
fertigte antijüdische Maßnahmen, bestritt die Existenz von 
Gaskammern und wurde damit zu einer zentralen Figur 
des negationisme (Rousso). Mit den Negationisten war der 
Hass auf etwas wieder aktuell, das im Vichy-Frankreich als 
Anti-France definiert wurde: Bolschewiken, Juden, Auslän- 
der, Freimaurer und Terroristen. Auch einzelne Linke be- 
durften zur Verdichtung ihres kruden Ökonomismus der 
»Auschwitzlüge«. Mit der wiedererstarkenden französischen 
Rechten und dem Negationismus lebten ab 1980 Anti- 
semitismus und Rassismus der Dritten Republik wieder auf. 

Der arabische Antisemitismus bezieht sich oft genug ex- 
plizit positiv aufdie Vernichtung der Juden. Der Negationis- 
mus, dem nach Angaben der Organisation SOS-Racisme 
weit über die Hälfte der muslimisch-maghrebinischen Ju- 
gendlichen anhängt, hat eine besondere Bedeutung bei dem 
Versuch Israel zu delegetimieren. Das Existenzrecht ergäbe 
sich, so wird hier die internationale Haltung rezipiert, aus 
dem Leid von Jüdinnen und Juden während der Shoah. 
Habe diese nicht stattgefunden, gäbe es kein Existenzrecht — 
so die einfache Logik. Die negationistische Propaganda er- 
reicht heute über das Internet, Satellitenfernsehen und ara- 
bische Presse alle Migrantencommunities.” 

Seit 1978 kam es in Frankreich mit Morden, Schieße- 
reien, Attentaten und Bombenlegungen auf Juden zu bluti- 
gen Angriffen. Die Regierung reagierte selbst mit antisemi- 
tischen Mustern, indem sie »Juden« und »unschuldige 
Franzosen« als Opfer unterschied. Ein Teil der Angriffe ver- 
wies auf französischen rechts- bzw. linksradikalen Hinter- 
grund, andere Muster verrieten TerroristInnen aus dem 
Nahen Osten. Die Polizei reagierte nachlässig. Dagegen er- 
hob sich der Versuch, den Antisemitismus beim Namen zu 
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®' Louis Darquier war im 
Vichy-Regime der Ver- 
antwortliche des »Gene- 
ralkommissariats für Ju- 
denfragen« und hielt 
sich zum Zeitpunkt des 
Interviews versteckt in 
Spanien auf. 


? Vgl. Jüdische 
Allgemeine 24/2003, 2. 


® Neben dem oben er- 
wähnten Werk Levys 
beschäftigte sich auch 
Shmuel Triganon 1982 in 
La Republique et les 
Juifs mit der erneuten 
Welle des Antisemitis- 
mus. Die Haltung der 
französischen Republik 
schlösse jeden positiven 
Ausdruck jüdischen Le- 
bens aus und zeige 
durch einen ritualisier- 
ten, »universalistischen« 
Patriotismus keine 
Toleranz. 


” In dem Ort ermordeten 
Deutsche im Juni 1944 
die männlichen Einwoh- 
ner durch Erschießun- 
gen und Frauen und 
Kinder durch Verbren- 
nen. Das Massaker ist 
das zentrale Symbol des 
Erinnerns bezüglich der 
nichtjüdischen franzö- 
sischen Opfer des NS. 


» Dazu ausführlich: 
Justus Wertmüller, 
Französische Zustände. 
Antirassisten machen 
mobil: gegen Juden, 
Zionisten und andere 
Rechtsextremisten, in: 
Bahamas 42 (2003). 


” Exemplarisch für das 
elaborierte Desinteresse 
deutscher AntirassistIn- 
nen gegenüber dem 
Thema Antisemitismus 
kann ein Artikel von Su- 
sanne Lang und Florian 
Schneider, AktivistInnen 
aus dem Netzwerk »Kein 
Mensch ist illegal«, der 
unter den Titeln »Eine 
leidenschaftliche Kritik« 
und »Die Grenzen des 
no border-Camps in 
Strasbourg« in den Zeit- 
schriften off limits (35, 
2002) und arranca! (25, 
2002) erschien, gelten. 
Das Camp wird scharf 
kritisiert, Militanz und 
Schwarzer Block, vor 
allem aber ein unkons- 
truktives Diskursklima. 
Die Auseinandersetzung 
über Antisemitismus 
wird als ein notorisch 
nervendes Thema 
diskreditiert, als eine x- 
beliebige, den Konsens 
störende Scheindebatte 
gerade mal erwähnt. 
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nennen und zu bekämpfen.” Mit dem 
Regierungsantritt der Sozialisten unter 
Mitterand im Sommer 1981 waren viele 
Hoffnungen bezüglich eines Endes des 
Antisemitismus verbunden. Schon 1982 
wollte dieser aber eine Opposition schaf- 
fen »gegen die Vernichtung des palästi- 
nensischen Volkes«. Um die Dimension 
des angeblichen jüdischen Terrors plas- 
tisch zu machen, appellierte er mit Ora- 
dur-sur-Glane an die Franzosen.” Das da- 
mals in den Augen des (nichtjüdischen) 
Frankreich schlimmste Verbrechen durch 
Nazis an der Zivilbevölkerung wurde in 
eins gesetzt mit den Geschehnissen im pa- 
lästinensisch-israelischen Konflikt — die 
Araber als französische Zivilisten, die Ju- 
den als Nazis. 

Trotz der Sympathien für antiisraeli- 
sche Haltungen der meisten muslimi- 
schen ArbeitsmigrantInnen aus dem Ma- 
ghreb schlug diesen in den siebziger und 
achtziger Jahren offener Rassismus entge- 
gen. Als die »auffälligeren Anderen« in 
Frankreich ging ein Aufwallen des rassisti- 
schen Ressentiments teilweise mit einem 
nachlassenden Antisemitismus einher. Ei- 
ne gesteigerte Aufmerksamkeit erhielt der 
Antisemitismus 1985 unter anderem 
durch Claude Lanzmanns Film Shoah. 
Das Augenmerk wurde auf die jüdischen 
Opfer von Vichy und Nationalsozialismus 
gerichtet. Als es Ende der achtziger und 
Anfang der neunziger Jahre zur Schän- 
dung jüdischer Friedhöfe kam, demons- 
trierten Hunderttausende. Der Antisemi- 
tismus schien durch die neunziger Jahre 
marginal — bis zum September 2000. 


La Gauche 


Die antirassistische Linke Frankreichs ver- 
steht sich als das bessere Frankreich. In 
diesem Sinne kämpft sie gegen Rassismus 
und in diesem Sinne will sie auch keinen 
Antisemitismus — in Frankreich. Gewahr 
der Tatsache einer krassen gesellschaftli- 
chen Exklusion von MigrantInnen durch 
Illegalisierung, Prekärisierung und Ghet- 
toisierung, durch rassistische Diskurse 
und eine systematische rassistische Praxis 
bezieht die antirassistische Linke eindeu- 
tig Stellung gegenüber den maghrebi- 
nisch-arabischen MigrantInnen, bleibt 
aber indifferent gegenüber Juden. Erstere 
werden gegen Kritik — angemessen oder 
nicht - in Schutz genommen, letztere ge- 
nießen Verständnis, sobald sie sich von 
Israel distanzieren. Die Gleichsetzung von 
Israelis und Nationalsozialisten erfolgt in 
innenpolitischer Perspektive darin, eine 
Melange aus (konservativen und/oder mi- 
litanten) Jüdinnen und Juden und Neofa- 


schistInnen zu konstruieren. Die MRAP 
(Mouvement contre le racisme et pour l’ami- 
tie des peuples), KP-nahes Flaggschiff des 
staatstragenden französischen Antirassis- 
mus, ist Repräsentantin dieser Haltung. In 
einem umfangreichen Bericht bezichtigte 
sie jüngst jüdische PublizistInnen, mit 
französischen Nazis gemeinsame Sache zu 
machen.” 

Die angewandte Erklärung für den 
Antisemitismus ist zugleich seine prakti- 
sche Entschuldigung. Das imperialistische 
Israel unterdrücke die PalästinenserInnen, 
was zwangsläufig zu Übergriffen auf Juden 
weltweit führen müsse, selbstverständlich 
voraussetzend, dass Muslime sich automa- 
tisch und derart mit den Palästinensern so- 
lidarisieren müssten. Diese Haltung ist 
dominant unter (ex-)Jantiimperialistischen 
AntirassistInnen. Im Kontext des Antiras- 
sistischen Grenzcamps 2002 wurden in 
Strasbourg Synagogen angegriffen. Die 
campinterne Diskussion bagatellisierte 
dies.” Die Unterstützung des Kampfes ge- 
gen den Antisemitismus hört aber auch 
bei den französischen AnarchistInnen, so- 
weit sie nicht selbst Teil der antisemitis- 
chen Mobilisierung sind, spätestens da 
auf, wo auch ein Ende der Angriffe auf Ju- 
den in Israel gefordert wird. Bei /ndy-Me- 
dia France begnügte man sich nicht mit 
exzessiver Israelkritik. Im Juni 2002 wur- 
den im Kontext der neuen antisemitischen 
Welle Beiträge veröffentlicht, in denen die 
Shoah geleugnet wird. Lediglich ein Teil 
der BetreiberInnen distanzierte sich. Erst 
nach massiver Kritik von außen zerbrach 
die Plattform in regionale Strukturen. 

Die Imprägnierung gegen eine Kritik 
des islamischen Antisemitismus in Frank- 
reich erfolgt durch die argumentative 
Standardwaffe »Arabophobie« — »antiara- 
bischer Rassismus«. Die Kritik an spezifis- 
chen Formen des Antisemitismus wird 
damit zu einem Teil des französischen 
Rassismus und damit politische Kritik 
zum bloßen Ressentiment erklärt. Noto- 
risch perzepiert die französische Linke den 
Antisemitismus als Subform des Rassis- 
mus (u.a. das Netzwerk SOS-Racisme), um 
dann, da sie sich als antirassistisch ver- 
steht, gar nicht antisemitisch sein zu kön- 
nen. Die muslimisch-maghrebinischen 
MigrantInnen werden als Hauptopfer ge- 
sehen, Juden und Jüdinnen nur als »Un- 
teropfer«, in der globalen Perspektive als 
TäterInnen. Jüdischer Selbstschutz wird 
als Aggression denunziert, die Gewalt aus 
der banlieue als fehlgeleiteter Sozialprotest. 


HENRIETTE GLAAS und MAX SANDER 
Autorin und Autor leben in Berlin. 


»Und er ist es heute wieder ...« 


MOISHE POSTONE ÜBER DEN ZUSAMMENHANG 
VON WELTMARKT, KAPITALISMUS UND ANTISEMITISMUS 


Der 1979 erschienene Aufsatz »Antisemitismus und National- 
sozialismus« von Moishe Postone wird in der Linken der BRD 
seit Beginn der neunziger Jahre wieder verstärkt gelesen. Im Zen- 
trum der neuen Aufmerksamkeit stand dabei zunächst seine Er- 
klärung von Nationalsozialismus und Antisemitismus, die beide 
ernst nimmt, statt sie im Gefüge einer allgemeinen Kapita- 
lismuskritik unter ferner liefen zu behandeln. Mit seinem spezi- 
fischen Erklärungsansatz, der eine Analyse des Antisemitismus 
mit der Marxschen Theorie zu verbinden sucht, ist »Antisemi- 


PHASE2: Seit dem 11. September wird in der Linken hier, 
aber auch von Seiten der Regierung in den USA, wieder 
davon gesprochen, es müssten »Lehren aus der Vergan- 
genheit« gezogen werden. In »Antisemitismus und Natio- 
nalsozialismus« hatten Sie kritisiert, dass trotz des 
Slogans von den »Lehren aus der Vergangenheit« für die 
Linke in Deutschland Projektionen und Identifikationen 
das Handeln bestimmen. Wenn heute die Unterstützung 
der israelischen Armee mit der Begründung eingefordert 
wird, sie stehe im Gegensatz zu den palästinensischen 
Gruppen in der wirklichen Tradition des Warschauer Ghet- 
tos, sind dann heute im Gegensatz zu den siebziger 
Jahren eher »Lehren aus der Vergangenheit« gezogen 
worden? 

Moishe Postone: Weder die einseitige Unterstützung 
der PalästinenserInnen noch die Verteidigung der israeli- 
schen Armee hat etwas mit einem Lernen aus der Vergan- 
genheit zu tun. Eine Frage, die in diesem Zusammenhang 
aber schon in den siebzigern gestellt werden konnte, ist, 
warum plötzlich der Kampf der palästinensischen Natio- 
nalbewegung die große Bedeutung gewann, die er für die 
Linke hatte. Der palästinensische Kampf war für einen 
Großteil der Linken viel bedeutsamer als der Kampf 
irgendeiner anderen nationalen Bewegung. Und warum 
wurde zugleich Zionismus nicht einfach als etwas behan- 
delt, das selbstverständlich als nationalistische Bewegung 
kritisiert werden konnte, sondern aufeine Art und Weise, 
die fast antisemitisch war? Der Zionismus wurde dar- 
gestellt, als sei er Teil einer weltweiten Verschwörung und 
als seien Juden deshalb überall anzugreifen. 

Es ist sehr unangenehm für nordamerikanische Juden 
nach Europa zu kommen, und zu bemerken, dass fast jede 
Synagoge seit den siebziger Jahren von der Polizei be- 
wacht werden muss. Diese Bedrohung wird einfach als 
Teil eines »Befreiungskampfes« hingenommen, ohne dass 
die Leute wirklich hinterfragen, was die Vorgehensweisen 
von »Befreiung« sind. Der African National Congress 
zum Beispiel ist niemals auf eine solche Art und Weise 
vorgegangen, sondern lehnte Angriffe auf Zivilpersonen 
aufgrund seiner politischen Prinzipien ab. Die Linke aber 
scheint jede Fähigkeit verloren zu haben, zwischen den 


tismus und Nationalsozialismus« in der wertkritischen Linken 
bis heute prägend. Das Interview mit Moishe Postone soll helfen, 
die historischen Entwicklungen innerhalb der spezifischen sozia- 
len Formation des Kapitalismus zu verstehen, die für die Entste- 
hung von Antisemitismus ausschlaggebend sind. Moishe Postone 
‚promovierte 1983 an der Goethe-Universität in Frankfurt/M. 
und lehrt heute an der University of Chicago Geistesgeschichte 
und Gesellschaftstheorie. Sein Buch »Zeit, Arbeit und soziale 
Herrschaft« ist soeben auf deutsch bei ga ira erschienen. 


verschiedenen Taktiken und Strategien zu differenzieren, 
die von verschiedenen nationalen Bewegungen benutzt 
werden. Das alles bedeutet nicht, dass eine »Lehre aus der 
Vergangenheit« gezogen wurde. Im Gegenteil mir scheint 
es, als ob die Vergangenheit einfach weitergeht. Wenn 
heute Leute Sharon mit Bezug auf die Vergangenheit 
verteidigen, lässt sich das vielleicht auch als eine Reaktion 
auf 30 Jahre sehr, sehr unkritische linke Politik mit Bezug 
zum Nahen Osten verstehen. Es hat an sich, aber sehr 
wenig mit einem Lernen aus der Vergangenheit zu tun. 

PHASE2: Was aber wäre dann ein tatsächliches Lernen 
aus der Vergangenheit? 

Moishe Postone: Ich benutze diesen Ausdruck nie. 
Leider wird er gewöhnlich benutzt, um zu sagen, dass eine 
einfache Lehre gezogen und gelernt wird. Das ist etwas an- 
deres als zu versuchen, die Vergangenheit zu verstehen. 
Zum Beispiel gab es bis 1945 etwas, das faschistischer An- 
tiimperialismus genannt wurde. Das zu wissen, hätte der 
Linken in den siebzigern und achtzigern immens geholfen, 
als sie sowohl progressive als auch faschistische antiimperia- 
listische Bewegungen unterstützte, weil sie einfach unter- 
stellte, dass alles, was sich antiimperialistisch nennt, fort- 
schrittlich sei. Dass das auch viel mit der Politik der Sowjet- 
union zu tun hatte, sei an dieser Stelle nur angemerkt. 

PHASEZ2: Ähnlich waren auch Ihre Überlegungen in »Na- 
tionalsozialismus und Antisemitismus« motiviert, bei de- 
nen es um Bedeutung des Antikapitalismus für den Natio- 
nalsozialismus ging. Dort argumentieren Sie, dass nicht 
nur Shoah und Antisemitismus zum Kern des Nationalso- 
zialismus gehören, sondern dass sich in beiden auch der 
antikapitalistische Charakter des Nationalsozialismus 
ausdrückte. 

Moishe Postone: Die Bezeichnung »antikapitalisti- 
scher Charakter« habe ich nie benutzt, sondern gesagt, 
das sei eine fetischisierte Form des Antikapitalismus. Das 
ist etwas anderes, denn »antikapitalistischer Charakter« 
legt nahe, dass der Nationalsozialismus absichtlich und 
bewusst gegen den Kapitalismus war — was er nicht war. 
Der Ausdruck, eine »fetischisierte Form des Antikapitalis- 
mus« versucht die besonderen Züge der nationalsozialisti- 
schen Revolte in Bezug darauf zu erklären, was den Un- 
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® Auch als bloß fetischi- 
sierte Form des Anti- 
kapitalismus setzt das 
antisemitische Denken 
einen doppelten Schritt 
voraus. Einerseits ist der 
Antikapitalismus feti- 
schisiert, weil nur ein Teil 
des Kapitalismus in den 
Blick gerät, die Seite 
des Wertes, des Geldes 
und Kapitals, während 
die kapitalistische Pro- 
duktion ausgeblendet 
wird. Andererseits 
kommt zu dieser Reduk- 
tion des Kapitalismus 
eine Übertragung hinzu. 
Die sozialen Dynamiken 
und Effekte, die unter 
dem Fetisch der Macht 
des Geldes und des 
Kapitals wahrgenom- 
men werden, werden auf 
eine teilweise als kons- 
pirativ vorgestellte »jüdi- 
sche Macht«, die in ei- 
ner ominösen Weise 
existiere, übertragen. 
Erst in dieser Form kann 
aus der Vernichtung von 
Menschen die - wie 
Moishe Postone es 
genannt hat - 
»Vernichtung von Wert« 
werden. Vgl. Dokumen- 
tation aus »Antisemitis- 
mus und Nationalsozia- 
lismus«. 


® Der inzwischen abge- 
tretene malaysische 
Premierminister 
Mohamad Mahathir 
hatte als neuer Vorsit- 
zender der Organisation 
der Islamischen Konfe- 
renz bei deren Gipfel- 
treffen im Oktober 
gesagt: »Die Europäer 
töteten sechs von zwölf 
Millionen Juden, aber 
heute regieren die Juden 
die Welt mit Hilfe ihrer 
Bevollmächtigten.« 
Außerdem führte er aus: 
»Diese kleine 
Gemeinschaft [der 
Jüdinnen und Juden -d. 
Red.] ist eine Weltmacht 
geworden. Wir können 
sie nicht allein mit Mus- 
kelkraft bekämpfen, wir 
müssen auch unser 
Gehirn benutzen.« Die 
Rede Mahathirs wurde 
von den Delegierten der 
islamischen Staaten mit 
Beifall bedacht. 
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terschied ausmacht, zwischen dem, was das Kapital ist 
und was es zu sein scheint. 

PHASE2: Die Problematik Ihres Arguments liegt darin, wie 
der komplizierte, doppelte Schritt von Reduktion und 
Übertragung in ihm erklärt werden kann.? In Ihrem Aufsatz 
haben sie mit Analogien gearbeitet. Sie beschreiben die 
Abstraktionseffekte des Werts im Kapitalismus und die zu- 
geschriebenen und realen Rollen von Juden in Europa. 
Wie aber konnte das Ökonomisch-Abstrakte mit der Ideo- 
logie der Judenfeindschaft identifiziert werden? Oder 


rierte Formen, die sowohl Praxen als auch das Bewusst- 
sein strukturieren. Sie sind für mich also, wie Marx sagt, 
»Daseinsformen« einer speziellen sozialen Ordnung. Der 
von Euch aufgemachte, sehr traditionalistische Dualis- 
mus von Ökonomie und Denken ist es, den Marx, Lu- 
kacs und Adorno, bei all ihren Unterschieden, zu über- 
winden versuchen. 

Zweitens würde ich eher Ebenen der Analyse unter- 
scheiden, als »ökonomistisch« (sic) und »historisch« auf 
derselben Ebene gegeneinander zu setzen. Die Unter- 


»ANTISEMITISMUS IST VIELMEHR EINE MÖGLICHKEIT, ABHÄNGIG VOM 
STRUKTURELLEN ORT EINER GESELLSCHAFT INNERHALB DER WELTORD- 
NUNG, DIE MACHT DES KAPITALS AUF GLOBALER EBENE ZU VERSTEHEN.« 


entsteht der Antisemitismus doch vor den ökonomischen 
Zusammenhängen? 

Moishe Postone: Beide sind innerlich miteinander 
verwoben. Es ist bedeutsam, dass es in Ländern, die vor 
dem 19. Jahrhundert liberal-bourgeois waren, zwar anti- 
jüdische Vorurteile gab, aber nicht die Vorstellung, dass 
die Juden die Welt kontrollieren. Das gibt es nicht in 
England, das gibt es nicht in Holland, und das gibt es 
auch nicht in den USA. Das ist so sehr bedeutsam, weil es 
zeigt, dass es sich hier nicht nur um die abstrakte Frage 
handelt, ob Kapitalismus Antisemitismus hervorbringt. 
Antisemitismus ist vielmehr eine Möglichkeit, abhängig 
vom strukturellen Ort einer Gesellschaft innerhalb der 
Weltordnung die Macht des Kapitals auf globaler Ebene 
zu verstehen. Es geht nicht nur um Geld und auch nicht 
nur um Kapital auf der nationalen Ebene. Antisemi- 
tismus hat als Gegenstand internationale Macht. Die Bri- 
ten und Amerikaner dachten nicht, dass die Juden die 
Welt kontrollieren. Nicht, weil sie bessere Menschen 
sind, sondern weil sie sich, bezogen auf den Weltmarkt, 
an einem anderen Ort befanden. Gesellschaften, in denen 
die Kapitalakkumulation später einsetzt und deshalb die 
Vermittlung durch Nationalstaaten stattfindet, Frank- 
reich, Deutschland und Russland, sind Gesellschaften, in 
denen Antisemitismus sehr stark auftaucht. Es ist also 
eine historische Frage, die nur betrachtet werden kann, 
wenn die globalen Positionen der verschiedenen 
Gesellschaften gesehen werden und nicht als eine rein 
logische Übung, die nichts mit der historischen Position 
zu tun hat. 

PHASEZ2. Trotzdem wirkt das Argument noch ökonomis- 
tisch. Die Differenz zu einem solchen Ansatz wird vielleicht 
klarer, wenn der Unterschied zwischen dem Antisemitis- 
mus in Frankreich, der nicht zur Shoah führte, und dem 
spezifisch deutschen Vernichtungsantisemitismus einbe- 
zogen wird? 

Moishe Postone: Ich habe Schwierigkeiten auf diesen 
Einwand zu antworten, weil ich glaube, dass wir die 
Marxschen Kategorien der Kritik der politischen Ökono- 
mie vielleicht auf fundamental andere Art verstehen. Mir 
scheint, dass Ihr dig Kategorien so lest, dass sie einem 
Basis-Überbau-Modell folgen, bei dem die Ökonomie 
die Basis ist. Die Kategorien der politischen Ökonomie 
erscheinen dann als ökonomische Kategorien, von denen 
angenommen wird, sie lägen ökonomischen Gesetzen zu- 
grunde. Ich benutze dagegen die Kategorien als struktu- 


schiede zwischen Frankreich und Deutschland sind 
natürlich ein sehr komplexes Problem. Ein Unterschied 
ist die Stärke der republikanischen Tradition in Frank- 
reich. Trotzdem war der Antisemitismus der französis- 
chen Rechten genauso virulent wie jener der deutschen 
Rechten. 

PHASE2: Wieso wird sich in diesen Gesellschaften 
dann nicht einfach an dem Fetisch orientiert, von dessen 
Wirksamkeit die Menschen überzeugt sind? Wozu dient 
der Antisemitismus, der die Verschiebung der fetischi- 
sierten Erfahrung erfordert? 

Moishe Postone: Ich glaube, das war der Schritt, der 
eine Erklärung der Weltmacht versuchte, die außerhalb 
der Kontrolle der Nationalstaaten zu liegen schien. Das 
ist eine ganz andere Ebene, die bei der Rede von »Re- 
duktion und Verschiebung« ausgelassen wird. Was ausge- 
lassen wird, ist die Ebene des Weltmarktes. Wo es kein 
Verständnis des Weltmarktes gibt, beginnen sofort die 
Verschwörungstheorien. Und die prominenteste Ver- 
schwörungstheorie, um den Weltmarkt zu erklären, war 
Antisemitismus. Und er ist es heute, wie wir sehen, wieder 
geworden. Die Rede Mahatirs vor der Organisation der 
Islamischen Konferenz war klassischer Antisemitismus.* 
Sie muss vor dem Hintergrund des dramatischen sozialen 
und ökonomischen Niedergangs des größten Teils der 
arabischen Welt während der postfordistischen Umstruk- 
turierung verstanden werden. Wenn so etwas versucht 
wird, durch Hinweis auf die PalästinenserInnen zu erklä- 
ren, ist das ein ernstzunehmender Fehler. Denn das be- 
deutet, dass die gesamte Ideologie nicht ernst genommen, 
sondern in einer extrem rationalisierenden Weise dar- 
gestellt wird. Außerdem führt eine solche Position dazu, 
dass die Geschichtsideologie der Arabischen Liga für bare 
Münze genommen wird. 

PHASEZ2: Geht mit dieser geographischen Verschie- 
bung des Antisemitismus auch die Möglichkeit einher, 
dass sich die antisemitische Ideologie gegen andere 
Gruppen als Jüdinnen und Juden richten kann - etwa ge- 
gen chinesische Einwandernde, deren Läden bei Unruhen 
in Indonesien angegriffen werden oder Kleingewerbe- 
treibende koreanischer Abstammung, die das hauptsäch- 
liche Ziel der Riots in L.A. von 1992 waren? 

Moishe Postone: Es gibt ein Problem mit diesen Ana- 
logien. Diese Übergriffe ähneln viel mehr früheren For- 
men von Antisemitismus im Mittelalter: Angriffe auf 
Menschen, die Kaufleute sind und Geld haben. Weder in 


Westafrika noch in Indonesien gab es die Idee, dass die 
InderInnen oder die ChinesInnen die Welt beherrschen. 
Ich glaube nicht, dass die meisten Leute wirklich verste- 
hen, dass das der zentrale Kern des modernen Antisemi- 
tismus ist. Dafür ist Mahathirs Rede ein perfektes Bei- 
spiel. Eine Rede darüber, wie eine winzige Minderheit 
die Welt beherrscht. Diese Minderheit sei sehr schlau, 
nur so könne sie das. Sie habe Kommunismus, So- 
zialismus und Menschenrechte erfunden, damit sie un- 
angreifbar ist. Und dann sind da all die muslimischen 
Staatschefs vom Atlantik bis zum Pazifik, die aufstehen 
und ihm mit Standing Ovations applaudieren. Während 
die EuropäerInnen offenkundig nicht einmal glauben, 
dass dies etwas sei, dass der Beschäftigung wert wäre. 
Man muss Sharon nicht leiden können, man muss über- 
haupt nichts an der israelischen Politik mögen, um zu 
sehen, dass es sich hier um eine extrem gefährliche Ideo- 
logie handelt. 

PHASEZ2: Sie gehen also davon aus, dass der aktuelle 
Antisemitismus sich darin zeigt, dass von IslamistInnen 
und islamischen Ländern erneut eine Verschwörung der 
Jüdinnen und Juden beschworen wird, um die gegenwär- 
tigen Verhältnisse auf dem Weltmarkt zu erklären. Ist das 
eine Veränderung Ihrer Position im Vergleich zu Ihrer 
Analyse in den siebziger Jahren? 

Moishe Postone: Ich habe nie von etwas gesprochen, 
das sich auf InderInnen in Westafrika oder ChinesInnen 
in Indonesien übertragen ließe. Mir ging es immer um die 
Vorstellung von Weltherrschaft. Auch wenn die Situation 
damals eine andere war und deshalb vielleicht dieser 
Aspekt nicht so stark betont wurde, habe ich den Antise- 
mitismus nie einfach als pogromhaft dargestellt. Und ich 
finde auch nicht, dass die Betonung des Weltmarkts eine 
Position ist, die sich von der Analyse des fetischisierten 
Antikapitalismus abhebt, weil ich schon damals schrieb, 
dass diese Ideologie in den Staaten stark wird, in denen 
eine kapitalistische Modernisierung durch den Staat 
durchgeführt wird. Es gibt eine Korrelation. In den älte- 
ren bürgerlichen Ländern existiert die antisemitische 
Ideologie nur als Randerscheinung. Dort geht man mit 
dem Abstrakten anders um. 

PHASE2: Bedeutet das aber nicht, dass in Europa, ab- 
gesehen von Migrantinnen, die sich durch einen Bezug 
zum arabischen Raum definieren, Antisemitismus ein 
Randphänomen sein müsste? Schließlich geht in Deutsch- 
land die allgemeine Orientierung am ökonomischen Libera- 
lismus - genau die umgekehrte Entwicklung zum Prozess 
in den zwanziger und dreißiger Jahren - mit einem Aufleben 
des Antisemitismus einher. Wie passen diese beiden, in Ih- 
rer Analyse gegensätzlichen Tendenzen zusammen? 

Moishe Postone: Das ist eine extrem komplizierte 
Frage. Ein Teil der Antwort, den ich beschrieben habe, ist 
die unaufgearbeitete Vergangenheit. Ein anderer Teil ist 
aber, dass sehr viel von dem, was aus meiner Perspektive 
in Europa vor sich geht, der Versuch ist, eine gegenhege- 
moniale Macht darzustellen und das hinter dem Rücken 
jenes Teils der europäischen Linken, der glaubt lediglich 
Widerstand gegen den Hegemon USA zu leisten, ohne 
auch nur zu fragen, ob er vielleicht dazu dient, die For- 
mierung eines europäischen Superstaates anzuspornen, 
der mit den USA konkurrieren wird. Es geht um eine 
stattliche, eine Großmacht gegenüber den USA. Teilweise 
wird diese Strategie sehenden Auges vollzogen. Teilweise 


wird sie von der Linken aber dadurch getragen, dass, 
soweit ich es gelesen habe, der Weltmarkt eine amerikani- 
sche oder eine amerikanisch-israelische Angelegenheit ist. 
So habe ich sehr wenig über den Druck gelesen, den 
Frankreich und Deutschland 2000 auf Saddam Hussein 
ausgeübt haben, damit für das irakische Öl nicht Dollar 
als Weltwährung gelten, sondern der Euro. Mit so einer 
Forderung haben Deutschland und Frankreich natürlich 
einen im alten Sinn imperialistischen Konflikt mit den 
USA angekündigt. Für Europa geht es nicht einfach um 
Neoliberalismus, sondern um die Schaffung eines Super- 
staates, der ein Rivale der USA wäre. 

Diese aufkommende Rivalität ist sehr selten Gegen- 
stand einer kritischen Analyse. Stattdessen wird nur von 
den USA geredet, was mit dieser beschissenen Regierung 
in den USA sehr leicht ist. Und dabei hat man die Vor- 
stellung, die EuropäerInnen bedeuteten Frieden, Sicher- 
heit, Vernunft, wofür es überhaupt keine wahrnehm- 
baren Gründe gibt. Das heißt, es gibt auch in diesem 
Zusammenhang eine Verschiebung. Aus mehreren sol- 
chen spezifischen Gründen wird jetzt Israel zusammen 
mit den USA als Einheit gewertet. Was es so schwierig 
macht, ist, dass ein Teil der Kritik an Amerika ganz 
berechtigt ist. Aber es gibt einen Überhang, ein Surplus, 
das ideologisch ist. 

PHASE2: Glauben Sie, dass es in diesem gesamten 
Komplex auch eine Bedeutung hat, dass sich bei Histo- 
rikerInnen ein Paradigmenwechsel vollzieht? Der Focus 
der Forschung, der Punkt der größten Aufmerksamkeit 
scheint sich von der Beschäftigung mit der Shoah auf die 
Postcolonial Studies zu verschieben. Kennzeichnet das 
nicht auch eine Verschiebung im politischen Verständnis? 

Moishe Postone: Das muss zwar nicht so sein, ist 
aber oft so. Ich finde das komisch, weil hier in den USA 
die Postcolonial Studies ihren Höhepunkt bereits er- 
reicht haben und gerade von jungen Wissenschaftler- 
Innen durch die Beschäftigung mit dem Kapital auf der 
globalen Ebene infrage gestellt werden. Ich entnehme 
der Frage, dass sie in Deutschland im Kommen sind, 
während sie gerade anachronistisch wurden. Die Postco- 
lonial Studies sind eine Kritik - und zum großen Teil 
berechtigte Kritik —, deren Form aber immer die ehema- 
ligen Kolonisierten außer Acht lässt. Wenn man jeman- 
den wie Edward Said liest, lernt man sehr viel über 
europäische Vorstellungen über den arabisch-muslimi- 
schen Raum, aber man lernt nichts darüber, was wirk- 
lich die Lage in diesem Raum gewesen ist. In diesem 
Sinn kann dieser Ansatz zwar einerseits in Ländern wie 
den USA, Frankreich, England usw. zu einer sehr guten 
Selbstkritik führen, andererseits hat er aber leider zur 
Abwesenheit systematischer Kritik an den »real exis- 
tierenden« Dritte Welt Ländern geführt, auch derjeni- 
gen, die nicht an den USA ausgerichtet waren. Statt- 
dessen ist für sie die ganze Misere nur eine, die von 
außen hereingetragen wurde. Gerade jetzt, wo der glob- 
ale Wahhabismus‘ so stark aufkommt, muss diese Art 
des postkolonialen Denkens relativiert werden. Wenn 
man jetzt auf diesen Zug aufspringt, finde ich das 
unglücklich. 

PHASEZ2: Vielen Dank für das Gespräch. 
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* Eine sich seit dem 
ausgehenden 18. Jahr- 
hundert verbreitende 
Glaubens- und Pflich- 
tenlehre. In Saudi- 
Arabien ist der Wah- 
habismus Gründungs- 
und Staatsdoktrin. Er 
beinhaltet die Ver- 
pflichtung auf die strikte 
Anwendung der 
altarabischen Strafge- 
setze und den Djihad. 
Ziel ist die Rückkehr zu 
einem Islam in der 
ursprünglichen, sich nur 
auf den Koran 
berufenden Gestalt. 
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rekt hinein in die Frühphase der Entwick 
lungsplanung in den jungen Staaten Afri- | wicklungsorganisationen, welches unter staatlicher Intervention die optimierenden 
kas, als vieles noch möglich schien und | dem Dach der Vereinten Nationen ent- Wirkungen von Markimechanismen ver- 


großer Bedeutung war das Netz von Enı ter stand die Überzeugung, daß jede Art 


ArILOL mumniii rien Nenn an per PER 


Und wann fängt die Musik an? Wo der Entwicklungshelfer - hier in Kamerun 1974 - sich als Rollenmodell stilisiert, mag es passieren, daß 
die Einheimischen nichts Nützliches lernen wollen. Sie möchten dann singen wie Heino! Oder wenigstens wie Elvis Foto Barbara Klemm 


man die Vergangenheit Vergangenheit | stand. Dazu zählen das Kinderhilfswerk | zerrt. Für die Mehrzahl der Menschen in 


sein lassen wollte. „Ich habe die benei- | Unicef und die Kulturorganisation Unesco. | den beiroffenen Ländern zeitigie diese 


Aenewerteste Aufoahe die ein Mann ha- | Die Gründune dieser Agenturen true ent- | Überzeuruns. wıe viele Beobachwer meı- 


neuni 
Durel 
nur fi 
die C 
York 


Auszüge aus »Antisemitismus und 
Nationalsozialismus« 


n dem Aufsatz »Antisemitismus und Nationalsoziali- 
smus«' von 1979 plädiert Moishe Postone für eine Er- 
klärung des Antisemitismus in Form »einer materialis- 
tischen Erkenntnistheorie«. Wir dokumentieren Auszüge 
zur Bedeutung des ökonomischen Fetisch für den Anti- 
semitismus: 


»Ausgang einer solchen Erklärung wird Marx’ Begriff 
des Fetischs sein, den er nur in Bezug auf die Ware ent- 
wickelt hat. Diesem Begriff liegt Marx’ Analyse der Ware, 
des Geldes und des Kapitals als gesellschaftlichen Formen 
und nicht bloß ökonomischen Begriffen zugrunde. In 
seiner Analyse erscheinen die kapitalistischen Formen ge- 
sellschaftlicher Beziehungen nicht als solche, sondern sie 
drücken sich in vergegenständlichter Form aus. Diese 
vergegenständlichten Formen gesellschaftlicher Bezie- 
hungen führen, als Ausdruck von Entfremdung, ein ver- 
selbständigtes Dasein und bestimmen rückwirkend so- 
wohl gesellschaftliches Handeln als auch gesellschaft- 
liches Denken. [...] 

Es kommt hier darauf an aufzuzeigen, daß eine sorg- 
fältige Untersuchung der modernen antisemitischen 
Weltanschauung sich als eine Form des Denkens ent- 
hüllt, in dem die rasche Entwicklung des industriellen 
Kapitalismus mit allen ihren gesellschaftlichen Folgen im 
Juden personifiziert und mit ihm identifiziert wurde. Das 
heißt, daß die Juden nicht nur als Geldeigentümer be- 
trachtet, sondern für wirtschaftliche Krisen verantwort- 
lich gemacht und mit der gesellschaftlichen Umstruktu- 
rierung und Verschiebung identifiziert wurden, die mit 
der raschen Industrialisierung einherging [...]. 

Genau an diesem Punkt müssen wir uns dem Fe- 
tischbegriff zuwenden. Die Merkmale, der den Juden 
vom modernen Antisemitismus zugeschriebenen Macht 
— Abstraktheit, Nicht-Faßbarkeit, Universalität, Mo- 
bilität — sind alles Merkmale der Wertseite. Diese Di- 
mension erscheint niemals als solche, vielmehr immer in 
der Form eines stofflichen Trägers. Der Träger, z.B. die 
Ware, hat insofern »Doppelcharakter«: Wert und Ge- 
brauchswert. Die Wertform macht es jedoch erforder- 
lich, daß der Doppelcharakter sich entäußert — in 
diesem Fall als Geld und Ware. Das Resultat dieser Ent- 
äußerung besteht darin, daß die Ware, obwohl sie ge- 
sellschaftliche Form ist, als rein gegenständlich und 
»dinglich« erscheint, während das Geld sich als Ma- 
nifestation des bloß Abstrakten, als die »Wurzel allen 
Übels< darstellt und nicht als die entäußerte Erschei- 
nungsform der Wertseite der Ware selbst. Proudhon, der 


in diesem Sinne als geistiger Vorläufer des modernen An- 
tisemitismus angesehen werden kann, meinte daher, daß 
die Abschaffung des Geldes — der erscheinenden 
Vermittlung — genügen würde, um die kapitalistischen 
Beziehungen abzuschaffen. [...] 

Ein Aspekt des Fetisch besteht nun darin, daß kapi- 
talistische gesellschaftliche Beziehungen sich selbst als 
widersprüchlich, als Gegensatz von Abstraktem und 
Konkretem darstellen. [...] Formen antikapitalistischen 
Denkens, die innerhalb der Unmittelbarkeit dieses Wi- 
derspruchs verfangen bleiben, tendieren dazu, den Kapi- 
talismus nur unter der Form der Erscheinung, der ab- 
strakten Seite des Widerspruchs wahrzunehmen. Die be- 
stehende konkrete Seite wird ihr dann als das »Natürli- 
che« oder ontologisch Menschliche positiv entgegenge- 
setzt. |...) Mit der weiteren Entwicklung der Kapitalform 
und ihres begleitenden Fetisch wird die Naturalisierung, 
die dem Warenfetisch innewohnt, zunehmend biolo- 
gisiert. [...] 

Diese Form des Antikapitalismus erscheint nur so, als 
ob sie sehnsüchtig rückwärts gewandt ist. Als Ausdruck 
des Kapitalfetischs geht ihr wirklicher Vorstoß nach 
vorne: Sie ist in einer strukturell krisenhaften Situation 
ein Hilfsmittel im Übergang zum Quasi-Staatskapitalis- 
mus. Diese Form des Antikapitalismus beruht also auf 
dem einseitigen Angriff auf das Abstrakte [...] auf die 
abstrakte Vernunft, das abstrakte Recht oder, auf anderer 
Ebene, auf das Geld- und Finanzkapital. Dieser Angriff 
bleibt jedoch nicht auf den Angriff gegen die Abstraktion 
beschränkt. Selbst die abstrakte Seite erscheint vergegen- 
ständlicht. Auf der Ebene des Kapitalfetischs ist es nicht 
nur die konkrete Seite des Widerspruchs, die naturalisiert 
und biologisiert wird. Auch die erscheinende abstrakte 
Seite wird biologisiert — die Juden. |...] 

Eine kapitalistische Fabrik ist ein Ort, an dem Wert 
produziert wird, der »unglücklicherweise« die Form der 
Produktion von Gütern annehmen muß. Das Konkrete 
wird als der notwendige Träger des Abstrakten produ- 
ziert. Die Ausrottungslager waren demgegenüber keine 
entsetzliche Version einer solchen Fabrik, sondern müs- 
sen eher als ihre groteske »antikapitalistische« Negation 
gesehen werden, Auschwitz war eine Fabrik zur »Vernich- 
tung des Werts«, d.h. zur Vernichtung der Personifizie- 
rung des Abstrakten.« 
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'Postones Text erschien 
erstmals auf deutsch in: 
Diskus 28 (1978) 3, 4. 
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"Entscheidend für die- 
sen Gedanken ist der 
Unterschied zwischen 
dem, was mit »Subjekt« 
und dem, was mit »Iden- 
tität« bezeichnet wird: 
Der Begriff »Subjekt« 
zielt hier auf das einzel- 
ne Individuum ab. Der 
Begriff Identität be- 
schreibt dagegen eine 
zu den Subjekten verti- 
kale Anordnung, also die 
vermeintlichen Merk- 
male, unter denen Men- 
schen zugeordnet 
werden - Weiß oder 
Schwarz, Mann oder 
Frau, Homo oder Hetero 
und so weiter. In diesem 
Sinne ist ein Subjekt 
immer durch zahlreiche 
Identitäten mitkonstitu- 
iert, in deren Begrifflich- 
keiten es andererseits 
niemals »eingeholt« 
werden kann. Insofern 
sind Identitäten mögli- 
cherweise punktuell 
ermächtigend, haben 
jedoch immer eine ge- 
waltsame Komponente 
in der Zurichtung des 
Subjekts nach ihren 
normativen Maßstäben. 


? Die Begriffe »Schwarz« 
und »Weiß« werden im 
folgenden dort, wo sie 
sich auf Identitätskate- 

gorien beziehen, groß 
geschrieben, um sie von 
der vermeintlich be- 
schreibenden Funktion 
eines Adjektivs abzu- 
heben. »Schwarz« und 

»Weiß« sollen im folgen- 

den verstanden werden 
als gesellschaftliche 
Konstruktionen ohne 
eine »Substanz«, auf die 
sie sich beziehen, aber 
selbst von durchaus 
substantieller Existenz 
und Wirkung. Vgl. Ursula 
Wachendorfer in Susan 
Arndt, Afrikabilder, 
Münster 2001. 


® In der (west)bundes- 
deutschen Diskussion 
fiel der Startschuss für 
eine solche Art von Kritik 
durch das 1986 im 
Orlanda Frauenverlag 
veröffentlichte Buch 
»Farbe bekennen« von 
Katharina Oguntoye, 
May Opitz (später May 
Ayim) und Dagmar 
Schulz. 


* Wobei in der linksra- 
dikalen Szene in 
Deutschland »Triple Op- 
pression«-Ansätze maß- 
geblich über das »Drei 
zu Eins«-Papier rezipiert 
wurden, das zu seiner 
Zeit und in seinem Kon- 
text sicher die Diskus- 
sion um emanzipatori- 
sche Politik voran- 
brachte, theoretisch 
jedoch hinter seinen 
differenzierteren 
Vorbildern zurückblieb. 
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»After Dark« 


DIE REZEPTION POSTKOLONIALER DISKURSE REICHT VON 
WOHLWOLLENDER IMPULSAUFNAHME BIS ZUR WARNUNG VOR DEM 
EINBRUCH DER ANTIZIVILISATORISCHEN NACHT 


ach dem Vorbild der US-amerikanischen akademi- 

schen Diskurslandschaft hat sich - wenn es um Ras- 

sismus geht — mittlerweile auch in Deutschland im 
Umfeld der Gender Studies, aber auch in linksradikalen 
Zusammenhängen das Thema Identitäts- und Subjektkri- 
tik etabliert. Die aktuelle Diskussion, die hier unter dem 
Schlagwort »Postkolonialismus« vorgestellt werden soll, 
speist sich aus verschiedenen Theorie- und Praxisansätzen, 
die größtenteils in den siebziger Jahren geprägt wurden. 
Die theoretischen Stichworte sind Poststrukturalismus 
und Dekonstruktivismus, Cultural Studies und zuweilen 
auch Lacan’sche Psychoanalyse. In der praktischen Politik 
war insbesondere der Black Feminism in den USA rich- 
tungsweisend. Diesen recht wild zusammengewürfelten 
Ansätzen ist gemein, dass sie Macht und Herrschaft 
vordringlich im Rahmen der Anordnung subjektkonstitu- 
ierender' gesellschaftlicher Strukturen begreifen. Ein- 
facher gesagt: sie befassen sich damit, wie für die Subjekt- 
konstitution zentrale Identitätskategorien herausgebildet 
werden — und wie diese Identitäten die ihnen zugrunde 
liegenden Macht- und Herrschaftsstrukturen reprodu- 
zieren oder auch unterwandern. Ein für postkoloniale De- 
batten zentraler Aspekt ist dabei, diese Strukturen als his- 
torisch und nicht aufeinander reduzierbar oder ineinander 
aufgehend zu denken. Gesellschaftliche Verhältnisse wer- 
den also auf ihren verschiedenen Ebenen als zugleich un- 
trennbar verbundene gedacht, andererseits wird die Un- 
möglichkeit behauptet, die Gesamtheit der Verhältnisse 
auf eine bestimmte Dynamik oder Struktur — wie z.B. das 
Kapitalverhältnis — zurückzuführen. Eine Perspektive auf 
Gesellschaft, für die Michel Foucault aufgrund der Veran- 
kerung seiner Gesellschaftstheorie in spezifischen his- 
torischen Verhältnissen gerne herangezogen wird. 


Keine Schwestern im Kampfe 


Die praktische Bedeutung von Diskussionen um postko- 
loniale Identitäten, und, damit verbunden die Diskussion 
um die Kategorie des Weiß-Seins, lässt sich wohl am 
besten am schon erwähnten Black Feminism deutlich 
machen. In den siebziger Jahren traten erstmals deutlich 
sichtbar Schwarze” Feministinnen mit scharfer Kritik am 
Alleinvertretungsanspruch der Weiß dominierten bürger- 
lichen Frauenbewegung auf. Diesem Anspruch stellten sie 
die Unterschiedlichkeit gesellschaftlicher Erfahrungen 
entgegen, die sie von Weißen Feministinnen trennten und 
die für sie teilweise andere Emanzipationsziele setzten.’ 
Die Positionen des Black Feminism grenzten sich damit 
deutlich von einer Theoretisierung von Unterdrückung 


ab, die in der linksradikalen Debatte in Deutschland oft 
unter dem Label »Triple Oppression« verhandelt wird. Sie 
wandten sich gegen eine additive Analyse verschiedener 
Herrschaftsverhältnisse und betonten dagegen, dass die 
Identitätskategorien »Race« und »Gender« weder aufein- 
ander zurückzuführen noch sauber zu trennen sind.‘ Der 
Black Feminism konfrontierte sich insbesondere mit der 
Widersprüchlichkeit der eigenen Subjektposition. 

Die postkoloniale Theorie nimmt viele dieser Proble- 
matiken auf, wenn sie sich mit der Konstitution »Weißer« 
und »Schwarzer« Subjekte befasst. Postkolonialismus und 
Black Feminism teilen dabei ein tiefes Misstrauen gegen 
»objektive« Sprecher(innen)positionen, die sich ihnen 
zufolge immer wieder als tatsächlich partikulare (in die- 
sem Fall »Weiße«) ausweisen. Die postkoloniale Betonung 
»kultureller« oder anderweitiger Differenz, die auf linksra- 
dikaler Seite oft den Verdacht speist, es mit einer Spielart 
des Multikulturalismus zu tun zu haben, muss in diesem 
Sinne erst einmal als eine Betonung der realexistierenden 
Konstitutionsbedingungen der Subjekte in den bestehen- 
den gesellschaftlichen Verhältnissen verstanden werden. 

Die zentrale Frage von links sollte sein, ob der Postko- 
lonialismus seine dekonstruktivistischen Versprechen ein- 
lösen kann, die konsequent gedacht nicht auf die Affırma- 
tion, sondern auf die Abschaffung identitärer Kategorien 
zielen. Abgesehen von der Antwort auf diese Frage er- 
scheint es auf jeden Fall notwendig, postkoloniale Debat- 
ten mit ihrer Betonung von »Differenz« und »Hybridität« 
darauf abzuklopfen, inwieweit sie schlechtestenfalls als 
linksakademisches Komplement zu neoliberalen Subjekt- 
anforderungen ä la »Differenz verkauft sich« funktionieren. 


Die Rekonstruktion des nie Gewesenen? 


Wörtlich genommen ist »Postkolonialismus« ein Schlag- 
wort für verschiedene Diskussionen um den Einfluss, den 
der Kolonialismus auf die Herausbildung rassistisch mar- 
kierter bzw. unmarkierter Identitäten und damit Subjekte 
hatte und noch hat. Frantz Fanon hat mit seinen Büchern 
Die Verdammten dieser Erde und Schwarze Haut, weiße 
Masken nicht nur (insbesondere bei Weißen) linksradikal- 
antiimperialistische Romantizismen über den Kampf der 
Unterdrückten geprägt, sondern in letzterem auch den 
Versuch unternommen, eine Psychoanalyse des koloni- 
sierten Subjekts zu schreiben. Fanons Bezug auf die Ideale 
der französischen Revolution lässt zumindest eine stark 
antikulturalistische Lesart seiner Texte zu.° Gerade in 
Fanons Werk wird jedoch auch die Problematik einer 
solcherart »aufklärerischen« Position deutlich: Denn 


Fanon trifft extrem maskulinistische, frauenfeindliche 
und homophobe Aussagen, wenn es um die Emanzipation 
des kolonisierten Subjekts geht — weil dieses Subjekt von 
ihm primär als heterosexuell-männliches gedacht wird. 
Sein Bezug auf das noch zu schaffende, befreite Subjekt 
bestätigt damit zugleich einen Großteil der konstitutiven 
Ausschlüsse des bürgerlichen Selbst. 

Auf der einen Seite erscheint die von Fanon for- 
mulierte Befreiungstheorie antiessentialistisch, wenn sie 
ein — ihm zufolge notwendig gewaltsames — »Durch- 
schreiten« des kolonialen Zusammenhang; hin zu einer 
souveränen Subjektposition propagiert — andererseits, und 
das macht wohl auch seine Attraktivität für den klassischen 
Antiimperialismus aus, basiert sie auf einer eindeutigen 
Gegenüberstellung von Kolonisator(inn)en und Koloni- 
sierten. Die in den aktuellen postkolonialen Diskursen oft 
gehypte »Hybridität« postkolonialer Identitäten, und da- 
mit die Sichtweise, dass solche Identitäten seit jeher zu- 
sammengesetzt, »unrein« sind, wird somit von Fanon the- 
oretisiert. Er thematisiert die Subjektivitäten von Kolo- 
nisator(inn)en und Kolonisiertem als einander gegenseitig 
bestimmende. Sie werden aber gleichzeitig als mögliche 
Kategorie politischen Widerstands zurückgewiesen. 

An die solcherart manichäische Linie Fanons knüpft 
auch Edward W. Said an, der den »Orient« in starker An- 
lehnung an Foucault als Schöpfung »westlicher« Diskurse 
beschreibt. Seiner These in Orientalism zufolge, gibt es 
einen sehr begrenzten, konsistenten Kanon des »Orienta- 
lismus«, der bis heute als extrem starke, aufoktroyierte 
Identitätszuschreibung funktioniert. Obwohl Said als zen- 
trale Figur postkolonialer Theoriebildung gilt, ist auch bei 
ihm nur wenig von »Hybridität« zu spüren, wenn der 
»zuschreibende« Westen und der »Osten«, dem zuge- 
schrieben wird, einander gegenüberstehen. Saids Diskurs- 
theorie erscheint - in seiner Auffassung von Diskursen als 
imperialistische Machtinstrumente — dementsprechend 
verzerrt: Den Zuschreibungen und Zumutungen stellt er 
insbesondere in seinen explizit politischen Äußerungen 
ein »Volk« als positiven Bezugspunkt gegenüber, das of- 
fenbar schon weiß, was gut und emanzipatorisch ist- auch 
und gerade, wenn dieses »Volk« sich maßgeblich als anti- 
semitische Volksgemeinschaft konstituiert.‘ 

Gerade eine Position wie die Saids, die ins kulturalis- 
tisch-affirmative zurückschlägt, findet in der »multikul- 
turellen« deutschen Mehrheitsgesellschaft natürlich ihren 
Niederschlag. Paul Michael Lützeler bestätigt dieses 
Verständnis des Postkolonialismus in seiner Einführung 
zum Thema, indem er schreibt: »Der Postkoloniale Dis- 
kurs trägt dazu bei, eine eigene kulturelle Identität ent- 
weder zu behaupten bzw. zu ihr zurückzufinden oder sie 
neu zu konstituieren.« Ein solches »konstruktivistisches« 
Verständnis von Identitäten hat mit linksradikaler Kritik 
theoretisch wie praktisch wohl kaum etwas zu tun. Fernab 
eines antiessentialistischen Verständnisses von Kultur 
bemängelt Lützeler dann auf den nächsten Seiten, dass 
»der Westen« die originären, d.h. nicht von ihm selbst 
»erfundene« Kulturleistungen des Orients nie anerkannt 
hätte. Zu schlechter letzt weist er auf die natürliche Zu- 
sammengehörigkeit von Postkolonialismus und Multikul- 
turalismus hin. Diesem deutschen Blick bleibt die 
postkoloniale Kritik Stuart Halls entgegenzuhalten, der in 
einer Erörterung des Schwarz-Seins als politische Kate- 
gorie feststellt: »Zu diesem Zeitpunkt hieß unser Feind 


Ethnizität: was wir »Multikulturalismus« nannten, konnte 
nur unser Feind sein. [...] Über Rassismus wollte niemand 
reden, dafür veranstalteten sie [die Weißen Multikultura- 
listiInnen, Anm. P2 Berlin] umso lieber »internationale 
Abende««.' Unter den RezipientInnen Fanons ist es wohl 
Stuart Hall, der am deutlichsten ein antiessentialistisches 
Verständnis von Kultur und Identität mit so etwas wie 
»strategischer Identitätspolitik« verbindet. 

Mit der Kritik kultureller Identität machte auch 
Gayatri Chakravorty Spivak ernster. Ihr bekanntester Text 
»Can the Subaltern speak?« thematisiert den konstitutiven 
Zusammenhang englischer Kolonialherrschaft in Indien 
mit der Artikulation des traditionalistischen Widerstands 
dagegen — und übt radikale Kritik an letzterem. Spivak 
macht deutlich, dass die einfache Bekräftigung anti-kolo- 
nialistischer Gesten ganz und gar nicht zwangsläufig 
emanzipatorisch ist. 

Der Vorwurf an die postkoloniale Theoriebildung, 
dass sie »nicht-westlichen« Positionen prinzipiell die 
Weihen der »Subalternität« zusprechen würde, lässt sich 
zumindest nicht umfassend aufrechterhalten. In einem 
Interview jüngeren Datums versuchte Spivak ihr Ver- 
ständnis von »Subalternität« zu setzen: Demnach definiert 
sich das »Subalterne« gerade dadurch, dass es nicht nur aus 
dem jeweils hegemonialen Diskurs ausgeschlossen ist, 
sondern auch aus den gängigen Artikulationsweisen, die 
sich gegen den hegemonialen Diskurs richten. In Spivaks 
Begrifflichkeiten kann es deshalb keine subalternen Na- 
tionen geben. Allerdings muss auch angemerkt werden, 
dass Spivaks an Derrida orientierte linguistische Marxis- 
mus-Mixtur durchaus die der »Postmoderne« oft vorge- 
worfene politische Beliebigkeit ermöglicht, die sich in 
ihrem Fall in einer Apologetik der Täter des 11. September 
2001 zum Ausdruck bringt." 


Den Blick umdrehen: Weiß-Sein 


Mit Beginn der neunziger Jahre trat im Anschluss an 
postkoloniale und feministische Diskurse die Themati- 
sierung und Kritik des »Weiß-Seins« als soziale und poli- 
tische Kategorie in den Vordergrund. Die angloamerika- 
nische Debatte wurde dabei in Deutschland sehr direkt 
übernommen. So beschreibt Ursula Wachendorfer in di- 
rekter Anlehnung an die amerikanische Feministin Ruth 
Frankenberg »Weiß-Sein« anhand dreier Thesen: Weiß- 
Sein ist demzufolge der Ort/Standpunkt, von dem aus 
Weiße Leute die Gesellschaft betrachten; dieser Ort ist 
selbst unsichtbar, unmarkiert, von ihm aus werden jedoch 
Normen gesetzt; darüber hinaus bietet Weiß-Sein struk- 
turelle Vorteile und Privilegien." Die Kritik des Weiß- 
Seins schließt stark an neuere feministische Theoriebil- 
dung an, die sich mit der Dezentrierung von Subjektposi- 
tionen beschäftigt, die aufgrund ihrer »Unmarkiertheit«, 
d.h. ihrer Normalität, als rationale, souveräne gesellschaft- 
liche AkteurInnen auftreten können." In rassistischen 
und multikulturalistischen Diskursen kann Weiß-Sein 
dem gemäß als eine erst einmal abstrakte Position gesehen 
werden, von der aus »rassisiert./ethnisiert wird und die als 
verborgene Selbstzuschreibung die Möglichkeitsbedin- 
gung des kulturalistischen Blicks ist. Dieses unsichtbare 
Weiß-Sein lässt sich am Klischee des Weißen, deutschen 
Multikulturalisten illustrieren, der ein offenes Herz für 
die Sitten und Gebräuche anderer »Völker: hat, jedoch 
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° So machte z.B. Valerie 
Smith in ihrem Essay 
»Split Affinities« die 
Situation »gespaltener 
Loyalität« deutlich, in 
der sich Schwarze 
Frauen befinden, die es 
mit Lynchmorden an 
Schwarzen Männern zu 
tun haben, die unter 
dem Vorwand einer 
tatsächlichen oder 
vermeintlichen 
Vergewaltigung einer 
Weißen Frau begangen 
werden. 


® Was ihm auch Andrea 
Woeldike und Thomas 
von der Osten-Sacken 
wohlwollend beschei- 
nigen, vgl: dies., Von 
Dingen und Menschen, 
in: initiative not a love 
song (Hg.), Subjekt (in) 
der Berliner Republik, 
Berlin 2003. 


’»Hybridität« wird 
insbesondere bei dem 
postkolonialen 
Theoretiker HomiK. 
Bhaba thematisiert. Zum 
einen wird es in der 
postkolonialen Debatte 
als emanzipatorisches 
Potential aufgefasst, 
das sich aus der 
individuellen Unmög- 
lichkeit des Herausbil- 
dens einer nur ansatz- 
weise reinen, identitären 
Subjektposition bildet. 
Zum anderen ist Hybri- 
dität aber auch eine 
prinzipielle Eigenschaft 
der kolonialen und post- 
kolonialen Situation. 
Stuart Hall beschreibt 
eine vergleichbare Form 
der Vermischung, wenn 
er darauf hinweist, dass 
der aus der Kolonie 
Indien importierte Tee 
das Markenzeichen 
englischer »Kultur« ist. 


® Vgl. hierzu: Edward 
Said, Nationale 
Unabhängigkeit statt 
Besatzung!, in: iz3w, 
268, April/Mai 2003. 


® Paul Michael Lützleler 
(Hrsg.), Der Postkolonia- 
le Blick, Frankfurt/M. 
1997. 


" Stuart Hall, Alte und 
neue Identitäten, alte 
und neue Ethnizitäten, 
in: Ders., Rassismus 
und kulturelle Identität, 
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Artikel »Antisemitismus 
und Terror«, Argument 
251, Hamburg 2003. 
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nicht auf die Idee käme, den Nicht-Weißen eine Distanz 
zu ihrem »kulturellen Erbe« einzuräumen: gerade 
wohlmeinende MultikulturalistiInnen erwarten von 
Nicht-Weißen im allgemeinen, dass sie sich mit den kul- 
turellen Werten ihrer Herkunftsländer (oder der Her- 
kunftsländer ihrer Vorfahren) voll und ganz identifizieren. 

Die Strategie der Kritik des Weiß-Seins besteht nun 
darin, die scheinbar leere Kategorie des weißen, heterosex- 
uellen, männlichen Subjekts als historisch herausgebilde- 
te, spezifische Formation zu thematisieren — Weiß-Sein 
soll also in diesem Sinne als ebenfalls (und in sich) »differ- 
ente«, identitätsstrukturierende Position sichtbar gemacht 
werden. Was durch diese » Umkehr des Blicks« angegangen 
wird, ist vor allem die diskursive Definitionsmacht, die 
»Weiße« innehaben. Dieses Projekt ist verbunden (wenn 
auch nicht identisch) mit der Kritik am »westlichen Uni- 
versalismus«, der dieser zufolge eben genau auf dieses 
»unmarkierte Subjekt« mit seiner vermeintlich objektiven 
Sprecher(innen)position angewiesen ist, um seine allge- 
meingültigen Aussagen zu treffen und dadurch Ausschlüs- 
se zu produzieren. Die Kritik des Weiß-Seins wird gestützt 
von Untersuchungen, die dem konstitutiven Einfluss ras- 
sistischer Diskurse bei der Herausbildung vermeintlich 
»rasseneutraler« Weißer Identitätskonzepte nachspüren.' 

Werden die oben angerissenen Annahmen übernom- 
men, lässt sich die These zur Kritik des Weiß-Seins folgen- 
dermaßen zusammenfassen: das aufgeklärte (weiße) Sub- 
jekt der Moderne hat sich im Kontext mit der biologisti- 
schen Verwissenschaftlichung des Rassismus herausge- 
bildet und lässt sich aus diesem Kontext nicht ohne weit- 
eres (d.h. ohne dekonstruktivistische Bemühungen) her- 
auslösen. Der Rassismus funktioniert nicht nur im marx- 
istischen Sinne als Ideologie, also als Methode, sich auf die 
Widersprüchlichkeiten im Kapitalismus einen vermeint- 
lich schlüssigen Reim zu machen (»Wenn alle Menschen 
nicht gleich sind, obwohl alle Menschen nominell gleich 
sind, dann müssen sie von sich aus«, vor dem Hinzutreten 
des Gesellschaftlichen, verschieden sein«) — er ist Teil der 
Basis, auf der das Subjekt der Moderne und seine 
Wirklichkeit sich bilden. Rassismus vor allem als Ideologie 
zu fassen, wie es vielfach geschieht, übersieht, dass dieses 
Gewaltverhältnis auch strukturell ist und in seiner ganzen 
Bandbreite konkret und materiell erfahren wird. Es ist von 
daher sinnvoll, von einem Konzept auszugehen, das Ideo- 
logie und soziale Praxis in einem engen Wirkungs- 
verhältnis bezeichnet. Stuart Hall bestimmt Rassismus als 
soziale Praxis auf der Basis körperlicher Merkmale, die als 
Bedeutungsträger fungieren und einen Diskurs unüber- 
brückbarer Differenz produzieren. Rassistische Ideologien 
fasst Hall als Herstellung von Bedeutungen auf der 
Grundlage eines Symbolsystems (vor allem Körperform, 
Haut und Haar) und in Verknüpfung mit Machtstrategien 
und Ausschlußpraxen. 


Deutscher als Weiß 


Es ist allerdings fraglich, ob die postkoloniale Debatte sich 
in treffender Weise direkt nach Deutschland übertragen 
lässt. Zum einen ist die deutsche Kolonialgeschichte im 
öffentlichen Bewusstsein stark im Hintergrund — nicht 
nur die linksliberale Öffentlichkeit verzichtet weitgehend 
auf »Aufarbeitung«, auch in rechten Kreisen scheint der 
affırmative Bezug nicht allzu wichtig zu sein. Tatsächlich 


hat eine stärkere Beschäftigung mit der deutschen 
Kolonialgeschichte und dem an sie anknüpfenden Rassis- 
mus wohl erst mit der Aufnahme postkolonialer Debatten 
begonnen. Gleichzeitig wird aufgrund der völkischen 
Herleitung nationaler Identität in Deutschland »Deutsch- 
Sein« und »Weiß-Sein« weit stärker in eins gesetzt, als das 
in anderem Staaten der Fall ist: Das Blut-und-Boden- 
Recht impliziert, dass ersteres nicht ohne letzteres möglich 
ist. Vorhandene nicht-Weiße Existenzweisen in der Bun- 
desrepublik werden praktisch automatisch als »nicht- 
deutsch« wahrgenommen. Dem wird von Seiten Schwar- 
zer Deutscher in den letzten Jahren zunehmend die 
Begriffe »Afro-Deutsch« oder »Schwarze Deutsche: ent- 
gegengesetzt — wiederum eine begriffliche Anlehnung an 
die amerikanische Debatte. 

Geht es erst einmal um deutsche Identität und die 
»Reinhaltung« des deutschen Volkes, dann wird Antisemi- 
tismus zum zentralen Topos — ein Thema, das in postkolo- 
nialen Debatten tendenziell ausgeblendet oder aber nur in 
seinen explizit »rassewissenschaftlichen« Spielarten the- 
matisiert wird. Zwar hat sich historisch betrachtet der mo- 
derne Antisemitismus durchaus an bestimmten Punkten 
und zu bestimmten Zeiten mit dem Rassismus ver- 
schränkt, dennoch ist darauf zu beharren, dass der Anti- 
semitismus als wahnhaftes Welterklärungsmodell sich 
nicht begreifen lässt, wenn er als Unterkategorie des Ras- 
sismus erklärt wird: »Rassismus als Subjektionsmodus 
weißer Überlegenheit ist ein Resultat der europäischen 
Kolonialgeschichte und hat heute seine materiellen 
Grundlagen in ethnisierter Arbeitsteilung und national- 
staatlichen Grenzregimen. Antisemitismus dagegen ist ein 
pathischer Projektionsmechanismus, der die allgemeine 
Beleuchtung: der kapitalistischen Formen heimsucht - als 
Moment ihrer Verdunklung. Er ist Artikulation von zwei 
aufeinander irreduziblen Elementen: erstens dem sponta- 
nen Antikapitalismus, der wesentlich die Personalisierung 
von Geldfetisch und Fetischismus des zinstragenden 
Kapitals beinhaltet; und zweitens dem Dispositiv organis- 
cher Vergemeinschaftung, in dem jüdische Menschen als 
Gegenprinzip konstruiert werden.« Die Frage stellt sich, 
ob die »rassewissenschaftlichen« Aspekte für den aktuellen 
Antisemitismus noch von Bedeutung sind, und damit, wie 
viel eine Untersuchung der deutschen Kolonialgeschichte 
zum Verständnis des modernen Antisemitismus beitragen 
kann. Die aktuelle Tendenz in der linksradikalen Debatte 
ist es, die Themen »Rassismus« und »Antisemitismus« in 
einem Konkurrenzkampf darum, wer nun der tatsächliche 
»Andere« des hässlichen deutschen Subjekts ist — »der 
Schwarze« oder »der Jude« — gegeneinander auszuspielen. 
Es gibt durchaus postkoloniale Positionen, die von einem 
»Black Holocaust« in den USA sprechen. Solche Relativie- 
rungen sind allerdings weniger der postkolonialen Theorie 
an sich anzulasten, sie sind vielmehr Ausdruck einer allge- 
meinen Relativierungstendenz, in der Begriffe wie 
»Holocaust«, »Völkermord« und »Vertreibung« zuneh- 
mend zum Verschwimmen gebracht werden. Solche Rela- 
tivierungen, die in Deutschland Teil des Normalisierungs- 
diskurses sind, sind prinzipiell zurückzuweisen - falsch 
wäre es jedoch, daraus den Schluss zu ziehen, dass jede 
Beschäftigung mit den Berührungspunkten von Rassismus 
und Antisemitismus zwangsläufig falsche Parallelisie- 
rungen produziert. Denn während Rassismus und Antise- 
mitismus einerseits subjektiv völlig unabhängig voneinan- 


der auftreten — AntisemitInnen müssen keine RassistInnen 
sein, ebenso wenig umgekehrt — und strukturell unter- 
schiedlich funktionieren, bedienen sie sich doch teilweise 
gleicher Bausteine — der Zuschreibung körperlicher 
Merkmale, der Idee des reinzuhaltenden »Volkskörpers«, 
der Aufladung des Hassobjekts mit sexuellen Projektionen. 

Letztlich kommt jedoch gerade die Kritik an einer 
»deutschen« Identität nicht umhin, diese auch als » Weiße« 
zu begreifen, also den für sie konstitutiven Rassismus mit 
einzubeziehen. Nicht zuletzt sollte das an der Negativfolie 
einer möglichen Beschäftigung mit Weiß-Sein deutlich 
werden, also an einer Affırmation des Weiß-Seins durch 
Nazis, für deren Selbstpositionierung als Weiße Rassismus 
nach wie vor konstitutiv ist. 

Inwiefern ist nun gerade das Schema des Kolonialis- 
mus, das von »biologischer Unterlegenheit« bzw. »Unter- 
entwickeltheit« von Nicht-EuropäerInnen ausgeht, in den 
Zeiten des kulturalistischen Rassismus überhaupt noch 
von Bedeutung? Dieser gibt sich ja egalitär-separatistisch 
und orientiert sich zumindest propagandistisch am Ne- 
beneinander der verschiedenen kulturalisiertren Gruppen. 
Gegen die Behauptung der Bedeutungslosigkeit kolonial- 
istischer Rassismen lässt sich die Feststellung ins Feld 
führen, dass die in der Kolonialzeit geprägten Bilder 
fortwirken und das egalitäre Nebeneinander von Weißen 
und allen, die nicht dieser Kategorie entsprechen eben zu 
einem nur scheinbar egalitären machen, das letztlich doch 
von der abwertenden Markierung und Ethnisierung 
nicht-Weißer Positionen gekennzeichnet ist. In diesem 
Sinne ist das, was unter »Multikulturalismus« durchgeht, 
das wahre ideologische Erbe des Kolonialismus. Die An- 
nahme, dass gerade in kulturalistischen Positionen ein he- 
gemonialer, Weißer Diskurs machtvoll (fort)existiert, ist 
durchaus gerechtfertigt. Und auch der Rassismus, der in 
schlechter, alter Weise von der »Überlegenheit der Weißen 
Rasse« ausgeht, hat ganz und gar nicht ausgedient. 


Weiß als auch nur eine Farbe? 


Was lässt sich nun im gesellschaftlichen Maßstab gegen die 
selbstverständliche Souveränität der hegemonialen Sub- 
jektpositionen unternehmen? Ein Problem, das bei einer 
»Dezentrierung« des Weißen Subjekts in Deutschland auf- 
taucht, deutet sich in einer kulturrechten Bezugnahme auf 
die Kategorie »Weiß« an, die den (implizit Weißen) »Deut- 
schen« gerne als »gleichberechtigtes Volk« mit einer eigenen 
Kultur sehen möchte. Eine solcherart reaktionäre Füllung 
der vermeintlich leeren Kategorie »Weiß« hat auch seine 
FreundInnen im bürgerlichen Mainstream. 

Auch außerhalb deutscher Verhältnisse machen Figuren 
wie Edward Said die reaktionären Potentiale postkolonialer 
Diskurse deutlich: seine Variante des Postkolonialismus 
teilt die Welt in den »dominanten, westlichen Diskurs« und 
die von diesem Diskurs unterdrückten oder zerstörten kul- 
turellen Alternativen. Saids Position mag zwar antiessen- 
tialistisch sein, sie ist jedoch nichtsdestotrotz identitär, 
wenn sie die Herstellung von »kulturellem Machtgleich- 
gewicht« und die Eindämmung der westlichen Hegemonie 
fordert!° — »kulturelle Identität« erscheint hier nicht als Teil 
des Problems, mit dem emanzipatorische Politik sich 
prinzipiell kritisch auseinander zu setzen hätte, sondern als 
weitgehend unproblematisches Gut, zu dem lediglich allen 
Menschen im gleichen Maße Zugang zu gewährleisten sei. 


Der bei Said konstruierte Widerspruch soll offenbar plu- 
ralistisch zugunsten der Unterprivilegierten aufgehoben 
bzw. ausgeglichen werden. Das Problem bei solchen kultu- 
rellen »Gleichstellungsforderungen« ist es, dass sie allzu 
leicht auf eine prinzipielle Affırmation partikularer »Kul- 
turmerkmale« - seien diese nun konstruiert oder essentialis- 
tisch gedacht — hinauslaufen können, bei der die »Weiße« 
Hegemonie als abstrakte, kulturnegierende, alle Unter- 
scheidungsmerkmale einebnende Herrschaftsform gedacht 
wird — das Stichwort »Coca-Cola-Imperialismus« be- 
schreibt eine vergleichbare Haltung in Teilen der linksradi- 
kalen Szene. Ein solcher »verkürzter Postkolonialismus«, 
wie wir ihn der schillernden Assoziationen zuliebe mal nen- 
nen wollen, stellt unter der Hand den trügerischen Gleich- 
klang von »Weiß-Sein« und »rational-universalistisch«"” 
wieder her, anstatt ihn zu dekonstruieren — er bleibt damit 
tendenziell hinter der Dynamik des Kapitalismus zurück, 
dem die kulturelle Differenz mittlerweile ein wertvolles 
Gut ist. Tatsächlich tut sich so in der postkolonialen Kritik 
leicht das Dilemma auf, dass gerade der »westliche Univer- 
salismus« als Weiße Erfindung zum »kulturellen Besitz der 
Weißen« erklärt - und zurückgewiesen — wird. Es ist zuge- 
gebenermaßen ein recht verknoteter Denkakt, »Weiß-Sein« 
nicht anhand des Universalismus zu kritisieren, den es vor 
sich herträgt, sondern anhand der Partikularität, die durch 
diesen vermeintlichen Universalismus hindurchwirkt. Von 
links wäre damit gerade nicht die Identität der Weißen 
Subjektposition mit dem universalistisch-rationalen Blick 
nachzuweisen, sondern das Gegenteil: die Dekonstruktion 
macht deutlich, dass Weiße Identitäten seit jeher gebrochen 
sind und sich maßgeblich darüber aufrechterhalten, ihre 
eigenen störenden Elemente auf Nicht-Weiße Positionen 
zu projizieren. Der »Blick von Oben, der göttliche Trick«, 
wie Donna Haraway ihn nennt, ist gekennzeichnet von der 
Annahme der eigenen Nicht-Beteiligung, tatsächlich ist er 
aber ebenso verwickelt in die materielle Welt und kenn- 
zeichnet eben eine partikulare Position." 


Strategische Identitätspolitik 


Ist ein »antiwestlicher Regress« nun in der postkolonialen 
Theoriebildung angelegt oder legt sie ihn zumindest nahe? 
Gegen diesen Vorwurf lässt sich der Gedanke der »strate- 
gischen Identitätspolitik« ins Feld führen, der in linksradi- 
kalen Zusammenhängen aufgebracht und diskutiert wur- 
de.'’ Eine solche »Identitätspolitik« versucht in Anlehnung 
an poststrukturalistische Theorien”, antiessentialistisch 
gedachte und mehrdimensionale Subjektpositionen zum 
Ausgangspunkt sozialer Kämpfe zu machen. Eine gemein- 
same Politik soll sich also nicht als scheinbar selbstver- 
ständliche «Gemeinschaft« aus einer gemeinsamen »Kul- 
tur« oder einem gemeinsamen »Geschlecht« begründen, 
nicht schicksalhaft, nicht aus etwas als natürlich und/oder 
die eigene Identität vollständig determinierendem Vorge- 
stellten, sondern aus dem kritischen Bewusstsein darüber, 
dass mensch von und in der Gesellschaft so subjektiviert 
worden ist, dass sie/er sich ganz bestimmten identitären 
Kategorien zuordnet und diese nicht nach Belieben wech- 
seln kann. Diese Identitäten sind nicht Werte an sich, die 
zur Entfaltung zu bringen wären, vielmehr sind sie Teil des 
Problems. Gerade deshalb will strategische Identitätspoli- 
tik eingedenk identitärer Bestimmungen handeln, um die- 
se gegebenenfalls kurz- und mittelfristig für emanzipatori- 
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sche Politik nutzbar zu machen, langfristig je- 
doch abzuschaffen. Das Konzept der »strate- 
gischen Identitätspolitik« greift mit der Aus- 
richtung der Politik an identitären Bestim- 
mungen theoretische Ansätze des Postkolo- 
nialismus auf, versucht jedoch, sich dabei 
deutlich von kulturrelativistischen und mul- 
tikulturalistischen Strömungen abzugrenzen. 

Teil dieser Abgrenzung ist auch die 
Feststellung, dass »hegemoniale« Identitäts- 
bestimmungen (wie »Weiß-Sein«) bei strate- 
gischer Identitätspolitik niemals Objekt der 
Affırmation sein können. Um ein Beispiel zu 
nennen: Während Parolen wie Gay Prideund 
Black Power unter bestimmten Bedingungen 
durchaus emanzipatorisch sein können, sind 
Hetero Pride und White Power zwangsläufig 
immer reaktionäre Konzepte. Aber auch für 
nicht-hegemoniale Identitäten steht die Ant- 
wort auf die Frage nach der Affirmation nicht 
fest: denn dass eine nicht-hegemoniale Posi- 
tion zwar gewisse Sensibilitäten schärft, aber 
nicht zwangsläufig ein emanzipatorisches Be- 
wusstsein hervorbringt, ist eine Binsenweis- 
heit, die vielleicht nicht die letzten, aber doch 
die vorletzten Linken erreicht hat. Die Posi- 
tionen strategischer Identitätspolitik benen- 
nen im Prinzip das Dilemma, dass inhaltliche 
Artikulationen und SprecherInnenpositio- 
nen sich nicht immer klar trennen lassen, 
schreiben es zugleich aber auch fort: Wäh- 
rend die Reflexion auf die eigene gesellschaft- 
liche Position für Linksradikale zum einen 
unerlässlich ist, kann ihre ständige Betonung 
genauso gut dazu dienen, die eigene Hilflo- 
sigkeit ob der gesellschaftlichen Verhältnisse 
zu inszenieren und Handlungen und Aus- 
sagen endlos zu relativieren.”' 


Rettet die Aufklärung vor den Weißen! 


Wenn - insbesondere von VertreterInnen der 
Kritischen Theorie - linke Kritik an solcher- 
art »postmodernen« Diskursen geäußert 
wird, zielt diese oft auf ein grundlegenderes 
Theorieproblem ab: dass Kommunismus 
eben als universelles Projekt gedacht werden 
müsse, als die Emanzipation aller Menschen 
unabhängig von den Kategorisierungen, 
durch die sich Subjekte geistig und körper- 
lich zurichten/zugerichtet werden. Um dies- 
en Begriff von Kommunismus einzulösen, 
müsse radikale Kritik dann zwangsläufig uni- 
versalistisch sein, jede strategische Affırma- 
tion und Betonung der Differenz führe 
direkt zu Kulturrelativismus und Ressenti- 
ment, indem sie das Partikulare über das 
Allgemeine stelle. 

Diese Kritik vor Augen ließe sich aller- 
dings die Frage stellen, ob nicht gerade eine 
Parole wie »Solidarität mit Israel« Paradebei- 
spiel für sinnvolles strategisch-politisches 
Handeln ist - auch wenn dieses Handeln sich 


im Kontext der Israelsolidarität im Allgemei- 
nen nicht an der Betonung von Identitätskate- 
gorien festmacht. Weit eher gilt dies allerdings 
für das Hochhalten emanzipatorischer »west- 
licher Werte«. Nicht nur was Deutschland be- 
trifft bleibt festzuhalten, dass politisches Han- 
deln, will es nicht in Resignation und Zynis- 
mus verfallen, immer auch strategisch ist. Be- 
zogen auf stärker subjektivierte Herrschafts- 
verhältnisse wie Rassismus und Sexismus, die 
unmittelbar sichtbare Anhängigkeits- und 
Hierarchieverhältnisse produzieren, heißt das, 
einen strategischen Umgang mit Identitäten 
zu finden, also eine strategische Bezugnahme 
auf Subjekte in ihrer konkreten Gewordenheit 
und materiellen Leiblichkeit. Bei Herrschafts- 
verhältnissen, die nicht so eindeutig subjekti- 
vierte Gruppen (wie Frauen-Männer, Weiße- 
Schwarze welche sind) hervorbringen, wo also 
Wert, Ware, Geld, Nation, Staat, etc. auf einer 
horizontalen Ebene subjektivierend zur Ent- 
faltung kommen, sieht die strategische Politik 
dementsprechend anders aus. »Solidarität mit 
Israel« ist in diesem Sinne zwar durchaus stra- 
tegische Politik, aber eben keine strategische 
Identitätspolitik. Strategische Politiken dieser 
Art mögen abstrakter sein und damit dem An- 
spruch universeller Emanzipation näher er- 
scheinen - letztlich sind sie aber auch gesell- 
schaftlich positioniert und müssen anhand 
dieser Positioniertheit überprüft werden. 

Eine »Füllung« der Kategorie des Univer- 
salismus mit absoluten »Werten« wie Freiheit, 
Gleichheit, Demokratie, die nicht darauf re- 
flektiert, dass eben diese Füllung aus einer par- 
tikularen Perspektive heraus vorgenommen 
wird, handelt sich also durchaus zu Recht die 
»postmoderne« Kritik ein, in Wirklichkeit 
partikular zu sein und die Hegemonie des wei- 
ßen, heterosexuell-männlichen Subjekts unter 
der Hand fortzuschreiben. Eine solche Kritik 
von Seiten der »Postmodernen« lässt sich von 
links allerdings nur dann aufnehmen, wenn 
sie kein instrumentalistisches Verständnis von 
universalistischen Positionen verbreitet (im 
Sinne von: »Die benutzen das, um uns unten 
zu halten«). Die Thematisierung der diskur- 
siven Verknüpfung von »Westen«, »Universa- 
lismus« und »Weiß-Sein« muss darauf abzie- 
len, die Brüche zwischen diesen Kategorien 
aufzuweisen, wenn sie, durchaus im Sinne der 
Kritischen Theorie, dazu beitragen soll, die 
Vorzüge der Aufklärung nicht nur vor ihren 
erklärten FeindInnen, sondern auch vor den 
Weißen Subjekten zu retten, in denen sie sich 
vermeintlich verkörpert. Für die universalis- 
tische Perspektive bedeutet das, dass sie par- 
tikulare Forderungen im Sinne eines andau- 
ernden Korrektivs der eigenen Position zu in- 
tegrieren hat. 


PHASE 2, Berlin 


Identitäten auf dem Weg zum Hybriden 


DAS VERHÄLTNIS ZWISCHEN WEIß-DEUTSCHEN UND MENSCHEN MIT 
FLUCHT- UND MIGRATIONSHINTERGRUND IST EIN DAUERBRENNER DER 
ANTIRASSISTISCHEN BEWEGUNG 


ie im Text »After Dark'« der Berliner Phase 2-Re- 

daktion dargestellten Überlegungen zum Thema 

der strategischen Identitäten werden im folgenden 
am konkreten Beispiel ausgeführt und die verschiedenen 
Umgangsweisen mit dieser Frage innerhalb der Grenz- 
campvorbereitungszusammenhänge vorgestellt. Der An- 
satz der trans-identitären Organisierung ist der Versuch, 
von einem postkolonial-dekonstruktivistisch beeinfluss- 
ten Verständnis des Herrschaftsverhältnisses Rassismus 
ausgehend, eine politische Praxis zu entwerfen, die einige 
der Fallgruben der Vergangenheit elegant zu umwandern 
versucht. 

Dementsprechend wird eine Darstellung der Analyse 
vorangestellt, bevor dann die Versuche der Realisierung 
und die formulierten Kritiken und mögliche Stolperstei- 
ne benannt werden. 


Worum geht es? 


»Solange gesellschaftliche Herrschaftsverhältnisse existie- 
ren, solange sind auch unsere Identitäten unmittelbare, 
schattengleiche ZeugInnen dieser Verhältnisse. Schade, 
aber wahr!« Dieser Gedanke kann als Essenz der Idee der 
trans-identitären Organisierung gelten. 

Jede Zusammenarbeit basiert auf unterschiedlichen 
Identitäten, die in der politischen Zusammenarbeit auf- 
einandertreffen und verhandelt werden müssen. Da diese 
Überlegung die Ausgangsbasis von strategischer Identi- 
tätspolitik und der Idee der trans-identitären Organisie- 
rung sind, setzen wir einige Zeilen zu unserem Identitäts- 
begriff und deren Entstehung voran: 

JedeR Einzelne macht, entsprechend seiner/ihrer zu- 
gewiesenen Position innerhalb der Gesellschaft, konkre- 
te, differenzierende Erfahrungen zu denen er/sie sich 
positioniert, was affırmativ oder rebellisch geschehen 
kann, und somit ein »Selbst« entwickelt. Über diesen Me- 
chanismus schreiben sich verschiedene, sich überlagern- 
de Herrschaftsverhältnisse in jedes Subjekt ein und füh- 
ren zur Entwicklung einer konkreten Identität. Diese 
Vorstellung darf allerdings nicht in Richtung einer einfa- 
chen Determination bzw. einseitigen Ableitung aus einer 
gesellschaftlichen Struktur missverstanden werden. Viel- 
mehr geht es darum, den Rahmen aufzuzeigen, innerhalb 
dessen sich verschiedene Reaktionen abspielen. 

Rassismus ist nun eines dieser differenzierenden und 
hierarchisierenden Verhältnisse und produziert somit Iden- 
tiräten entlang der unterschiedlichen Erfahrungshinter- 
gründe, die innerhalb des rassistisch geprägten Feldes 
abgesteckt sind — etwa durch die innerhalb der Gesellschaft 
zugebilligten Rechte und Freiheiten. Diese unterschiedli- 
chen Identitäten bilden den Hintergrund des politischen 
Selbstverständnisses der AkteurInnen, als Individuen und 
in Form der jeweiligen kollektiven Zusammenschlüsse. 


Wenn mensch - in diesem Fall als Weiß-Deutsch gedacht 
— nun politisch gegen das Unterdrückungsverhältnis Ras- 
sismus ankämpfen möchte, so findet er/sie sich in einem 
Feld wieder, das seine eigenen Subjektivitätsfacetten 
ebenso produziert, wie die »Objekte«, nämlich die rassis- 
tisch Markierten. Vor diesem Hintergrund erscheinen 
Unterschiede und politische Differenzen nicht als zu ver- 
nachlässigende Lappalie, sondern werden als eigenständi- 
ges politisches Problem verstanden. 

Hier kommt nun das Konzept der strategischen Iden- 
titätspolitik’ zum Tragen, praktisch umgesetzt in der 
trans-identitären Organisierung: Die verschiedenen Aus- 
gangspositionen sind der Punkt, von dem aus eine ge- 
meinsame politische Position und Praxis entwickelt wer- 
den soll. Der Begriff der Identität ist hierbei keinesfalls 
essentialistisch zu verstehen, sondern dient vielmehr als 
Instrument, um die durch Rassismus geschaffenen Un- 
terschiede zu berücksichtigen und diese als (zwangsläu- 
figen) Ausgangspunkt einer Verständigung zu benutzen, 
in deren Lauf sich diese dann umgestalten bzw. hybri- 
disieren sollen. Die eigene Logik und weitgehend selbst- 
verständliche Ansichten müssen in diesem Prozess ein 
ums andere Mal zur Diskussion gestellt und gegebenen- 
falls revidiert bzw. differenziert werden. 

Zentral wurde dieses Konzept erstmals bei der Vorbe- 
reitung des 5. Antirassistischen Grenzcamps 2002 in 
Jena. Die Bedeutung, die diesem Konzept beigemessen 
wurde, unterschied sich entsprechend der vertretenen 
politischen Ansätze innerhalb der damaligen Grenz- 
campzusammenhänge erheblich. Hier seien nur die bei- 
den Hauptrichtungen aufgeführt: Ein Teil der Vorberei- 
tungsgruppen sah die Chance, das Camp explizit »ge- 
mischt« vorzubereiten und damit zusätzlich zu den an- 
deren Zielen auch die Weiß-deutsche Hegemonie inner- 
halb der antirassistischen Grenzcamps aufzubrechen, 
welche sie als Reproduktion der rassistischen Verhältnisse 
auf kleinerer Ebene begreifen. Durch die Realisierung 
trans-identitärer Bündnisse wollten sie die Mauer auf- 
brechen, die solche Projekte prinzipiell als »zu schwierig«, 
unrealistisch oder zwangsläufig instrumentell’ abwehrt. 

Gerade dieser letzte Vorwurf — die unterstellte Unter- 
ordnung unter die Forderungen von Flüchtlingen — wur- 
de von dem »Hamburg-Flügel«‘ erhoben, der ein allge- 
meinlinkes, autonomes »Metropolen-Camp« favorisier- 
te. Diese Position folgte dem Ansatz, momentan beson- 
ders virulente gesellschaftliche Widersprüche auf die 
Agenda zu setzen.‘ Diese sind in der Regel zwar mehr 
oder weniger stark mit Rassismus verknüpft, im Sinne ei- 
ner Fokussierung und Zuspitzung steht Rassismus aller- 
dings nicht zwangsläufig immer an erster Stelle. 

Die politische Zielsetzung einer expliziten Koopera- 
tion mit von Rassismus Betroffenen — die gemeinsame 
politische Grundsätze nicht sofort voraussetzt, sondern 
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' Siehe Artikel von Phase 
2 Berlin »After Dark« in 
dieser Ausgabe. 


® Vgl. Gregor Samsa: 
Transidentitäre 
Organisierung und 
Hybridität - Heiliger 
Goldfisch, was ist denn 
das!? Zit.n. 
http://www.nadir.org/ 
nadir/kampagnen/camp 
02/themen_extra3.htm. 


" Siehe »After Dark«. 


* Das instrumentelle 
Verhältnis kann dabei 
einfach (Paternalismus 
bzw. Unterordnung) 
gedacht werden oder 
reaktiv (unterordnend, 
um nicht dominant zu 
sein). 


° Gruppen, die für 
Hamburg als Camp-Ort 
votierten und dort 
letztendlich auch die 
Land in Sicht-Tage (LiS) 
organisierten. Vgl. 
http://www.nadir.org/ 
nadir/kampagnen/ 
landinsicht. 


° Im Frühjahr 2002 waren 
dies laut einem Diskus- 
sionspapier: Krieg, 
Hamburg-Harburg, 
Innere Sicherheit, Schill, 
Brechmittel, Abschie- 
beknast, Antifa und die 
Bundestagswahl. 
Siehe: 
http://www.nadir.org/ 
niadir/kampagnen/ 
campO2/artikel_interim 
541.htm. 
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auch zu diskutieren und auszuhandeln bereit ist — stand 
für diesen Flügel doppelt in Frage. Zum einen aufgrund 
des eben skizzierten Politikverständnisses, zum anderen 
wird die kausale Verbindung zwischen Antira und der 
Zusammenarbeit mit Flüchtlingen/MigrantInnen kri- 
tisiert. Dabei wird gern auf die Analogie zu Kämpfen ge- 
gen Sozialabbau verwiesen. Diese Kämpfe können mit 


lichen, bestenfalls multikulturellen Unsinn. Vielmehr 
sollte dies den Beginn einer Debatte darstellen, an deren 
Ende eine neue, für alle tragbare Entscheidung steht. Mit 
diesem Schritt ist dem Fakt Rechnung getragen worden, 
dass sich in jenem Jahr das Camp grundlegend anders 
zusammensetzte und eine einfache Weiterführung der 
Weiß-deutschen Selbstverständlichkeiten nicht möglich 


»DER ENTSCHLUSS, ERSTMALS AUCH FLEISCH ZUZUBEREITEN, 
IST DABEI NICHT MISSZUVERSTEHEN ALS ZUGESTÄNDNIS AN FLÜCHTLINGE, 
DIE NUN MAL GERN FLEISCH ESSEN.« 


Obdachlosen geführt werden, aber auch berechtigt und 
sinnvoll ohne sie. Mithilfe dieses Vergleiches bestanden 
sie darauf, dass die Frage nach der Grundlage einer Ko- 
operation nicht (allein) durch den Gedanken der trans- 
identitären Organisierung beantwortet werden kann. 


Was heißt das konkret? 


Diese Diskrepanz konnte im Vorfeld des 5. Antirassisti- 
schen Grenzcamps nicht überbrückt werden und war 
eine von mehreren Faktoren, die zur Spaltung des Vorbe- 
reitungskreises und zur Organisierung zweier Camps 
(Grenzcamp in Jena; LiS in Hamburg) führten’. Das 
Konzept der trans-identitären Organisierung materiali- 
sierte sich auf dem Camp in Jena und soll hier nun exem- 
plarisch vorgestellt werden. 

Zum einen wurden bis heute kontinuierlich weiterge- 
führte Extrameetings für Refugees und non-Refugees 
einberufen. Diese haben das Ziel, verschiedene Sichtwei- 
sen und politische Einschätzungen nicht nebeneinander 
stehen zu lassen, sondern diese beidseitig zu vermitteln 
und auszudiskutieren. Dabei sind auch die eigenen, iden- 
titär-linken Selbstverständlichkeiten zu hinterfragen und 
aufeinander zugehen ist angesagt — ein langwieriger und 
schwieriger, jedoch produktiver Prozess jenseits von 
praktischen politischen Vorbereitungstreffen und zeitlich 
begrenzten Veranstaltungen auf dem Camp. In diesem 
Rahmen sind mittlerweile Diskussionen zu so unter- 
schiedlichen Themen wie Sexismus, Nationenbegriff und 
Instrumentalisierungsverständnis gelaufen. 

Eine zweite Institutionalisierung für Jena war die Um- 
stellung der Camp-Sprache von Deutsch auf Englisch, um 
an der Schraube der Dominanz durch die bessere Beherr- 
schung der Sprache anzusetzen und gleichzeitig eine Ver- 
schiebung der Grenzen der Verständigung zu erreichen. So 
verlief die diesbezügliche neue Grenze nicht länger mehr 
oder weniger klar zwischen Refugees und non-Refugees, 
sondern zwischen EnglischkönnerInnen und dem Rest. 

Ein dritter Punkt, der erst einmal symbolisch wirkt, 
allerdings den Kern der Idee in sich trägt und als anschau- 
liches Beispiel für den Prozess der trans-identitären Orga- 
nisierung fungiert, ist die Diskussion um eine Fleisch- 
Vokü. Es ging darum, an diesem konkreten Beispiel die 
eigenen Selbstverständlichkeiten erst einmal wahrzuneh- 
men und sich einem neuerlichen Diskussionsprozess zu 
öffnen. Der Entschluss, erstmals auch Fleisch zuzube- 
reiten, ist dabei nicht misszuverstehen als Zugeständnis 
an Flüchtlinge, die nun mal gern Fleisch essen oder ähn- 


war, sondern neuerlich Auseinandersetzungen geführt 
und ein neuer Konsens gefunden werden mussten.‘ 

Last but not least spiegelt sich die trans-identitäre Or- 
ganisierung auch in der politischen Agenda des Camps, 
in dem die Aktionsfelder von The Voice und der Flücht- 
lingsinitiative Brandenburg, beides politisch sehr aktive 
Flüchtlingsselbstorganisationen, einen breiten Raum 
einnahmen. So waren die Residenzpflichtkampagne, die 
Anti-Abschiebungskampagne und realpolitisch die Situ- 
ation in den lokalen Flüchtlingsheimen zentrale inhalt- 
liche Eckpunkte. 

Der Ansatz der trans-identitären Organisierung war 
beim diesjährigen 6. Antirassistischen Grenzcamp in Köln 
zwar noch unterschwelliger Bestandteil des Aufrufs, aber 
auf dem Camp selbst wenig Thema. Symptomatisch dafür 
steht der Umgang mit der Übersetzungsfrage — inzwischen 
ein gängiges strukturelles Instrument: »Englisch als 
Campsprache« wurde zur Zweisprachigkeit Deutsch-Eng- 
lisch umfunktioniert. 


Probleme & Kritiken 


Der trans-identitäre Ansatz ist, wie oben schon darge- 
stellt, innerhalb der Grenzcamp-Zusammenhänge nicht 
unumstritten geblieben. Grundsätzlich geht es um die 
Frage der Bündnisarbeit und die Grundlagen politischer 
Zusammenarbeit. 

Die Idee der trans-identitären Organisierung ist hier- 
bei ein theoretisch fundiertes Plädoyer für eine verstärkte 
politische Zusammenarbeit zwischen verschiedenen 
Gruppierungen. Sie begründet unterschiedliche Herange- 
hensweisen politisch mit verschiedenen Erfahrungshinter- 
gründen und leitet daraus die Notwendigkeit der Koope- 
ration ab, um gesetzte Grenzen zu überwinden. 

Eine erste zentrale Frage betrifft den Geltungsan- 
spruch der Konzeption. Eine Eingrenzung ist nötig, um 
nicht durch die Hintertür eine Blankovollmacht für jegli- 
che Art von Politik auszustellen, die sich durch das Prädi- 
kat »von der richtigen identitären Position aus formuliert« 
ausweisen kann und durch den Verweis auf verschiedene 
Erfahrungshintergründe schließlich durchgewunken 
wird. Eine mangelhafte Eingrenzung wäre gleichbedeu- 
tend mit einem Rückfall in alte Flüchtlingsunterstüt- 
zungs- und/oder antikoloniale Verhältnisse. 

Das Argument der trans-identitären Organisierung 
kann keinen absoluten Anspruch erheben. Neben dem As- 
pekt der gesellschaftlichen Produktion der eigenen Identi- 
tät spielen natürlich auch nach wie vor persönliche und 
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® Dieser Wunsch wurde 
nach mehreren Sexis- 
mus-Vorwürfen auf den 
Grenzcamps seitens der 
an der Vorbereitung und 
Durchführung 
beteiligten Flüchtlings- 
und MigrantInnengrup- 
pen formuliert, da sie 
den inhaltlichen Hinter- 
grund dieser Vorwürfe 
z.T. nicht kannten. 


"° Zu der Diskussion um 
Antisemitismus in Jena 
und Strassbourg gibt es 
einen Text von einem 
Mitglied der Antiras- 
sistischen Gruppe 
Leipzig. Vgl. 
http://www.nadir.org/ 
nadir/initiativ/antira- 
leipzig/archiv/a28.htm. 
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politische »Schmerzgrenzen« für Bündnisse eine Rolle. 
Die Frage lautet präziser gestellt nämlich vielmehr, inwie- 
fern durch die Anerkennung der rassistischen Identitäts- 
produktion eine höhere Toleranz und gegebenenfalls zu- 
sätzliche Instrumente der Verständigung notwendig sind. 

Zweitens, und dies ist explizit aus der postkolonial-de- 
konstruktivistischen Logik heraus gedacht, gibt es eine 
Notbremse. Nämlich den Gedanken, der Postkolonialis- 
mus von Antikolonialismus unterscheidet und überhaupt 


schen AntisemitInnen und Nicht-AntisemitInnen - die- 
se Linie geht quer durch die antirassistische Bewegung 
und ist dort ebenso umstritten wie in jeder anderen Be- 
wegung auch. Es gibt Anknüpfungspunkte für antisemiti- 
sche Argumentationen: so ist es z.B. von der Kritik an 
deutschem staatlichem Rassismus ein möglicher Schritt 
zur Kritik an israelischer Politik als rassistisch oder sogar 
Israel als solches — das kritisieren wir aufs schärfste. In dies- 
er Hinsicht ist die antirassistische Bewegung ein Spiegel 


»DIE TRANS-IDENTITÄRE ORGANISIERUNG LÄSST EINFACHE DICHOTOME 
VORSTELLUNGEN HINTER SICH.« 


erst das Konzept der Hybridität ausmacht: die Absage an 
Authentizität und vereinfachende Universalisierbarkeit. 
Die trans-identitäre Organisierung lässt einfache dichoto- 
me Vorstellungen hinter sich. Weder haben Flüchtlinge 
nur noch nicht die richtigen Argumente gehört, müssten 
demzufolge — im Sinne des Fremden als Kind — erzogen 
werden, um dann zu sein wie »wir«, noch haben »wir« als 
»hoffnungslos verderbte WestlerInnen« alles, was wir 
denken, über Bord zu werfen. Auch die Position der non- 
whites ist hinterfragbar und muss hinterfragt werden. 
Emanzipation liegt weder eindeutig auf der einen, noch auf 
der anderen Seite der Trennlinie. Daran schließt sich die 
Frage an, wie denn dann mit dieser Trennlinie verfahren 
werden soll, also um das »Wie« einer Annäherung. 

Es geht um Hybridisierung im Sinne einer Synthese 
oder Differenzierung. Dies mag bei Detailfragen noch recht 
einfach funktionieren — der Konsens einer vegetarischen 
Vokü kann noch relativ leicht zur Disposition gestellt wer- 
den, zumal er selbst im Weiß-deutschen Rahmen auf wack- 
ligen Füßen steht — bei linken Essentials allerdings wird es 
zum Problem. Etwa bei der Frage nach der Berechtigung 
von Nationalstaaten. Die Lösung, die hier theoretisch nahe 
liegt, ist nicht so neu und kann klassisch dialektisch im 
Sinne von These-Antithese-Synthese formuliert werden. 
Diese Antwort, so richtig sie auch sein mag, ist und kann 
nur rein formal sein. Im konkreten Fall muss die Formel 
auch konkret gefüllt werden. Mit anderen klassischen 
Worten: Trans-identitäre Organisation ist die Theorie, 
Extrameetings sind die Praxis — die Praxis mit Grenzen. 

In jeder Bündnisarbeit gibt es Essentials, die nicht zur 
Diskussion gestellt werden können, und politische 
»Schmerzgrenzen«, mit wem eine politische Zusammen- 
arbeit möglich ist. Diese Grenzen sollten z.B. bei der Zu- 
sammenarbeit mit antisemitischen Positionen liegen 
oder bei einem Bezug auf Nationalstaaten, der jenseits ei- 
nes strategischen Bezugs in Verbindung mit einer grund- 
sätzlichen Nationalstaatskritik liegt, ebenso bei sexisti- 
schen Positionen. Die Extrameetings gestehen einen 
Schritt vor dieser Grenzziehung zu: der westeuropäisch- 
US-amerikanische Diskussionsstand wird nicht voraus- 
gesetzt, sondern durch Diskussionen vermittelt.” 

Diese Abgrenzung ist kein spezielles oder besonders 
dringliches Problem der antirassistischen trans-identitä- 
ren Organisierung, sondern ein allgemeines: die »Fron- 
ten« verlaufen nicht zwischen Menschen mit oder ohne 
Flucht- und Migrationshintergrund, sondern z.B. zwi- 


der Verfasstheit der deutschen Linken. Innerhalb der 
Grenzcamps findet Kritik und eine Auseinandersetzung 
mit diesem präsenten Thema statt, allerdings entsprechend 
der Heterogenität der TeilnehmerInnen meist in Form 
eines Nebeneinanders der unterschiedlichen Positionen 
auf verschiedenen Veranstaltungen und Aktionen. 

Implizit schwingt die ganze Zeit schon die Frage der 
Interessen mit, die in einem Positionspapier der »Ham- 
burgerInnen« konkret gestellt wurde, in dem diese kri- 
tisierten, dass »[...] von niemanden einmal die Frage an 
The Voice gestellt wurde, was sie eigentlich denken, was 
ein Thüringer Camp der autonomen Bewegung nützt 
und nützen soll.« Diese Aussage kann indentitätshu- 
bernd gelesen werden und war vielleicht auch so gemeint. 
Sie bringt aber andererseits den Aspekt zur Sprache, dass 
mensch in der Realität eben nicht nur mit einem Unter- 
drückungsverhältnis konfrontiert ist. 

So richtig die Beachtung des Machtgefälles entlang 
rassistisch gezogener Linien ist, so falsch wäre es auch hier, 
die Realität im Sinne einer einfachen Gut-Böse-Konstella- 
tion aufzulösen. Auch für eine, in diesem konkreten Falle 
autonome Identität, gibt es strategisch gute Gründe, des- 
halb sollte sie nicht einfach über Bord geworfen werden. 
Dieses Argument hat auch einen explizit Ressourcen- 
orientierten Aspekt: Es gibt eben nicht nur ein Ziel, son- 
dern mehrere, und die Frage der (»realpolitischen«) Priori- 
tätensetzung hat sich mit postkolonialen Konzepten nicht 
erledigt. Dies läuft auf die Forderung einer auszuhandeln- 
den Balance von Geben und Nehmen hinaus. 

Nachdem bislang die »innere« Seite der trans-identi- 
tären Organisierung thematisiert wurde, stellt sich natür- 
lich auch die Frage nach den konkreten Auswirkungen 
der trans-identitären Zusammenarbeit nach außen. Zwei 
prinzipielle Richtungen sind denkbar. Entweder ver- 
kommt das Ganze zu einer Nabelschau linker Befindlich- 
keiten und der Anprangerung eigener Rassismen jenseits 
der gesellschaftlichen Zusammenhänge oder aber, es wird 
ein notwendiger Prozess der Klärung vorangetrieben. 
Dieser müßte Ansprüche und Verhältnisse möglichst 
genau benennen. Im Falle der Grenzcamps geht die 
Tendenz eindeutig in letztere Richtung. Exemplarisch 
dafür stehen die zwei Karawanen, das Grenzcamp in Jena 
und das diesjährige Aktionscamp in Fürth. Besonders am 
Beispiel der Karawane wird deutlich, dass es schon immer 
irgendwie »trans-identitäre« Kooperationen gegeben hat, 
die nun einfach nur weiter reflektiert werden. Damit 


wird auch hier die Relevanz des Konzeptes deutlich: es ist 
»lediglich« Mittel zum Zweck. 

Ein letztes inhaltliches Problem soll an dieser Stelle 
noch benannt werden. Das Konzept der trans-identitären 
Organisierung, welches theoretisch die verschiedensten 
Identitätsformationen einschließt, wird, sowohl hier als 
auch in der Praxis, explizit vor allem am Verhältnis refu- 
gees/non-refugees durchgespielt. Indem dieses konkrete 
Verhältnis zentral gesetzt wird, erwächst die Kritik einer 
Verkürzung und einer ungewollten Affırmation dessen, 
was mensch eigentlich beseitigen möchte. Verschiedene 
Konflikte werden auf der Folie refugee/non-refugee verein- 
deutigt, obwohl die Linie erwa bei Auseinandersetzungen 
um Nationalstaaten und Antisemitismus teilweise klar an- 
ders verläuft. Dieses Problem ist vor allem eines der Umset- 
zung, denn seine Identifizierung und Kritik lässt sich aus 
einer postkolonial-dekonstruktivistisch beeinflussten Posi- 
tion heraus bewerkstelligen. Gleichzeitig findet sich an die- 
ser Stelle der Schlüssel für die Frage nach der Brauchbarkeit 
dieses Ansatzes über Antira-Zusammenhänge hinaus. 

Trans-identitäre Organisierung thematisiert in erster 
Linie das »Wie« und »Warum« politischer Bündnisse. Der 
hier dargestellte Fokus auf Antirassismus illustriert eine 
weitestgehend sinnvolle Umsetzung eines Konzeptes, das 
übertragen werden kann und auch in anderen Politik- 
feldern, wie im Text hoffentlich deutlich geworden, sinn- 
volle Antworten zu bieten hat. 


Zwei Nachworte 


Die Diskussion um trans-identitäre Organisierung ist 


eine relativ spezielle, die innerhalb der antirassistischen 
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Zeitung der Antifa Duisburg 


http://www.antifa-duisburg.de 


Gesellschaftskritik nach Auschwitz ist Müll, 


"Alle marxistische, revolutionäre oder sonstwie linke 


die nicht die Massenvernichtung zum Fundament 
und zum Konstitutivum ihrer Reflexion werden läßt." 


Joachim Bruhn 


Zusammenhänge nur von wenigen Gruppen diskutiert 
und umgesetzt wird. Innerhalb der antirassistischen 
Grenzcamps wird sie offensiv geführt, wobei allerdings 
eine Unterscheidung - dies gilt für den Mikrokosmos 
Grenzcamp ebenso wie für andere Zusammenhänge auch 
— zwischen den theoretisch exponierten Gruppen und 
der Bewegung zu treffen ist. Dieser Ansatz findet zwar 
den Weg in den Aufruf und die inhaltlichen Plena auf 
dem Camp, jedoch beteiligen sich an der praktischen 
Umsetzung wie z.B. den Extrameetings nur wenige 
Gruppen und Einzelpersonen mit bislang entsprechend 
geringem Wirkungsradius über den Kreis der Teilneh- 
menden hinaus. 

Das Konzept versucht, beeinflusst von postkolonia- 
len Theorien über Blackness, Whiteness und strategische 
Identitätspolitik, den Widerspruch zwischen antirassisti- 
scher Politik und Weiß-deutscher Hegemonie aufzulösen 
und wagt den Versuch einer praktischen Umsetzung. Er 
bringt somit ein wichtiges Problem auf die Tagesordnung 
und dessen Aufhebung »auf den Weg«, über dessen 
praktisches Gelingen wir wenig sagen können, da wir an 
diesem Prozess nicht teilgenommen haben: Die Beteilig- 
ten an der trans-identitären Organisierung im Umfeld 
des Grenzcamp-Zusammenhangs ziehen eine positive 
Bilanz. Diese Lücke müsste im Weiteren von den Prota- 
gonistInnen selbst geschlossen werden. 


ANTIRASSISTISCHE GRUPPE, Leipzig 


Kontakt: 


www.nadir.org/nadir/initiativ/antira-leipzig 


Antifaschistisches 


ın 


Nr.60 | 3/2003 


15 Jahre 


Antifaschistisches- 


Info Blatt (AlB) 


Jubiläumsausgabe: 


"Nahaufnahmen- 


Rechts" 


Reportagenblicke nach 


[0 


TOPSTORY 


17 Reportagen auf 60 Seiten 


Kostenloses Probeexemplar: 


Antifaschistisches Infoblatt 
Gneisenaustr. 2a | 10961 Berlin 


e-mail: aib@mail.nadir.org 
web: www.nadir.org/nadir/periodika/aib 


PHASE2-33 


ECHO 


ANMERKUNGEN 


'Zit. n. http://www. 
| imi-online.de/ 
2003.php3?id=630. 


? Phase 2 Berlin, Stupid 
White GerMen. Nach 
der Kritik ist vor der 
Kritik, in: Jungle World 
Dossier vom 

15. Januar 2003. 


® Initiative: Kritik im 
Handgemenge, 
Basisbanalitäten über 
bürgerliche Gesellschaft 
und ihren Export, in: 
Phase 2.06, 

Januar 2003. 


* Vgl. die Vorstellung der 
Phase 2 Redaktions- 
maxime »Pluralistisch, 
doch mit harter Hand« in 
jenem Jungle World 
Dossier vom 

15. Januar 2003. 


5 So etwa die folgende, 

| indirekt auch an Phase 2 
| adressierte Übertrei- 
li bung, die letztlich darauf 
| hinausläuft, wir würden 
den Nationalsozialismus 
relativieren: »Aber selbst 
äußerste Prägnanz 

schützt in Deutschland 

nicht davor, in den 

Dienst der Abwehr ihres 
Gehaltes gestellt zu 

werden. Horkheimers 

Diktum, daß vom 

Faschismus nicht reden 

solle, wer vom Ka- 

pitalismus schweigt, 

verwandelt sich im 
deutsch-linken Kontext 

flugs so: 
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ÜBER DAS »WOHLFÜHLEN IN DER PDS«, POSTMODERNE STALINISTEN 
UND ANDERE GEHÄSSIGKEITEN 


Die neue Rubrik »Echo«, die hier zum ersten Mal ein- 
geführt wird, soll in Zukunft im wesentlichen zweierlei 
erfüllen: Einerseits soll sie Stimmen über Phase 2 aus 
diversen Diskussionsforen, aus Zusammenhängen, 
Zeitschriften etc. abbilden und so die Außenwahrneh- 
mung von Phase 2 vermitteln und gegebenenfalls rich- 
tig stellen. Andererseits soll sie Post an uns wie etwa 
Anfragen und LeserInnenbriefe vorstellen und so auf 
lange Sicht zu einem Diskussionsforum im Heft wer- 
den. In der ersten Ausgabe beschränken wir uns auf 
Stimmen über Phase 2, fordern Euch aber zugleich 
auf, uns mit Euren Meinungen nicht zu verschonen. 


ür Reaktionen sorgte der Artikel »Gegen Macht Europa« von 

Phase 2 Leipzig in Phase 2.08, der unter anderem die anhand 

der Antikriegsbewegung sichtbar gewordenen fließenden 
Grenzen zwischen linken AktivistInnen und regierungsnahen Stra- 
tegInnen als falsche »Wahl der Waffen« mit folgenden Worten kriti- 
sierte: »Tobias Pflüger, der linke Antimilitarist aus Tübingen 
schwärmte über den Friedensparteitag der PDS, auf dem er als 
Gastredner teilnahm, mit den Worten: »Bei diesen guten Reden 
heute, könnte man sich fast wohl fühlen in der PDS.« Glaubt man 
Presseberichten, die über das Ereignis berichten, überfällt einen das 
große Gruseln.« 
Pflügers Wunsch nach »Wohlfühlen in der PDS« sorgte wohl auch 
in anderen Publikationen für einigen Wirbel, so dass er den (von 
ihm übrigens für gut befundenen) Phase 2-Text flugs auf die 
Homepage der Informationsstelle Militarisierung (IMI) stellte und 
mit folgenden Anmerkungen versah: Er habe sich ausdrücklich auf 
die »guten Reden«, die gehalten wurden, bezogen; von den »guten« 
aufdie, »die sich mit dem Krieg« und nicht etwa mit dem Irak-Krieg 
beschäftigten und zuletzt ja auch nur »fast«. Und: »Die Rede selbst 
wurde auf dem Parteitag sehr positiv aufgenommen, zugleich wur- 
de sie als eine sehr kritische (gegenüber der Bundesregierung sehr 
kritische) Rede bezeichnet. Damit habe ich die für mich wichtigsten 
beiden Punkte erreicht.«' »Fast« könnte man meinen, Pflüger war 
bestürzt, welch weite Kreise seine Bemerkung zog und versuchte 
nun, zu retten, was noch zu retten ist. 
Auch Pflügers Lob, wir seien für ihn »wichtige Bündnispartner/- 
innen« müssen wir nicht zuletzt nach Lektüre seiner abschließenden 
Bemerkung zurückweisen. Dort heißt es, »abschließend freue ich 
mich natürlich, wenn sich santideutsche« Gruppen tatsächlich mal 
wirklich mit Deutschland beschäftigen, ihr Lieblingsthema ist ja 
sonst immer ein anderes Land.« Dreimal darf geraten werden, welches 


»andere Land« hier gemeint ist. Kuba ist es nicht. China auch nicht. 


on ganz anderer Seite hingegen (von der nämlich, deren 

»Lieblingsthema [...] ja sonst immer ein anderes Land« ist) 

wehte die Kritik in einem Beitrag von Uli Krugin der Baha- 
mas Nr. 42 mit dem Titel »Willkür und Wahrheit. Eine Vertei- 
digung des historischen Materialismus«, der uns unter Verwendung 
zweier Beiträge von Phase 2 Berlin und der Freiburger Initiative 
Kritik im Handgemenge gleich so einiges vorwirft: fehlender Wahr- 
heitsbegriff, Verkürzung der Kritischen Theorie, Totalitarismus- 
theorie etc. Letztlich kommt Krug zu der überraschenden Erkennt- 
nis, Stalin sei der erste Postmoderne gewesen. Vorab ist festzuhalten, 
dass Krug in seinem Text ein nicht unerheblicher Lapsus unterläuft, 
in dem er nur einen Text (den von Phase 2 Berlin’) wenigstens an- 
satzweise nennt, den anderen von Kritik im Handgemenge® ver- 
schweigt, ihn jedoch inhaltlich einer Phase 2-Redaktionsmeinung 
zuordnet, wie er überhaupt beide Texte bunt vermengt. Es mag ein- 
erseits von außen schwerfallen, das eigentümliche Redaktions- 
prinzip von Phase 2- drei gleichermaßen gleichberechtigte Redak- 
tionen — immer differenziert mit einzubeziehen; andererseits sei an 
dieser Stelle nochmals an das Grundprinzip von Phase 2 erinnert, 
»pluralistisch, doch mit harter Hand«* verschiedene Meinungen 
gegenüberzustellen und in ihrer Verhandlung, nicht in der Fest- 
legung auf eine den Gewinn für die Diskussion zu sehen. 
Was aber war geschehen? Phase 2 Berlin fragte in ihrem Beitrag 
anhand der unterschiedlichen Rezeption von Michael Moores Film 
»Bowling for Columbine« in den Vereinigten Staaten und in 
Deutschland nach der Ausrichtung »richtiger« und »emanzipa- 
torischer« Kritik und machte für eine solche geltend, »die [viel- 
diskutierte] Wahrheit der Ereignisse als einen Fluchtpunkt zu 
begreifen, dem man verpflichtet ist, gerade, weil er nicht endgültig 
zu erschließen ist; gerade weil die Kritik sich selbst in dem 
Kontinuum bewegt, dass von dieser Wahrheit geprägt wird und an 
ihrer Prägung mitarbeitet. Solche Kritik ist diskurskritisch, in dem 
Sinne, dass sie anerkennt, dass Wahrheit maßgeblich durch die 
Praxen des Erzählens zustande kommt.« Übertragen auf Moores 
Film hieße das: »Wie schon erwähnt, baut die Kritik sich selbst in 
die Wahrheit ein, mit der sie sich auseinander setzt. So ist es mög- 
lich, dass »Bowling« in den USA in erster Linie ein antirassistischer 
und staatsfeindlicher Film ist - in Deutschland hingegen bekräftigt 
er den Nationalmythos einer friedliebenden, traditionsbewußten 
kulturellen Gemeinschaft, die sich erfolgreich vom hektischen, neo- 
liberalen und global gewalttätigen amerikanischen Imperialismus 
abgrenzt.« Fazit: »Ein objektives Urteil über den Film anhand seines 
Wahrheitsgehalts ist also nicht möglich.« 
Krugs Kritik, die bisweilen in Übertreibungen’ und einem durch- 
weg diffamierenden Tonfall daherkommt, entzündete sich nun an 
der Übertragung eines solchen kritischen Verständnisses von 
Wahrheit auf Positionen u.a. der Bahamas-Redaktion zum Irak- 
Krieg. Phase 2 schrieb: »Nun unterhalten aber gerade weite Teile der 
antinationalen Linken ein inniges Verhältnis zur Wahrheit — dabei 
geht es weniger um »wirkliche« Ereignisse, sondern um eine Wahr- 
heit der (westlichen und vermeintlich zivilisatorischen) Werte. 


Diese Werte können Wahrheit nur durch ihre universelle Gültigkeit 


erlangen, und diese Gültigkeit verlangt nach Durchsetzung. Die 
bürgerliche Gesellschaft muss etabliert werden, erklärt der Baha- 
mas-Histomat, damit der Kommunismus seine historische Chance 
überhaupt erhalten kann.« 

Krug, der als einzige Wahrheiten »amerikanische Verhältnisse« ein- 
erseits und »das [irakische] totale Staatsbettlertum« und den 
»ebenso totalen Terror des Baath-Regimes« andererseits zu benen- 
nen vermag, konterte daraufhin mit einem generellen Exkurs über 
den seines Erachtens postmodernen und totalitären Wahrheitsbe- 
griff der heutigen Linken, der er auch Phase 2zurechnet. Ausgehend 
von dem seinerseits zur Wahrheit erhobenen »Gemeinplatz«, »daß 
der Kommunismus nicht hinter den in der bürgerlichen Gesell- 
schaft erreichten Vergesellschaftungsmodus [...] zurückfallen darf, 
wenn er denn einen »Fortschritt« aus dem im Kapitalismus herr- 
schenden gesellschaftlichen Naturzustand darstellen solle«, geißelte 
er alle Stalinschen Versuche, den Kommunismus auszurufen bzw. 
zum Zustand zu erklären, als einen diesem Gemeinplatz Hohn 
sprechenden »Subjektivismus« und erklärte eine solche »Elimi- 
nation des Faktischen« durch Stalin als postmodern, da sie Wahrheit 
durch »Erzählung« und »Diskurs« ersetzte. Von Stalin sei es dann 
auch nicht mehr weit bis zur Phase 2 Redaktion: »Die Parole aus 
dem Jahr 1935 »Die Kader entscheiden alles« ist nicht bloß ein Frei- 
brief aus vergangener Epoche zur Verfolgung von »Saboteuren« [...], 
dieselbe Drohung eines auftrumpfenden Subjektivismus steckt 
ebenso in dem Spruch, daß es doch auf den einzelnen ankäme, der 
seinen zeitgemäßen Ausdruck in der durch keinen Einspruch der 
Sache getrübten Haltung findet, daß letztlich doch alles nur eine 
Frage der subjektiven Erzählung sei [...].« Und weiter: »Feuilletonis- 
tisch aufgemotzt ist es doch bloß genau dieses verstockte geistige 
Kleingärtnertum, das vorgibt, den »Stalinismus< und darüber hinaus 
den »Wahrheitsdiskurs« oder »Metasysteme« überhaupt zu kritisie- 
ren, und doch selber essentiell zu den, wenn man so will, Grundla- 
gen des Stalinismus rechnet.« 

Solcherart Unwillen bzw. die Unfähigkeit, so Krug weiter, die 
Wahrheit anzuerkennen oder endlich einmal zu wagen »zu unter- 
scheiden statt bloß zu »differenzieren«, entspräche letztlich auch 
einer »tatsächlichen, politischen Frontlinie«: »Kurz gesagt, jener 
[Frontlinie] zwischen den spätliberalen Gesellschaften und der 
postnazistischen und ihrer globalen Nacheiferergemeinde.« Denn 
auf das »eingangs postulierte, leider Gottes gar nicht gemeinplätz- 
liche »bürgerliche« Mindestkriterium« folge nämlich die Verpflich- 
tung, »das einmal bzw. einstmals erreichte Niveau bürgerlicher Ge- 
sellschaft, oder besser noch: das durch dieses Niveau verbürgte kon- 
kret-utopische Potential der Gesellschaft zu verteidigen gegen deren 
eigene [...] Regression in den autoritären Staat und seine banden- 
förmigen Derivate«. Wiederholt Krug somit die Bahamas-Position, 
die Ausgangspunkt der Kritik in dem Phase 2-Artikel war, ist er nun 
zugleich darum bemüht, die Rede von der Einführung bürgerlicher 
Vergesellschaftungsformen im Irak einmal zu erden: »Wer wollte 
ernsthaft bestreiten, daß da die Einführung von Versammlungs-, 
Rede-, Presse- und Koalitionsfreiheit, Rechtssicherheit und Rechts- 
gleichheit kommunistischer Agitation dienlicher ist?« Niemand. 
Sollte dies schlußendlicher Sinn seines Beitrages gewesen sein, läßt 
sich darauf nur antworten, was schon Phase 2 Berlin ins Feld führte: 
»Eine Demokratisierung im Irak ist zwar eine andere, entfernt 
denkbare Option, jedoch keinesfalls eine, die sich im vorhinein als 
kommende historische Wahrheit feststellen ließe.« Also einmal ent- 
fernte Übereinstimmung zwischen einer Phase 2- und einer Baha- 
mas-Position? Das hätte man einfacher haben können. 

Am Rande des Beitrages von Krug irritiert im übrigen noch ein 
Horkheimer-Zitat, dessen Geltung bislang eher auf die »Kritik der 
Politik«-Fraktion abonniert schien, das nun aber angesichts des 
Irak-Krieges durch Krug auf einmal auf die angewandt wird, die 


sich gegen einen Krieg mit der Begründung positionierten, er stelle 
einen einzelnen, zur Intervention verpflichtenden Fall linker Kritik 
dar. Krug schreibt, »Unmenschlich« hatte Max Horkheimer solche 
‚Alles-oder-Nichts«-Vorstellungen zu Recht genannt: »Sei mißtrau- 
isch gegen den, der behauptet, daß man entweder nur dem großen 
Ganzen oder überhaupt nicht helfen könne. Es ist die Lebenslüge 
derer, die in Wirklichkeit nicht helfen wollen und die sich vor der 
Verpflichtung im einzelnen bestimmten Fall auf die große Theorie 


hinausreden. Sie rationalisieren ihre Unmenschlichkeit.« 


axrx* 


ob für die Ausgabe 9 und ihren Gedächtnis-Schwerpunkt gab 
es indes von prominenter Stelle, nämlich von Günther Jacob, 
der u.a. auf der Weimarer Veranstaltung »Memory« zum 65. 
Jahrestag des 9. November 1938, die er zusammen mit Beate Klars- 
feld und Micha Brumlik bestritt, den von uns gesetzten Titel der 
Phase 2.09 »German Gedächtnis« zur Beschreibung der Kontinuitä- 
ten deutscher Schuldabwehr vom Kriegsende bis heute verwandte. 


Näheres dazu hoffentlich in der nächsten Ausgabe. 


axkr* 


bschließend sei noch auf einige Gehässigkeiten verwiesen, 

den der in Phase 2.09 abgedruckte Beitrag der Pop-Ag im 

Conne Island zu »Popkultur nach dem 11. September«* auf 
dem Internetforum www.angefangen.de auslöste. Ein gewisser DJ 
Deutschland schreibt dort stellvertretend für die Nachwende-Gene- 
ration, die inzwischen jeglichen Anflug eines kritischen Popver- 
ständnisses über Bord geworfen hat und die gleichzeitigamerikanis- 
chen HipHop hören und sich positiv auf Deutschland beziehen 
kann: »Der Artikel ist ganz schön lang. Meistens geht es darum, dass 
wir alle antiamerikanisch sind. Ungefähr so wie früher, als es immer 
beim Pioniernachmittag hieß: Der böse Peter hat gesagt, die So- 
wjetsoldaten riechen alle nach Zwiebeln. Sowas darf man aber 
nicht, denn sie haben uns befreit.« Ähnlich auch seine Empfehlung 
an die »schwarze Kapuzenpullies« tragenden Popper: »Zum Schluß 
noch eine Nachricht an die Pop Ag in Leipzig [mit ihren] lustigen 
Parolen: Schwarz/ Weiß/ Links/ Rechts ist so 80er Jahre und die sind 
auch ganz schön out, weil wir hören hier nur amerikanischen Main- 
streamrap wie Nelly, Outkast oder Neptunes.« Unbewusst liefert er 
zugleich eine humorige Interpretation der ihm höchstwahrschein- 
lich unbekannten »Leipziger« bzw. »Berliner Verhältnisse«. Auf das 
im Pop-Text beklagte Kuscheln des Deutsch-Rappers Thomas D. mit 
der Anti-Kriegs-Haltung der Bundesregierung hält er verwundert fest: 
»Also schon der Einklang selbst mit der Bundesregierung ist in Leipzig 
nicht tragbar, wenn also jetzt der Kanzler Weihnachten feiert, ist in 
Leipzig immer Ostern.« So isses. Bleibt zu hoffen, dass der in dieser 
Ausgabe an das gleiche Klientel gerichtete Beitrag zu den nationalistis- 
chen Ausfällen der Berliner Band Mia wenngleich nicht ähnliche, so 
doch zahlreiche Reaktionen hervorruft. 


In diesem Sinne, Frohe Ostern, 


Eure PHASE 2, Leipzig 


ECHO 


ANMERKUNGEN 


=»5\Wenn der 
Nationalsozialismus die 
Potenz des Kapitalis- 
mus in seiner etatisti- 
schen Phase ist, dann 
ist doch auch der 
Nationalsozialismus 
überall präsent, wo es 
den liberalen Staat 
klassischer Prägung 
nicht mehr gibt; da das 
wiederum überall der 
Fall ist, erledigt sich 
elegant das »Problem«, 
daß der Natio- 
nalsozialismus sich in 
Deutschland ereignete 
und nirgendwo sonst — 
und zugleich das 
»Problem«, daß die USA 
antifaschistische Kriege 
führen könnten. 

Wenn alle irgendwie 
potentielle Nazis sind, 
dann ist es eben auch 
zugleich keiner: Schon 
gar nicht die Deutschen; 
wo zuvor der Opa die 
Indianer mit den Juden 
verrechnete, da wirft der 
Enkel Vietnam, Chile 
oder EI Salvador gegen 
Buchenwald in die 
Waagschale.« Esmag 
solche VertreterInnen 
leider geben, Phase 2 
dazu zu rechnen, ist eine 
Frechheit. 


® Pop Ag im Conne 
Island, Nothing new on 
the German front. 
Deutsche Popkultur 
nach dem 

11. September, in: 
Phase 2.09, 
September 2003. 


GLOBAL ACTION 
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' In der Gesellschaft 
kämpfen! Ein Beitrag 
der Antifa Köln zur 
Globalisierungs- 
bewegung, 

Phase 2.07, 59-61. 


? Markus Wissen, 
Friederike Habermann, 
Ulrich Brand: Vom 
Gebrauchswert radikaler 
Kritik. Perspektiven für 
eine gesellschaftsverän- 
dernde Praxis, in: BUKO 
(Hrsg.), radikal global. 
Bausteine für eine 
internationalistische 
Linke, 43-56. 


® Same procedere as 
last year? Die 
Gleichsetzung von 
Friedens- und 
Globalisierungsbewegu 
ng verschleiert mehr als 
sie aufdeckt, 

Phase 2.09, 32-35. 
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Der große Perspektiven-Schwindel 


DER FORTLAUFENDE POSITIVE BEZUG LINKER GRUPPEN 
AUF DIE GLOBALISIERUNGSKRITISCHE BEWEGUNG STEHT EINER 
LINKSRADIKALEN PRAXIS IM WEG 


den Protesten von Seattle (1999) versucht sich die 
hiesige Linke über ihr Verhältnis zur globalisierungs- 
kritischen Bewegung zu verständigen. Am Anfang der Aus- 


) ie Diskussion ist so alt wie die Bewegung selbst. Seit 


einandersetzung wurden die ersten öffentlichkeitswirk- 
samen Demonstrationen zunächst überwiegend hoffnungs- 
froh wahrgenommen, schienen sie doch anzuzeigen, dass 
der Kapitalismus entgegen ideologischer Verlautbarungen 
nach dem Zusammenbruch des Realsozialismus doch nicht 
das Ende der Geschichte markiert. Nach Jahren marginaler 
politischer Erfolge und interner Positionskämpfe versprach 
man sich angesichts tausender TeilnehmerInnen an den 
Gipfelprotesten die Renaissance einer Kapitalismuskritik 
und die gesellschaftsverändernde Kraft einer linken Praxis. 

In der anfänglichen Diskussion über die inhaltliche 
Substanz und die Stoßrichtung der Bewegung wurde auf ih- 
ren provisorischen, noch nicht festgelegten Charakter ver- 
wiesen. Heute, vier Jahre nach den Gründungsevents der 
Bewegung, wird die Analyse ihrer Ziele nicht nur um eini- 
ges nüchterner geführt, sie muss sich zudem zwangsläufig 
auf die Bewertung einer vierjährigen Protestkontinuität 
stützen. 

Kaum eine linksradikale Gruppe, die heute nicht eine 
Kritik an bestimmten Inhalten und Erscheinungsformen 
der Globalisierungskritik zu formulieren weiß. Für eine 
ganze Reihe von linken Gruppen ändert aber diese Kritik 
nichts an ihrer prinzipiell positiven Bezugnahme auf die 
globalisierungskritische Bewegung. Paradigmatisch für 
diese widersprüchliche Positionsfindung war der Münch- 
ner SPOG-Kongress im Mai. Über drei Tage wurde auf den 
Podien der Veranstaltung Material zur Kritik der Protest- 
bewegung zusammengetragen: Antisemitismus, Äntiameri- 
kanismus, Verschwörungstheorien, Obskurantismus, Eso- 
terik. Von stattfindenden Radikalisierungen wusste nie- 
mand zu berichten. Doch entweder wurde daraus über- 
haupt keine strategischen Orientierungen abgeleitet oder 
einzelne ReferentInnen bemühten sich, am Ende ihrer Aus- 
führungen ihren ungebrochenen Optimismus über die 
Möglichkeit kritischen Einwirkens zum Ausdruck zu brin- 
gen. Entgegen einer mittlerweile zu konstatierenden Konti- 
nuität ressentimentgeladener und Kapitalismus-affirma- 
tiver Forderungen wurde und wird eine offene Entwick- 
lungsdynamik der Bewegung behauptet, die das weitere 
Hinein- und Mitwirken begründen soll. 


Etwas Schlechteres als Kritik 


Auch in Phase 2 werden solche Positionen immer wieder 
stark gemacht. In Ausgabe Nr. 7 zählt die »Antifa Köln« in 
einem Beitrag, der ihr Verhältnis zur globalisierungskritis- 
chen Bewegung erläutern soll, zunächst einige kritische 


Entwicklungstendenzen des Protestspektrums auf.' So 
bemängeln die KölnerInnen, dass die inhaltliche Stoßrich- 
tung der Bewegung keine radikale Kritik am bestehenden 
kapitalistischen System beinhaltet. Vielmehr sei eine Domi- 
nanz reformistischer Gruppen wie Attac zu beobachten. 
Zudem fühlten sich innerhalb der Bewegung »alle mög- 
lichen Gruppen [...] bis hin zu den Faschisten« wohl. Der 
relativ abstrakten und wenig problematisierenden Analyse 
folgt das Beharren auf einer positiven Grundeinschätzung. 
Trotz der zumindest angedeuteten Problemsicht, die Bewe- 
gung werde durch ein Dominanzverhältnis gekennzeich- 
net, welches faschistischen Strömungen ein Mitmachen er- 
möglicht, die für sich selbst in Anspruch genommene Posi- 
tion radikaler Gesellschaftskritik aber marginalisiert, wird 
als politische Strategie ein weiter wie bisher abgeleiter«: 
»Nicht nur die Tatsache, dass der Widerstand gegen die 
neoliberale Globalisierung in Europa weitergeht, sondern 
auch die Heterogenität der Bewegung lässt immer noch 
eine Menge Spielraum für eine fundamentale Staats- und 
Kapitalismuskritik.« 

Ähnlich optimistisch äußern sich Stimmen aus der 
Bundeskoordination Internationalismus (BUKO).? Zwar 
spiele die radikale Linke im Protestspektrum »eine eher 
marginale Rolle«, jedoch hätte sie durch »gezielte Regelver- 
stöße« den »globalisierungskritischen Mainstream zumin- 
dest dazu veranlasst, sich mit den Interventionen von links 
auseinander zu setzen. Mainstream hin, Marginalität der 
Linken her. Letztendlich könne die globalisierungskritische 
Bewegung, ja selbst das Netzwerk Attac, nicht als »homo- 
gener Akteur« betrachtet werden. Vielmehr sei von einer 
Pluralität der Bewegung auszugehen, die »gemeinsame 
Suchprozesse«, »gegenseitiges zur Kenntnis [...] nehmen«, 
»voneinander [...] lernen«, »gemeinsamen Austausch«, und 
»argumentative Auseinandersetzung« - alles mit dem Ziel 
einer sich entwickelnden Radikalisierung der Bewegung — 
erfolgreich erscheinen lasse. 

Radikalisierung der Bewegung, das ist auch das Ziel, das 
in einem Text der Göttinger Phase 2-Redaktion formuliert 
wird. Allerdings teilt man in Göttingen die Einschätzung ei- 
ner bündnisfähigen Offenheit des Protestspektrums nicht.’ 
Vielmehr sieht man eine an der Gewaltfrage gespaltene 
Bewegung. Auf der einen Seite stünden euro-nationalistisch 
gesinnte Friedensbewegte sowie »verkürzt antikapitalistisch« 
argumentierende GipfelstürmerInnen, auf der anderen Seite 
stünde der »alte Bekannte Black Bloc«. Dieser militante Teil 
symbolisiere durch das Auseinandernehmen von Innen- 
städten die radikale Kritik an den Verhältnissen. Für die Göt- 
tinger Antifas wird diese rein an den Aktionsformen vorge- 
nommene und deshalb nur sehr bedingt aussagekräftige 
Unterscheidung zum Ausgangspunkt ihres Bezuges zur Glo- 


balisierungsbewegung. Da im Gegensatz zur Einschätzung 


der Antifa Köln und des BUKO nach Meinung der Göttin- 
gerInnen der Zustand von Pluralität und Vielfalt der Bewe- 
gung beendet sei und sich mittlerweile eine Spaltung zwi- 
schen radikalen und reformistisch-nationalistischen Kräften 
größtenteils vollzogen hätte, könne man nun gemeinsam mit 
»anderen radikalen linken Kräften in Europa« einen neuen 
Anfang globalisierungskritischer Proteste wagen. 


Kopf im Sand, fleißig strampeln 


Sicherlich, ein rein affırmativer, völlig unkritischer Um- 
gang mit der Bewegung lässt sich allen benannten linken 
Gruppen nicht bescheinigen. Trotzdem fällt auf, dass in 
dem Moment, wo sie ihren Bezug zum Protestspektrum 
deutlich machen, die inhaltliche Problematisierung kaum 
über eine oberflächliche Benennung von Allgemeinplätzen 
hinausreicht. Diagnosen, die der Bewegung am häufigsten 
einen »verkürzten Antikapitalismus« oder Reformismus 
attestieren, offenbaren dabei, dass hier - komme, was wolle 
- von einem richtigen Protest-Ansatz ausgegangen wird, 
der mit Hilfe linksradikaler Argumentationen oder des not- 
wendigen Quantums Militanz zu verlängern sei. Die Er- 
eignisgeschichte von Friedens- und Globalisierungsbe- 
wegung spricht aber nicht für solch freundliche Interpre- 
tationen. Im Gegenteil, sie lässt den beschönigenden und 
feigenblattartigen Charakter der schnell hingesagten Kritik 
zu Tage treten und legt darüber hinaus einen grundsätzlich 
anderen Umgang mit den gegenwärtigen sozialen Bewe- 
gungen nahe. 

An der seit Jahren besonders in Attac-Kreisen gängigen 
Weltsicht, dass die Politik eine Geisel der Finanzmärkte sei, 
dass nicht das im Kapitalismus angelegte Streben nach 
Profit, sondern seine ungerechte Verteilung das Problem 
darstelle und dass nicht Staat und Kapital, Wertvergesell- 
schaftung und Arbeit abgeschafft, sondern nur irgendwie 
menschlicher eingesetzt gehören, daran hat sich in all den 
Jahren Gipfelsturm und linksradikaler Aufklärungsarbeit 
bisher nichts geändert. Man muss schon mit zwanghaftem 
und realitätsblindem Optimismus ausgestattet sein, um in 
der von Attac repräsentierten Bewegunggspolitik eine sich 
radikalisierende Dynamik zu erkennen. Ruft der Verein zur 
Aktion gegen die Agenda 2010, dann mit dem Ziel, den 
vermeintlich guten alten Sozialstaat zu erhalten. Der Wett- 
bewerb müsse wieder eingedämmt, das solidarische Ge- 
sundheitssystem erhalten werden. Und zu verhindern sei, 
dass sich »die Arbeitgeber aus ihrer sozialen Verantwortung 
stehlen.«* Antikapitalismus lässt sich hier nicht erkennen. 
Stattdessen aber ein Appell an den vermeintlich besseren 
Kapitalismus, in dem Vater Staat die »fortgesetzte Umver- 
teilung von unten nach oben« stoppen müsse und die Ka- 
pitalbesitzerInnen an die Maßgaben einer nationalen Ver- 
antwortungsgemeinschaft erinnert. Man mag dies auch 
weiterhin folgenlos als ganz nettes Engagement einer 
neuen außerparlamentarischen Sozialdemokratie abtun, 
jedoch zeigt das unablässige Klagen über die Lügen der 
Regierung und das Treiben der Reichen und Spekulanten, 
dass diese Politisierung nicht nur anfänglich, sondern 
grundsätzlich auf Moralisierungen und vagen Gefühlen 
beruht. Nicht selten verdichtet sich diese Melange in 
einem manifesten verschwörungstheoretischen Weltbild. 

Bis heute gibt es keine Anzeichen dafür, dass die vor allem 
von Attac popularisierte These, das Übel sozialer Ungerech- 
tigkeit rühre daher, dass die schrankenlose Vermehrung des 


Geldkapitals durch Spekulationsgeschäfte eine vernünftige 
Wirtschaftsentwicklung verhindert in der globalisierungs- 
kritischen Bewegung bis hin zu breiten gesellschaftlichen 
Kreisen an Attraktivität einbüßt. Folgerichtig bleibt die For- 
derung nach einer Steuer auf Finanztransaktionen für die Be- 
wegung zentral. Und dies trotz der von Linken immer wieder 
geäußerten Kritik, dass mit solcher Art Problemanalyse zu- 
mindest implizit die Gegenüberstellung von spekulativem 
und produktivem Kapital reproduziert wird. Der konstruier- 
te Gegensatz zwischen Staat und Finanzmarkt, zwischen Po- 
litik und Einfluss der multinationalen Konzerne gibt den Bo- 
den für die stereotype Personifizierung des Übels. Vom ana- 
Iytischen Fehlgriff einer schuldursächlichen »Macht der 
Finanzmärkte« über die Illustration des »Börsenspekulan- 
ten«, der mit Zigarre im Mund und Geld in den Taschen, die 
Welt zu seinen Füßen drangsaliert’ bis zum Schuldvorwurf 
an die Juden ist es nicht weit. »Wo es kein Verständnis des 
Weltmarktes gibt, beginnen sofort die Verschwörungstheo- 
rien.« Auf diesen Zusammenhang wies unlängst der marxisti- 
sche Sozialwissenschaftler Moishe Postone hin.‘ Die Identifi- 
zierung der »Schuldigen« als Juden liegt nicht nur darin be- 
gründet, dass der Antisemitismus auch weiterhin die promi- 
nenteste Verschwörungstheorie darstellt. Dass die Zuschrei- 
bung des Weltübels an Juden und Amerikaner in Deutsch- 
land fortdauert, müsse nach Postone auch mit einer unaufge- 
arbeiteten Vergangenheit sowie als Folge der politischen Stra- 
tegie, eine europäische Großmacht gegen die USA zu etablie- 
ren, erklärt werden. 

Diese verschwörungstheoretische »Entwicklungsdyna- 
mik« darf eine Kritik an der Bewegung nicht auslassen oder 
nur folgenlos benennen. Der leichtfertige Umgang mit 
einer strukturell antisemitischen Kapitalismuskritik scheint 
jedoch mittlerweile zum programmatischen Bestandteil 
derjenigen Gruppen zu werden, die auf ein positives Ver- 
hältnis zur globalisierungskritischen Bewegung setzen. 

Charakteristisch für diese Position ist der BUKO. Zwar 
seien »konkrete Interventionen« in »bestimmten Debat- 
ten«, so die nichts sagende Formulierung des AutorInnen- 
kollektivs, notwendig.’ Jedoch dürfte die Kritik am Anti- 
semitismus nicht zur »strategischen Orientierung« werden. 
Man dürfe die »sozialen Bewegungen nicht mit dem Vor- 
wurf verkürzter Kapitalismuskritik [...] konfrontieren«, 
sondern es ginge darum, »das Radikalisierungspotential 
bzw. den utopischen Überschuss »reformistischer« Forde- 
rungen auszuloten und in diesem Sinne an einer Weiterent- 
wicklung von Bewegungspolitik mitzuwirken«. 

Noch deutlicher gelingt es dem BUKO-Mitglied 
Thomas Seibert zu sagen, dass sich die eigene Politik nicht 
an der gesellschaftlichen Realität orientiert. So erkenne 
man den emanzipatorischen Gehalt einer sozialen Bewe- 
gung nicht »in den subjektiven Äußerungen und Einstel- 
lungen ihrer Teilnehmer, sondern in der objektiven Dy- 
namik ihres Aufbruchs und deren Wirkung auf die ge- 
sellschaftlichen Kräfteverhältnisse.«* Als hätte sich nicht 
die alte linke Mär von den objektiv vorbestimmten Eman- 
zipationsbewegungen unterdrückter Massen angesichts des 
nationalistischen Scheiterns des deutschen Proletariats im 
1. Weltkrieg und angesichts des nationalsozialistischen 
Vernichtungswerks gründlich blamiert, wird sie hier wie- 
der aufgewärmt. Sicher sind in den Äußerungsformen von 
Befreiungsbewegungen nicht alle Entwicklungspotentiale 
vorgezeichnet. Nur was sollte als Anzeichen dafür, wohin 
die Reise geht, bewertet werden, wenn nicht die subjek- 
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tiven Aussagen der TeilnehmerInnen? Nehme man diese 
ernst, verschlösse also nicht wie Seibert vor den regressiven 
Tendenzen der real existierenden Protestbewegung die Au- 
gen, gelangte man auch zu der Erkenntnis, dass die soziale 
Bewegung keinen »objektiven Aufbruch« repräsentiert, 
sondern zutiefst in den gesellschaftlichen Kräfteverhältnis- 
sen gefangen bleibt. 


Elemente des Grauens 


Denn mitnichten ist der Kritik an den Gipfelprotesten 
durch die Aufzählung reformistischer Haltungen Genüge 
getan. Gerade im Zusammenhang mit den Protesten gegen 
den Irak-Krieg brach sich eine Welle von Antizionismus 
und Antiamerikanismus Bahn. Die Demonstration wäh- 
rend des Europäischen Sozialforum in Florenz im Novem- 
ber letzten Jahres wurde zu einer erschreckenden Manifesta- 
tionen der Solidarität mit dem palästinensischen Terroris- 
mus. Tausende trugen palästinensische Fahnen und skan- 
dierten Sprechchöre wie »I-I-Intifada« und »Weg mit 
Scharon, Mann des Krieges, Intifada, Inschallah.« Bekannt 
auch, dass am Vorbereitungskreis der Proteste gegen den 
EU-Gipfel in Kopenhagen im Dezember des selben Jahres, 
eine Gruppe mit dem Namen »Globale Rodder« beteilig 
war, die für eine ganze Reihe antizionistischer Aktionen, 
u.a. die Aufrufe zum Boykott israelischer Waren verant- 
wortlich zeichnet. 

Als dann während des Irak-Krieges die Aktivitäten der 
Friedenbewegung zunahmen, gehörte die mit Spruchband, 
Palituch und Fahne ausgedrückte Parteinahme für die 
Sache des palästinensischen »Volkes« zum gängigen Be- 
standteil der Demonstrationen. 

An der politischen Bezugnahme der Globalisierungs- 
kritik auf den Konflikt im Nahen Osten zeigt sich auch, 
dass eine ehrenrettende Trennung zwischen Anti-Globali- 
sierungs- und Friedensbewegung, wie sie die Antifa aus 
Göttingen vorschlägt, nicht möglich ist. Denn in Bezug auf 
die antizionistischen Statements bei den Gipfelprotesten 
lässt sich alles andere als ein positiver Entwicklungsprozess 
feststellen. Wenn in den Reihen der Protestierenden wäh- 
rend des EU-Treffens in Thessaloniki in diesem Sommer 
über den Nahen Osten gesprochen wurde, dann galten die 
Wut und der Schuldvorwurf dem üblichen Verdächtigen 
Israel. Auf dem vom anarchistisch-militanten Spektrum 
besetzten Universitätsgelände ließ man mit gesprühten Pa- 
rolen die Intifada hochleben und erklärte Israel zur Speer- 
spitze des Imperialismus. 

Für den nächsten Event der globalisierungskritischen 
Bewegung, dem im November in Paris stattfindenden II. 
Europäischen Sozialforum war der Programmpunkt »Für 
das Recht des palästinensischen Volkes auf nationale Selbst- 
bestimmung« bereits festgelegt.'’ Dabei handelte es sich 
nur um einen Punkt, der linken Beteiligungsversuchen ei- 
gentlich zuwider laufen sollte. Ausgangspunkt der Pro- 
grammatik ist der Versuch, sich von links an der Kon- 
struktion eines anderen Europa« zu beteiligen. Es soll ein 
Europa gegen Amerika sein, weshalb die imperiale Politik 
der USA ganz oben auf der Agenda steht, von einer 
Thematisierung eines europäischen Imperialismus aber 
nichts zu entdecken ist. Dem Projekt der europäischen 
Alternative werden alle sonstigen Forderungen, die der 
Globalisierungskritik im Allgemeinen wichtig sind, zuge- 
ordnet: Für ein Europa der Bürgerrechte, der sozialen 


Gerechtigkeit, der kulturellen und sprachlichen Vielfalt 
usw., usf. 

Problematisch daran ist nicht nur die fast vollständige 
Abwesenheit radikaler Kapitalismuskritik. Vielmehr ist das 
Sozialforum abzulehnen, weil in seinem Zuge kollektive 
Identität über einen geographisch erweiterten Staats- und 
Heimatbezug und über Mystifikationen — Europa als 
historischer Ort von Gerechtigkeit und Frieden — zuge- 
schrieben wird. 

Die politische Stoßrichtung des II. Europäischen So- 
zialforums wird so neben dem schon fast angenehmen Re- 
formismus von antiamerikanischen Nationalismus, Staats- 
fetischismus und Israelfeindschaft geprägt. Völlig hausge- 
macht demzufolge, dass sich die Aktionen in Paris wie 
schon die Proteste der Friedensbewegung nicht gegen eine 
Funktionalisierung durch kern-europäische Großmacht- 
ambitionen sperren kann. Im Gegenteil. Das Sozialforum 
bietet von halb links die Identitätsangebote für einen euro- 
nationalen Kapitalismus. 


Bewegung gegen Bewegung 


Unabdingbare Voraussetzung, um das Verhältnis der 
Linken zur globalisierungskritischen Bewegung zu klären, 
ist eine Auseinandersetzung mit den gegenwärtigen gesell- 
schaftlichen Realitäten. Wer wie wir zu der Einschätzung 
gelangt, dass derzeit ein alternativer Eurokapitalismus um 
Legitimität ringt, dass es für dieses Projekt bereits jetzt 
eine gesellschaftliche Mehrheit gibt, die auch dann zu- 
stimmt, wenn Europa auf allen Ebenen als globaler Kon- 
kurrent gegen die verbliebene Supermacht USA in Stel- 
lung gebracht wird, der/die kann in der real existierenden 
globalisierungskritischen Bewegung derzeit keine Bünd- 
nispartnerin erkennen. Heute muss es darum gehen, ge- 
gen den europäisch-antiamerikanischen Konsens Position 
zu beziehen. Mit einer Strategie halbgewalkter Kritik, die 
auf die politischen Zugeständnisse des dominanten aber 
leider reformistisch-regressiven Teils des Protestspektrums 
hofft, wird dies nicht gelingen. Doch scheint es, dass viele 
linke Gruppen darin die verlockendere Handlungspers- 
pektive sehen. So lässt sich gerade gegenwärtig eine fatale 
Prioritätenverschiebung im linken Aktionismus fest- 
stellen. Während aller Orten Gruppen darüber nachsin- 
nen, wie sie den Anschluss an die globalisierungskritische 
Bewegung halten können, entwickelt sich gegen die 
deutsch-europäische Formierung kein halbwegs wahr- 
nehmbarer Widerstand. Beispielhaft die diesjährige De- 
monstration zum zehnten Jahrestag der deutschen Wie- 
dervereinigung, die unter anderem dieser Schwerpunkt- 
setzung gewidmet war und aufgrund der wenigen Teil- 
nehmerInnen zu recht als Reinfall gewertet werden muss. 
Dass ein Teil der Linken in ihrem Ansinnen, wieder mehr 
gesellschaftliche Relevanz beanspruchen zu wollen, hinter 
einstmals gesetzte Maßstäbe der Kritik zurück fällt, wird 
ebenso an den gegenwärtigen Versuchen linker Gruppen 
deutlich, die »soziale Frage« zu einem neuen Hauptbe- 
schäftigungsfeld zu machen. Auf der Suche nach An- 
satzpunkten für antikapitalistische Aufklärung und nach 
BündnispartnerInnen verlieren antinationale und arbeits- 
kritische Positionen an Relevanz. Oft scheint es, dass 
heute wieder trotz des Wissens über regressive Krisenlö- 
sungsmodelle und deutsche Subjektkonstitution schon 
das pure Engagement gegen Sozialabbau für eine positive 
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linke Bezugnahme ausreicht. 

Dabei wird sich auch hier zeigen, 
wie linke Agitation, die sich ins Fahr- 
wasser eines Protest-Mainstreams be- 
gibt, ihre Marginalität nicht überwin- 
den kann. Sie bleibt unsichtbar, weil die 
eigenen Forderungen in der Masse re- 
gressiver und reformistischer Argumen- 
tationen quantitativ untergehen. 

Als was wurden die Proteste der 
Friedensbewegung in diesem Jahr 
wahrgenommen? Als Kritik der Eu- 
ropäer an den USA und als Solidari- 
tätsadresse an die palästinensische In- 
tifada. Zum antimilitaristischen und 
antikapitalistischen Fanal wurden sie 
nur von den wenigen Linksradikalen 
stilisiert, die ihr Dabeisein begründen 
mussten. 

Zudem entwerten die kritischen 
HineinwirkerInnen ihre Ambitionen, 
wenn sie ihre Standpunkte freiwillig 
dem Pluralisierungsgebot unterord- 
nen. Ihren kritischen Interventionen 
wird es ergehen wie der Auseinander- 
setzung über den Antisemitismus bei 
Attac. Als Deckmäntelchen gegen Vor- 
würfe von Linken wird immer wieder 
darauf verwiesen werden, selbst wenn 
betreffende Zeugnisse unter der Flut 
anders lautender Bekenntnisse kaum zu 
entdecken sind. Kritische Auseinander- 
setzungen macht man so vom guten 
Willen der Kritisierten abhängig. Einen 
programmatischen Einfluss erlangt die 
Kritik aber nicht. Letztendlich machen 
sich die linken HineinwirkerInnen un- 
glaubwürdig, wissen sie doch aus der 
gängigen Rezeption von Sozialdemo- 
kratie und Neuen Sozialen Bewegun- 
gen, seit Systemaffirmation von Grün 
bis PDS, wie sozialreformerische Be- 
wegungen ihre subversiven Potentiale 
neutralisieren. 

Mühselig auch, auf die radikalisie- 
rende Wirkung militanter Protestfor- 
men zu hoffen. Radikale Gesellschafts- 
kritik hat sich zunächst an den Inhalten 
zu orientieren. Gewaltsame Ausschrei- 
tungen, wie sie in Genf und Thessaloni- 
ki aber auch immer wieder bei Protes- 
ten unzufriedener Bauern in Paris statt- 
fanden, sind für sich genommen relativ 
nichts sagend. Mag sein, dass hier und 
da politische Forderungen mit mehr 
Nachdruck gestellt werden. Doch im- 
mer wieder offenbaren die Ziele des Ak- 
tionismus, dass mit ihm nicht einer 
umfassenden Negation der Verhältnisse 
symbolisch Ausdruck gegeben werden 
soll, sondern verschwörungstheoretis- 
chen Weltbildern. Der Schwarze Block 


in Thessaloniki startete seinen Gipfel- 


sturm anlässlich des Zusammentreffens 
der europäischen Regierungschefs und 
Außenminister mit einer Demons- 
tration zum amerikanischen Konsulat 
und beim Tage darauf folgenden Riot 
galt der Hinweis, hier werde gerade eine 
»American Company« zerstört als Ar- 
gument gegen autonome Freunde des 
mittelständischen Einzelhandels. Beim 
gegenwärtigen Stand der globalisie- 
rungskritischen Bewegung ist die Mili- 
tanz Teil des Problems und nicht Teil 
der Lösung. 

Bedeutet dies jetzt, dass wir uns eine 
Art von Kritik gefallen lassen müssen, 
nach der den Antideutschen vorgeworfen 
wird, dass sie sich nahezu ausschließlich 
auf publizistische Tätigkeit »und die oft 
polemisch zugespitzte Kommentierung 
sozialer Bewegung« beschränken?" 
Ganz und gar nicht. Die Kritik an Frie- 
dens- und globalisierungskritischer Be- 
wegung hat gerade mit Blick auf ihre 
derzeitigen Funktionen als Legitimitäts- 
beschaffer für ein europäisches Groß- 
machtprojekt praktisch zu werden. Um 
diese Kritik wahrnehmbar zu formulie- 
ren, muss mehr geschehen als nur mit 
den Hineinwirken-Konzepten zu bre- 
chen. Diesem notwendigen ersten 
Schritt muss eine polarisierende Positio- 
nierung folgen. Die radikale Linke steht 
vor der Alternative, ob sie sich im Fahr- 
wasser der globalisierungskritischen Be- 
wegung bei Sozialforen und Gipfeltref- 
fen auch weiterhin zum Legitimations- 
gehilfen deutsch-europäischer Welt- 
machtpolitik macht oder ob sie genau 
diese Politik angreift. Das schließt die 
konkrete Kritik der Bewegung nicht 
aus, zielt aber in aller erster Linie auf die 
eigene Mobilisierung gegen das Euro- 
Projekt. Ein richtiger symbolischer Ort 
für linke antikapitalistische Politik blie- 
be aus dieser Perspektive Berlin, ein un- 
gebrochen wichtiges Datum unter vie- 
len bliebe der 3. Oktober. Die Entschei- 
dung für Paris im November war falsch. 

Mit einer deutlichen Polarisierung 
zwischen euro-kapitalistischen Moder- 
nisierungsprojekten und radikaler Iden- 
titätskritik daran, zwischen Europäerin- 
nen und RegionalistInnen auf der einen 
Seite und linken Heimatlosen auf der 
Seite der Gesellschaftskritik wäre erst 
eine Voraussetzung für die Schaffung 
einer radikalen linken Bewegung ge- 
geben. Für eine neue Gegen-Bewegung 
sind wir also durchaus zu haben. 


BGR Leiptig 
23. Oktober 2003 
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Globalizing Homophobia 


DIE SCHWULENVERFOLGUNG IN DER ISLAMISCHEN WELT, 
DIE SICH PROPAGANDISTISCH GEGEN DEN WESTEN RICHTET, SETZT PARA- 
DOXERWEISE DEN IMPORT SEINES IDENTITÄTSMODELL VORAUS 


ach dem 11. September 2001 war eine der anti- 

deutschen Rechtfertigungen für die militärische In- 

tervention gegen Afghanistan die Unterdrückung 
der Schwulen in islamischen Ländern.' Tatsächlich hatten 
die Taliban während ihrer Regierungszeit im Stadion von 
Kabul mindestens fünf Männer wegen »liwat<, d. h. Anal- 
verkehr zwischen Männern, öffentlich hingerichtet, 
indem man eine Mauer über ihnen zum Einsturz brachte. 
Freilich gelangen Hiobs-Botschaften über die Verfolgung 
von Homosexuellen nicht nur aus den Ländern auf der 
»Achse des Bösen« zu uns, sondern auch von Verbündeten 
der USA wie Saudi-Arabien und Ägypten. 

Doch nicht nur in der arabischen Welt, auch im gesam- 
ten südlichen Afrika und großen Teilen Lateinamerikas 
und Asiens gehen staatliche und parastaatliche Institutio- 
nen gegen Schwule und Lesben vor oder lizenzieren die 
gegen sie gerichtete Gewalt. So behauptet etwa Namibias 
christlicher Präsident Sam Nujoma, Homosexualität sei 
gegen Gottes Willen und »Teufelswerk«. Die ganze Nation 
müsse Schwule und Lesben verurteilen. Vor den Absolven- 
ten einer Polizeischule rief sein Innenminister gar dazu auf, 
Homosexuelle »aus Namibias Antlitz zu eliminieren«.’ 

Müssen »wir als Linke« angesichts solcher kruden 
Beispiele dem »imperialistischen« Westen nicht eine 
untrügliche Überlegenheit in Sachen individueller Rechte 
und sexueller Toleranz zugestehen? Ist es nicht einfach 
wahr, dass jener der Garant von ziviler Freiheit weltweit 
ist? Ich möchte im Folgenden ein paar historische 
Argumente liefern, warum mir diese Sicht grundsätzlich 
falsch erscheint. 


Reisebericht aus dem Land der Perversen 


Kurioserweise diente der »Orient« noch vor nicht allzu 
langer Zeit als Projektionsfläche für die homoerotischen 
Wunschphantasien der EuropäerInnen. Zahlreiche Schrift- 
steller und Künstler wie Andre Gide, Oscar Wilde, E. M. 
Forster und Jean Genet pilgerten im 19. und frühen 20. 
Jahrhundert aus dem homophoben Europa nach Algerien, 
Marokko, Ägypten und in diverse arabische Länder, wo 
gleichgeschlechtlicher Sex nicht nur auf keinerlei Diskri- 
minierung und subkulturelle Ghettoisierung traf, sondern 
sich, zumal aufgrund der rigiden Geschlechtertrennung, an 
jeder Ecke anzubieten schien. In einem Brief an seinen 
besten Freund notiert Gustave Flaubert Mitte des 19. Jahr- 
hunderts: »Hier spricht man am Tisch davon. Manchmal 
versuchst du noch, es abzustreiten, aber dann neckt dich 
jeder und du endest mit einem Geständnis.«® 

Der Schriftsteller und »Ganove« Jean Genet macht 
1928 im Alter von 18 Jahren als französischer Soldat in 


Syrien gleichfalls seine Erfahrungen. Er erlebt dort seine 
erste wahre Liebesaffäre mit einem 16-jährigen Friseur aus 
Damaskus. Was Genet beeindruckt, ist die liebevolle, 
neckende Einstellung der Syrier seiner Romanze gegen- 
über. Er schreibt: »Zumindest in der Straße wusste jeder, 
dass ich in ihn verliebt war und die Männer machten sich 
darüber lustig. Die Frauen waren verschleiert und kaum 
sichtbar. Aber die Knaben, die jungen Männer und die 
alten Männer, alle lächelten sie und waren amüsiert. Sie 
sagten zu mir: »Aha! Geh mit ihm.«° 

Charakteristisch war freilich eher der Abscheu vor 
solcher Freizügigkeit. So klagt der ehemalige Ingenieur in 
der französischen Kriegsmarine C. S. Sonnini in einem 
Reisebericht aus dem späten 18. Jahrhundert: 

»Die Leidenschaft wider die Natur bildet das Vergnü- 
gen oder, um einen angemesseneren Terminus zu gebrau- 
chen, die Infamie der Ägypter. Nicht für Frauen sind ihre 
amourösen Liedchen komponiert. Es sind ganz andere 
Objekte, die sie entflammen. Diese grässliche Verworfen- 
heit, die ihnen, zur Schande von sauberen Nationen, ganz 
und gar nicht unbekannt ist, findet sich überall in Ägypten 
allgemein verbreitet: die Reichen und die Armen sind glei- 
chermaßen von ihr infiziert.«® 

Europäische Übersetzer jener »amourösen Liedchen« 
sahen sich folglich zur Zensur gezwungen. John Hindley 
etwa informiert die englischen LeserInnen seiner Übertra- 
gung persischer Lyrik im Jahre 1800, dass »die abstoßen- 
den Objekte« dieser Liebesgedichte »aus Gründen, die zu 
offensichtlich sind, um einer formellen Verteidigung zu 
bedürfen«, von ihm feminisiert wurden.’ 

Dies alles scheint es unmöglich zu machen, den Um- 
schwung in der Einstellung zur »Homosexualität«, die sich 
in arabischen und nordafrikanischen Ländern vollzogen 
hat, auf kulturelle Traditionen zurückzuführen. Entspre- 
chend konnten westliche Beobachter erst in den Jahrzehn- 
ten nach dem Zweiten Weltkrieg eine allmähliche Verän- 
derung der Haltungen gegenüber gleichgeschlechtlichen 
Beziehungen feststellen. Während etwa Marc Oraison 
noch 1952 davon berichtete, dass marokkanische Studen- 
ten an der Islamischen Universität offen homosexuelle 
Beziehungen unterhielten, schrieben Ihsan und Brigitta 
al-Issa bereits 1969 in einer internationalen sozialpsychia- 
trischen Zeitschrift darüber, dass »die vormals fast völlige 
Akzeptanz homosexueller Praktiken« bei den befragten 
irakischen Studenten »nun eine gewisse Veränderung« er- 
fahre. 1982 notierte Charles Lindholm schließlich über 
Nordpakistan: »Homoerotische Beziehungen waren vor 
einer Generation sehr viel häufiger als jetzt, weil westlicher 
Einfluss zumindest unter den Gebildeteren ein Gefühl der 
Schande über Homosexualität gebracht hat.«* 
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' Vgl. Tjark Kunstreich; 
Horst Pankow; Justus 
Wertmüller, Gegen den 
Terror negativer 
Gleichheit, in: konkret 
3/2002. 


?Liwat mit 
»Homosexualität« zu 
übersetzen, ist 
irreführend. Vielmehr 
spielt dieser 
theologische Begriff auf 
die »Untaten von Lots 
Volk« an, deren 
Vergehen laut 
katholischer Lehre in der 
Wollust und im 
»widernatürlichen« 
(Plato, Nomoi) Verkehr 
mit Männern bestand. 
Der Islam hat diese 
Interpretation 
übernommen, knüpfte 
aber an die Aufdeckung 
dieses »Vergehens« 
Bedingungen, deren 
Erfüllung nach 
einhelliger Ansicht 
weder gewollt noch 
praktisch möglich ist. Im 
nachrevolutionären Iran 
geschah die Verfolgung 
»Homosexueller« daher 
auch nicht durch das 
von der Shari’a 
geforderte Zeugnis von 
vier unbescholtenen 
Männern, die das 
»Eindringen des 
Schlüssels in das 
Schlüsselloch« hätten 
beobachtet haben 
müssen, sondern 
aufgrund des bloßen 
Vorwurfs 
»homosexueller 
Dekadenz«. Dies setzte 
voraus, dass man die 
westliche Konstruktion 
des »Schwulen« als 
eines »abartigen 
Personentyps« bereits 
übernommen hatte. Vgl. 
Maarten Schild, Islam, 
in: Dynes Wayne u. a. 
(Hrsg.), Encyclopedia of 
Homosexuality, New 
York 1990. 


®Vgl. Amnesty 
International 
Sektionsgruppe 2918, 
Uganda: Museveni hetzt 
gegen Homosexuelle, 
in: Rundbrief 14 (März 
2000). 


‘Zit. u. übers. n. Joseph 
Boone, Vacation 
Cruises, in: John C. 
Hawley (Hrsg.), 
Postcolonial, Queer. 
Theoretical 
Intersections, Albany 
2001, 55. 


>Zit. u. übers. n. 
Edmund White, Once a 
sodomite, twice a 
philosopher, in: The 
Harvard Gay & Lesbian 
Review IIl/1 (Winter 
1996). 
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® Zit. u. übers. n. 
Joseph Boone, ebd, 52. 


’Zit. ebd., 47 (übers.). 


®Die genannten Unter- 
suchungen werden refe- 
riert bei: Stephen O. 
Murray, The Will Not to 
Know, in: Stephen O 
Murray; Will Roscoe 
(Hrsg.): Islamic Homo- 
sexualities. Culture, 
History, and Literature, 
New York/London 1997, 
35 f. 


»Zit.n. 
http://www.memri.de/ 
uebersetzungen_ 
analysen/themen/ 
europa_und_der_nahe_ 
osten/eu_zwei_reisen_ 
02_08_02.html. 


"Huwaidi, der über die 
Ausrichtung einer 
heterosexuellen »Ver- 
kehrsparade« in Berlin 
(vielleicht der Fuck 
Parade) erzählt be- 
kommen hat, erregt sich 
darüber mit den Worten: 
»Als ich dies hörte, 
sagte ich, das ist das, 
was auch die Tiere 
machen, wobei die Tiere 
immer noch besser als 
die Schwulen seien 
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Hinzu kommt seit den siebziger Jahren die öffentliche Ar- 
tikulation einer homosexuellen Minderheit in den Staaten 
der westlichen Hemisphäre, die aus ihrer abweichenden 
Sexualität eine eigene Existenzweise gemacht hat. Diese 
bietet sich als Projektionsfläche für die Ängste einer Ge- 
sellschaft an, die bisher nicht die Notwendigkeit sah, dif- 
fuse Unterschiede in den erotischen Präferenzen begriff- 
lich zu unterscheiden. Man möchte auf keinen Fall unter 
diese neue, stigmatisierte Gruppe subsumiert werden, 
zumal damit meist klischeehaft eine Infragestellung der 
eigenen Geschlechterrolle verbunden ist. 

Welche Gefühle der äußersten Befremdung die öf- 
fentliche Präsentation von Homosexuellen als eigene, dis- 
tinkte Gruppe innerhalb der arabisch-islamischen Welt zu 
provozieren imstande ist, illustriert ein Reisebericht des 
renommierten ägyptischen Kolumnisten Fahmi Huwaidi 
vom 30. Juli 2002 in der Tageszeitung al-Ahram. Huwaidi 
hatte in Berlin an einem Kongress der Friedrich-Ebert- 
Stiftung teilgenommen, der zufällig mit dem Christopher 
Street Day zusammenfiel. Vor seinem Hotel am Kudamm 
wird Huwaidi Zeuge des Umzugs von einer halben Mil- 
lion Lesben und Schwuler. 

»Diese Art von Menschen hatte ich zuvor noch nie 
gesehen und ich begann, die Vorbeiziehenden anzustar- 
ren, um besser zu sehen. [...] Ich bemerkte eine Gruppe 
von Fotografen und Mitarbeitern von Fernsehsendern, 
die gekommen waren, um den Marsch zu verfolgen und 
die Ereignisse zu dokumentieren. Ich erschrak bei dem 
Gedanken, mein Bild könnte in der Menge auf dem Bür- 
gersteig zu sehen sein, eine Vorstellung, die Beunruhi- 


Du 


gung, nicht Angst auslöste. Aber ich beruhigte mich — 
ein wenig —, da Gott sei Dank meine Frau an meiner Sei- 
te stand, weshalb meine Unschuld anzunehmen wäre. 
Gott stärke Euch und schütze Euch vor Anschuldigungen!« 

Die Passage verrät, wie weit die Angst vor sexuellen 
Anschuldigungen in Ägypten seit Ende der neunziger Jahre 
gediehen ist. Das Paradox dieser Passage liegt jedoch darin, 
dass Homosexuelle — in ihrem Sosein — als etwas völlig 
Fremdes und Unbekanntes beschrieben werden, aber doch 
gleichzeitig in ihrem Tun etwas zutiefst Vertrautes zu reprä- 
sentieren scheinen, das jedem, auch einem Ehemann, mit 
einiger Plausibilität unterstellt werden darf. Im selben 
Atemzug, in dem Huwaidi Homosexuelle als rein westliche 
Erscheinung von sich weist, erfleht er daher selbst Schutz 
vor — offenbar nicht nur grundlosen — Anschuldigungen 
gegen ihn und seine LeserInnenschaft. Die besondere Ferne, 
die Huwaidi den »Perversen« gegenüber auszudrücken 
bemüht ist, erwa indem er sie mit Tieren vergleicht'”, ist also 
zugleich der besonderen Nähe geschuldet, die ihr stigma- 
tisiertes Sein mit eigenen Handlungen verbindet. 

Vielleicht können wir von daher die grotesken Dimen- 
sionen besser verstehen, welche die Homosexuellenverfol- 
gung in Ländern angenommen hat, in denen die Einfüh- 
rung des Homo-Hetero-Binarismus noch jüngeren oder 
sogar jüngsten Datums ist. Muss nicht gerade dort für die 
Abspaltung einer homosexuellen Minderheit noch am 
meisten Kraft aufgewendet werden? Die psychologische 
Arbeit, die darin besteht, das Innen nach Außen zu weisen, 
von Freud als Projektion bezeichnet, nimmt deshalb den 
Charakter eines ausgewachsenen Wahns ein. 
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So wurden in einem bislang beispiellosen Prozess gegen 52 
angeblich schwule Ägypter, die auf dem Queen Boat, einer 
populären Diskothek auf dem Nil, aufgegriffen wurden, 
schließlich 21 wegen »gewohnheitsmäßiger Ausschweifung« 
zu drei Jahren Gefängnis verurteilt. Die Medien sahen in 
der Diskogesellschaft eine satanistische Sekte am Werk. 
Bereits einen Tag nach der Massenverhaftung berichtete die 
regierungsnahe Tageszeitung al-Ahram, die »Teu- 
felsanbeter« hätten versucht, »neue Mitglieder für ihren 


zugänglich. Dies macht sich in Diskursen über außereu- 
ropäische Länder bemerkbar, in denen die Existenz von 
Lesben und Schwulen fraglos vorausgesetzt wird. So 
schreibt das bundesdeutsche Szenemagazin gay-press.de 
über die Vorgänge in Ägypten: »Zumindest wir westlich 
zivilisiertren Homos wollen unser Gesicht behalten und 
distanzieren uns nachdrücklich von den unerträglichen 
Zuständen, unter denen unsere Mitschwestern in 
Ägypten leiden.«'* Die Adressierung von Mitschwestern 


»DIE TRANSFORMATION DER EROTISCHEN BEZIEHUNGEN UNTER MÄNNERN 
VOM SYSTEM DER FREUNDSCHAFT ZU DEM DER SEXUALITÄT VERÄNDERT DIE 
EIGENE LEBENSWELI AUF BEDROHLICHE WEISE.« 


Kult zu werben«. Die Proteste von Menschenrechtsgrup- 
pen im Ausland wurden in der ägyptischen Wochenzeitung 
al-Usbu’a mit dem Satz kommentiert: »Die Perversen der 
Welt führen einen zügellosen Krieg gegen Ägypten!« Die 
Zeitung Hadith al-Medina erklärte die Unterstützung der 
»Perversen, die mit aller Macht auf die Zerstörung des 
Wertesystems, welches die ägyptische Gesellschaft erhalte«, 
gar zum Teil einer Strategie der US-amerikanischen Au- 
ßenpolitik. Bereits mehrere Monate zuvor hatte die Wo- 
chenzeitung Ruz al-Yussif Details über diese angebliche 
Verschwörung verbreitet. Danach seien die Homosexuel- 
len, welche »in den USA zu einer Kraft geworden sind, die 
stark genug war, die jüngsten Wahlen zu beeinflussen«, wie 
die Zeugen Jehovas Teil eines Netzes jüdischer Verschwö- 
rungen, die darauf zielten, »die Gesellschaften auseinander 
zu treiben, Zweifel an der Religion zu schüren und den Ver- 
unsicherten Gelüste einzureden«.'' 

Die Transformation der erotischen Beziehungen unter 
Männern vom System der Freundschaft zu dem der 
Sexualität verändert die eigene Lebenswelt aufbedrohliche 
Weise.'” Sie markiert den panischen Beginn einer Sortie- 
rung von Menschen nach ihrer sexuellen Orientierung. 
Damit ist der Zwang verbunden, über sich und seine sex- 
uellen Handlungen eine »Hermeneutik des Begehrens« 
(M. Foucault) auszuüben und notfalls zu bekennen: »ich 
bin anders«. Schuld und Abwehr, Abspaltung und Projek- 
tion sind die Begriffe, aus denen sich das terroristische 
Klima von Verdächtigungen und drakonischen Strafen 
erklären lässt. 

Doch bleiben die Wirkungen dieses Prozesses, der sich 
auf der Ebene der transzendentalen Denkformen abspielt, 
dem praktischen Verstand, der es schließlich mit konkreten 
Handlungen zu tun hat, unbegreiflich. Ihm wird die in den 
späten neunziger Jahren erstmals sichtbar gewordene kom- 
merzielle Schwulenszene Ägyptens, welche die neue Zeit 
handfest verkörpert, zum Teil der Machenschaften von 
»Teufelsanbetern«. Als deren finstere Hintermänner dienen 
dabei neben amerikanischen Geheimdiensten, westlichen 
Menschenrechtsorganisationen und Homosexuellenverbän- 
den einmal mehr die Juden, die schon Anfang des 20. Jahr- 
hunderts in Europa für die sexuelle Zersetzung der »nationa- 
len Sittengemeinschaft« verantwortlich gemacht wurden." 

Ähnlich wie den BeobachterInnen vor Ort bleiben 
jedoch auch dem westlichen Blick die Vorgänge in der 
arabisch-islamischen Welt aufgrund einer Perspektive, 
die identitäre Denkformen naturalisiert, nur in rassisti- 
scher, die eigene Überlegenheit hervorkehrender Weise 


in Ägypten unterstellt völlig unproblematisiert die 
Existenz der eigenen Denkform im Land am Nil. 

Dass man selbst das Produkt einer epistemologischen 
Falte'’ ist, scheint von »westlich zivilisierten Homos« nicht 
bemerkt zu werden. Dafür werden jedoch andere Formen 
gleichgeschlechtlicher Attraktion vom Autor auf eine 
unerträgliche Weise denunziert: »Sobald zwei islamische 
Männer Hand in Hand auf der Straße laufen, hat dies eine 
andere Bedeutung; das ist dann Ausdruck von Freund- 
schaft ... Nun gut, andere Länder, andere Sitten.« De- 
monstrativ wird hier Unverständnis gegenüber der 
»Freundschaft als Lebensweise« (Foucault) zur Schau ge- 
stellt, die immerhin eine in vielen außereuropäischen Län- 
dern gängige Alternative zum westlichen Identitätsmodell 
darstellt. Gleichzeitig wird jedoch der Unterschied als kul- 
turelle Differenz markiert, mit deren Hilfe Ägypten bzw. 
der »Orient« als das Andere konstruiert werden kann. 

Der Autor, der sich auch sonst eher für die Unversehrt- 
heit schwuler Touristen aus Deutschland als für die Situa- 
tion der Menschen vor Ort interessiert, repräsentiert die 
typische Ignoranz, die in westlichen Diskursen gegenüber 
nicht-identitären Modellen von »Homosexualität« einge- 
nommen wird. Sie werden einfach nicht gesehen: man 
stellt sich blind. 

Als bloßes Kuriosum wurden so auch die »ungewöhn- 
lichen Zuneigungen« der Soldaten der Nordallianz wäh- 
rend ihres Vormarsches nach Kandahar verbucht. »Die 
schlafen zusammen im Schlafsack und singen sich Ge- 
dichte ins Ohr«, erzählt der Münchener Fotograf Tho- 
mas Dworzak ungläubig seine Erlebnisse von der 
afghanischen Front. »Ob das jetzt Homosexualität im 
europäischen Wortsinn ist, weiß ich nicht.«' Jedenfalls 
sei ein ausländischer Journalist völlig ausgerastet, als ein 
afghanischer Soldat ihm in den Schritt fasste, und habe 
alle Mudschaheddin verprügeln wollen. NEWS. scots- 
mann.com hingegen berichtet am 24. Mai 2002 über den 
Einsatz der Royal Marines in den afghanischen Bergen: 
»Die abgehärtete Truppe, ihre Gesichter verdeckt von 
Camouflage-Creme und mit dem schweren Gewicht von 
Waffen, Radios und Munition beladen, wurden mit 
Afghanen konfrontiert, die ihre Haare streicheln woll- 
ten.« Corporal Paul Richard (20) wird mit den Worten 
zitiert: »Es war die Hölle. In jedem Dorf, in das wir gin- 
gen, kam eine Gruppe von Männern auf uns zu, die 
Make-up trugen, unsere Haare und Wangen streichelten 
und Kussgeräusche machten.« »Furchterregender als die 
Al-Qaida« bezeichnete gar der Marine James Fletcher die 
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0 (Shazz bedeutet so 
viel wie »abnorm«, ein 
Wort für »schwul« 
existiert im Arabischen 
nicht - G.K.], da wir 
wenigstens nichts 
darüber wüssten, ob 
Tiere - egal ob Männ- 
chen oder Weibchen - 
mit Gleichgeschlecht- 
lichen verkehren 
würden« (zit. ebd.). 


"'Detailliert ausgewertet 
wurde die Berichterstat- 
tung ägyptischer Zeitun- 
gen von Götz Nord- 
bruch, Sexualität als 
Vehikel der Globa- 
lisierung, in: 

Gigi 16 (2001). 


”Frauenliebe (sihag), 
traditionell nicht weniger 
verbreitet als ihr männ- 
liches Pendant, wird in 
arabischen Länder hin- 
gegen nach wie vor 
kaum problematisiert 
(vgl. Mona Naggar, ...wie 
das Reiben von Safran, 
in: taz, 14. März 1996). 
Zum einen kann sich 
ihre Verurteilung nicht 
durch den Verweis auf 
den Koran oder die 
Hadithen des Propheten 
kulturell authentifizieren, 
zum anderen - und dies 
ist sicher ausschlagge- 
bender - ist die Öffent- 
lichkeit von männlichen 
Interessen, aber eben 
auch Ängsten dominiert. 


"Vgl. James D. 
Steakley, Iconography 
of a Scandal: Political 
Cartoons and the 
Eulenburg Affair in 
Wilhelmin Germany, in: 
Martin Duberman u. a., 
Hidden from History. 
Reclaiming The Gay & 
Lesbian Past, New York 
u.a. 1990. 


"Jens Brodzinski, Pack 
die Badehose wieder 
aus ...!, in: gay-press.de 
3 (2002), 10. 


's Mit dem Begriff der 
»epistemologischen Fal- 
te« adaptiere ich eine 
berühmte Formulierung 
Michel Foucaults. Wie 
dieser vom Menschen 
behauptete, so lässt 
sich wohl mit noch grö- 
Berem Recht über »den 
Homosexuellen« sagen, 
dass er »lediglich eine 
junge Erfindung ist, eine 
Gestalt, die noch nicht 
zwei Jahrhunderte zählt, 
eine einfache Falte in 
unserem Wissen, und 
daß er verschwinden 
wird, sobald unser Wis- 
sen eine neue Form ge- 
funden haben wird«, Vgl. 
M. Foucault, Die Ord- 
nung des Wissens. Eine 
Archäologie der Human- 
wissenschaften, 3. Aufl., 
Frankfurt a. M. 1980, 27. 
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'öhttp://www. 
gayforum.de/queer/ 
szene/04767.shtml. 


"http://www.news. 
scotsman.com/topics. 
cfm?id=561752002. 


"http://www.smh.com. 
au/articles/2002/06/08/ 
1022982784608.html. 


"Zit. n. Tjark Kunstreich, 
Diskriminierung als Me- 
dium der Anpassung. 
Kritische Überlegungen 
zur Identitätspolitik der 
Schwulenbewegung, 
Berlin 2000, 50 f. 


»\gl. Christoph J. 
Ahlers, Gewaltdelin- 
quenz gegen sexuelle 
Minderheiten, in: LSVD- 
Sozialwerk e.V. (Hrsg.), 
Hassverbrechen. Neue 
Forschungen und 
Positionen zu 
antinomosexueller 
Gewalt, Köln 2000, 123. 


?' Tjark Kunstreich, 
ebd., 37 f. 
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®Dass sich der Binaris- 
mus zwischen homo 
und hetero parallel zur 
»Emanzipation« von 
Lesben und Schwulen 
nur noch tiefer in die 
Gesellschaft eingegra- 
ben hat, demonstriert 
eine Längsschnittstudie 
zur Jugendsexualität in 
Deutschland. So 
machten Ende der 
sechziger Jahre noch 
fast zwanzig Prozent der 
männlichen Jugend- 
lichen gleichgeschlecht- 
liche sexuelle Erfahrung. 
30 Jahre später sind es 
nur noch zwei Prozent. 
»Seitdem die 
Homosexualität als eine 
eigene Sexualform öf- 
fentlich verhandelt wird, 
kommt die Befürchtung 
der Jungen hinzu, wo- 
möglich als »>Schwuler: 
angesehen zu werden«, 
erklärt der Sexualwis- 
senschaftler Volkmar 
Sigusch dieses Er- 
gebnis. Vgl. Jugend- 
sexualität - Verän- 
derungen in den letzten 
Jahrzehnten, in: Dt. 
Ärzteblatt 95 (1998): 
A-1240-1243 [Heft 20]. 


44 - PHASE2 


a TE ee Zen u 


afghanischen Männer. »Sie halten Händchen und trip- 
peln so im Dorf herum.«” 

Ähnlich sensationsgierig gestaltete Philip Smucker im 
Sydney Morning Heraldvom 22. Juni 2002 seine Reporta- 
ge The Royal Marines and a gay warlord. Über den chema- 
ligen Taliban-Befehlshaber Malim Jan, der heute im Sold 
des US-Militärs die zerklüftete Grenze nach Pakistan 
patrouilliert, schreibt er: 

»Er gibt zu, dass er zwei Frauen und mehrere Boy- 
friends« habe, und hat nun Gefallen an den Royal Marines 
gefunden, die sein Camp besuchten. »Sehr gutaussehende 
Jungs, viel glatter rassiert und hübscher als die amerikanis- 
chen Spezialkräfte«, sagte er von den Marines, während 
seine eigenen Kämpfer — die er als schöne junge Knaben« 
bezeichnet — zu ihm emporlächeln. Major Rich Stephens, 
der die Zulu-Kompanie des 45. Marines-Kommandos 
befehligt, erklärte zuvor, dass die ‚ungewöhnlichen Zunei- 
gungen« der afghanischen Männer als komplette Überra- 
schung für seine Jungs gekommen waren. Er spielte es zu 
einem möglichen kulturellen Missverständnis« herunter, 
aber Commander Jan meinte, dass Homosexualität »eine 
Tradition hier in diesen Bergen« sei.«'* 

Befremdlich erscheint Smucker ausschließlich das Ver- 
halten der afghanischen Männer, während die phobische 
Reaktion der »britischen Jungs« nicht als Ausdruck einer 
europäischen Tradition gelesen wird, sondern als univer- 
sale Norm gesetzt bleibt. Gleichzeitig wird die »fremde 
Tradition« der Afghanen jedoch in einer vertrauten Ord- 
nung des Wissens wiedergegeben, indem sie als »Homo- 
sexualität« etikettiert und der Warlord Malim Jan als 
»schwul« bezeichnet wird. Was Jan über sich selbst sagte, 
welche Worte er dabei gebrauchte und in welcher Sprache 
er sich ausdrückte, bleibt völlig im Dunkeln. 


Rassistischer Backlash 


Die Kulturalisierung der Homosexuellenverfolgung zur 
»Eigenart« der islamischen Welt hat aber auch für ara- 
bisch-türkische MigrantInnen in Deutschland ganz prak- 
tische Auswirkungen, indem auf sie das Bild ihres Her- 
kunftslandes projiziert wird. Dabei wird gerade so getan, 
als lebten türkischstämmige Jugendliche hierzulande nach 
komplett anderen kulturellen Regeln als ihre deutsch 
aufgezüchteten Altersgenossen. So schreibt etwa Alexan- 
der Zinn vom »Lesben- und Schwulenverband in 
Deutschland« (LSVD), dass es »besonders Jugendlichen 
aus islamisch geprägten Ländern [...] aufgrund ihrer kul- 
turellen und religiösen Prägung« schwer falle, »die homo- 
sexuelle als gleichwertige Lebensform anzuerkennen.«'” 
Solche spekulativen Aussagen berufen sich hauptsäch- 
lich auf die Berichte des Schwulen Überfalltelefons Berlin, 
die eine erhöhte Beteiligung von vausländischen« Jugend- 
lichen an homophoben Gewalttaten registrieren. Andere 
Erklärungen geraten dabei jedoch aus dem Blick. So wer- 
den MigrantInnen der zweiten oder dritten Generation 
auch dann stereotyp als »Ausländer« identifiziert, wenn sie 
längst den deutschen Pass haben. Schon allein deshalb ist 
der Vergleich zwischen Bevölkerungsdaten und der sub- 
jektiven ethnischen Zuordnung der Täter durch ihre 
Opfer unzulässig. Darüber hinaus werden MigrantInnen 
generell häufiger angezeigt, während sich der Tatvorwurf 
vor Gericht seltener erhärten lässt. Hinzu kommt das jün- 
gere Durchschnittsalter sowie die in wesentlich höherem 


Maße gegebene Unterschichtzugehörigkeit — beides mit 
der Gewalttendenz in der Bevölkerung unmittelbar zu- 
sammenhängende Faktoren. 

In den meist sehr unseriösen, weil aus politischen 
Gründen geführten Statistiken zu antischwuler Gewalt 
werden neben schwulenfeindlichen Übergriffen auch 
ökonomisch motivierte Raubüberfälle registriert, bei de- 
nen die Opfer zu etwa 50 Prozent nur zufällig homosexu- 
ell sind. Während »ausländische« Jugendliche aufgrund 
ihrer Armut bei solchen Delikten dominieren, geben bei 
homophoben Hassverbrechen, wie Christoph Ahlers ge- 
zeigt hat,” als »deutsch« Identifizierte den Ton an. Ein- 
fachste demographische Zusammenhänge werden aber 
selbst von ernst zu nehmenden StatistikerInnen igno- 
riert. »So befinden sich«, gibt Tjark Kunstreich zu beden- 
ken, »die Schwerpunkte der Schwulenszene (Schöne- 
berg, Charlottenburg, Kreuzberg) auch an den Lebens- 
orten der meisten Berliner MigrantInnen. [...] Im Ge- 
spräch mit B. Finke«, dem Leiter des Schwulen Überfall- 
telefons, »nannte er selbst diese Faktoren, aber nicht in 
den Jahresberichten«.”' Handelt es sich also um eine be- 
wusste Unterschlagung, um Ausländer als Feindbild zu 
konstruieren? So zumindest deutet es Tjark Kunstreich: 
»In den Thesen [von Alexander Zinn - GK] wird [...] 
deutlich, dass die allgemeine, entpersonalisierte Homo- 
phobie, die schwer (an) zu greifen ist, auf eine konkrete 
Gruppe projiziert wird und so als konkretisierte Schwu- 
lenfeindlichkeit ‚Namen und Adresse: erhält — und 
zugleich die Mehrheitsgesellschaft frei gesprochen wird 
vom Ressentiment.«” 

»Ausländische« Jugendliche reagieren auf die Bedro- 
hung ihrer Sexualität durch das Stigma der Andersartig- 
keit jedoch nicht anders als Deutsche: Sie greifen diejeni- 
gen an, die einen Teil ihres verdrängten Begehrens nach 
außen verkörpern. Die Konstruktion einer »kulturellen 
Differenz« würde hier nur die grundlegende Funktions- 
weise von Homophobie verdecken, nämlich die gewalt- 
same Abwehr der eigenen, wenn auch latenten Homo- 
sexualität durch die Projektion auf eine Minderheit. Die 
Homophobie von Jugendlichen ist mit dem identitären 
Homo-Hetero-Binarismus untrennbar verbunden und 
auf dessen Basis unaufhebbar.”” An diesem Struktur- 
zusammenhang können auch die eindringlichsten Ap- 
pelle an SchülerInnen, Toleranz gegenüber dem »Ande- 
ren« walten zu lassen, nichts ändern. Die gewalttätigen 
Reaktionen auf die Bedrohung des eigenen Begehrens 
durch ein gesellschaftliches Stigma — die sich natürlich 
wie immer an die falschen AdressatInnen richtet — mö- 
gen, was letztlich unbewiesen bleibt, unter »ausländis- 
chen« und »inländischen« Jugendlichen unterschiedlich 
verteilt sein. Doch außer zur Klärung von Einflussfakto- 
ren wie z.B. der Schichtzugehörigkeit auf die kriminelle 
Verarbeitung dieses Unbehagens trägt ein solcher Hin- 
weis nicht das Geringste bei. Im Gegenteil: Er verstellt 
den Blick auf den zugrundeliegenden Mechanismus, 
indem Homopbhobie statt als soziales Strukturmerkmal 
einer Gesellschaft, die Menschen nach sexuellen Identi- 
tätskategorien sortiert, vielmehr als Ausdruck dieser oder 
jener kulturellen Tradition gelesen wird. 


GEORG KLAUDA 
Der Autor ist Kulturreferent im AStA der FU Berlin. 


Die Viktimisierung der Deutschen 


ÜBER SOZIALES GEDÄCHTNIS, VOLKSGEMEINSCHAFT 
UND ZIVILGESELLSCHAFT 


ie dichte Vergesellschaftung der Deutschen als 
)) Volksgemeinschaft wirkt in keinem Bereich so fort, 

wie im Feld ihrer kollektiven Erinnerung. Die Täter 
machten sich zu Opfern. Teil dieser Viktimisierung war 
die gemeinsam entwickelte und individuell realisierte 
Schuldabwehr bezüglich der nationalsozialistischen Ver- 
nichtungsrealität. Die Strategien dafür reichten von Igno- 
rieren über Verleugnen zur Universalisierung der Shoah. 
Aber es war gerade der Paradigmenwechsel von einem 
volksgemeinschaftlichen hin zu einem dominant zivilge- 
sellschaftlichen Modus der Erinnerung,' der es dem Ger- 
man Gedächtnis, respektive seinen Trägerinnen und Trä- 
gern, weiterhin erlaubt, von der nationalsozialistischen 
Volksgemeinschaft zu profitieren. Die Kritik des sozialen 
Gedächtnisses der Deutschen kommt dabei nicht aus 
ohne eine Analyse des Konnex von volksgemeinschaftli- 
chen und zivilgesellschaftlichen Elementen bei der deut- 
schen Art Geschichte zu machen. Dazu wird im Folgen- 
den unterschieden werden müssen zwischen institutiona- 
lisiertem Gedächtnis und kollektivem Gedächtnis. Das Erste 
— das institutionalisierte Gedächtnis - stellt den öffent- 
lichen Diskurs im weitesten Sinne dar (Medien, Gedenk- 
stätten, Historiographie, Lehrpläne) und ist, wie gezeigt 
werden wird, dominant zivilgesellschaftlich geprägt. Das 
Zweite — das kollektive Gedächtnis — repräsentiert das pri- 
vate Erinnern der Deutschen, hat seinen Ort in der indi- 
viduellen und familiären Gedenkpraxis und offenbart 
enge Bezüge zur Volksgemeinschaft — die Unterscheidung 
ist analytisch motiviert, die Erinnerungspolitik der Deut- 
schen tritt nicht in dieser Trennschärfe auf. Zentral ver- 
folgt werden drei Thesen. 

Erstens: Das German Gedächtnis ist in der Volksge- 
meinschaft verankert, dabei aber zivilgesellschaftlich über- 
formt. Wie in allen Elementen der deutschen Gesellschaft 
bildet die Zivilgesellschaft die liberale Hülle um einen 
regressiven Kern volksgemeinschaftlicher Ausrichtung. Im 
Falle des German Gedächtnisses ist dieser zeitstabil resis- 
tent gegen Aufklärung. 

Zweitens. Die Kohärenz, die Geschlossenheit und der 
einheitsstiftende Kern des German Gedächtnis bleibt 
volksgemeinschaftlich. Die zivilgesellschaftlichen Ele- 
mente des German Gedächtnis dringen nur dann in das 
kollektive volksgemeinschaftliche Gedächtnis vor, wenn 
sie Anschlussfähigkeit in Sachen deutsches Opfertum be- 
weisen können, also ihren Beitrag zur Viktimisierung der 
Deutschen leisten. 

Drittens: Die zivilgesellschaftliche Komponente der 
Erinnerung ermöglicht die gesellschaftliche Modernisie- 
rung und die internationalen, vor allem eurostrategischen 
Ambitionen des deutschnationalen Projektes erneuter 
Machtentfaltung, versucht dazu aber offen nationalsozial- 


istische Argumentationen und solche der Schlussstrich- 
ziehung zu unterdrücken. In den 1990er Jahren wurde der 
zivilgesellschaftliche Erinnerungsdiskurs hegemonial. 


Erinnern ä la Volksgemeinschaft 


Die Volksgemeinschaft’ war in den ersten Jahren des NS 
keine Erinnerungsgemeinschaft: Die nervöse Historisie- 
rung war unsicher und uneins in den Bezügen: Antike, 
Germanentum oder Mittelalter. Als Substitut wurde ein 
diffuser aber bombastischer Totenkult für die Toten des 
vorgängigen Weltkrieges und vor allem für die »Gefallenen 
der Bewegung« betrieben. Ansonsten war die Blutgemein- 
schaft präsentistisch oder zukunftsorientiert, Blut sollte 
Gedächtnis ersetzten. Die Siege der Wehrmacht in dichter 
Folge trugen dazu bei, die Entwicklung einer Erinne- 
rungsgemeinschaft aus NS-Perspektive tendenziell über- 
flüssig zu machen. Erst die Niederlagen, und hier allen 
voran Stalingrad, und die brechenden Fronten zwangen 
zum Mittel der Vergesellschaftung durch kollektiv organi- 
sierte Erinnerung. 

Kurz vor seinem Tod versuchte Adolf Hitler in Mein 
politisches Testament dann den Nationalsozialismus selbst 
zur Geschichte zu machen, die Deutschen zur Erinne- 
rungsgemeinschaft und damit eine Basis neuer deutscher 
Ambitionen zu formulieren: »Aus dem Opfer unserer Sol- 
daten und aus meiner eigenen Verbundenheit mit ihnen 
bis in den Tod wird in der deutschen Geschichte so oder so 
einmal der Same aufgehen zur strahlenden Wiedergeburt 
der nationalsozialistischen Bewegung und damit Verwirk- 
lichung einer wahren Volksgemeinschaft«. 

Die Volksgemeinschaft ging in der Frage des Geden- 
kens deutscher Opfer nahtlos in die Nachkriegsjahrzehnte 
über. Die Volksgemeinschaft kann nur als hierarchische 
und institutionalisierte existieren. Die genuinen ideologi- 
schen Bedürfnisse der Volksgemeinschaft werden aber 
vom zivilgesellschaftlichen Diskurs nur teilweise bedient, 
was die Kontinuität von nationalsozialistischen Ideologien 
schwächt, allerdings nicht unterbricht und damit das 
volksgemeinschaftliche Erinnern erschwert. Der Zusam- 
menhalt der Deutschen muss zusätzlich andere Wege 
finden. Nichts geändert hat sich an der Homogenität in 
weiten Teilen der Erinnerung der Deutschen. 


Erinnern ä la Zivilgesellschaft 


Die Zivilgesellschaft als deutsches Macht- und Moderni- 
sierungsprojekt ist erinnerungspolitisch fundiert. Die Be- 
zugnahme auf den Nationalsozialismus und die Shoah 
waren konstitutiv für die Entwicklung zivilgesellschaftli- 
cher Strukturen und sind integraler Bestandteil der meis- 
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' Zum hier verwendeten 
Begriff der Zivilge- 
sellschaft; 

vgl. Phase 2.07 und der 
Artikel »Volksgemein- 
schaft, die keine ist, ist 
keine« in dieser 
Ausgabe. 


? Vgl. Schwerpunkt 
Phase 2.09. 


® Auch zum Begriff der 
Volksgemeinschaft: 
oben genannter Artikel 
dieser Ausgabe. 
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* FAZ, 25. Oktober 2003. 


° Die zivilgesellschaftlich 
geprägte deutsche NS- 
und Shoah-Forschung 
arbeitet auf international 
hohem Niveau. Auf ent- 
sprechenden internatio- 
nalen Tagungen stellen 
sie, neben Israelis und 
Amerikanern, den 
Großteil der Wissen- 
schaftlerInnen zum 
Thema. 


° Die Deutschen hatten 
schnell drei Bände mit 
Erinnerungsorten gefüllt: 
Neben Auschwitz und 
Oberammergau wurde 
auch die Flucht als Ort 
gefasst, Dresden stand 
für die »Bombenopfer« 
und Stalingrad für das 
Leid an der Front. Siehe 
Etienne Francoise u. 
Hagen Schulze (Hrsg.), 
Deutsche Erinnerungs- 
orte, 2001, 3 Bde. 

Zur feindlichen Über- 
nahme von Opferdis- 
kursen: Die Reihe »Stille 
Post« von Günther 
Jakob in Konkret 1999 
und die Artikel »Stalin- 
grad - die Deutschen 
verdauen eine Schlacht« 
(Phase 2.06) und 
»German Gedächtnis — 
Das Konzept einer 
feindlichen Übernahme« 
(Phase 2.09). 


’ Die Studien mit ihrer 
nichtintendierten 
Diskreditierung der 
Deutschen wären noch 
extremer ausgefallen, 
hätten nicht beide 
Erhebungen eine sehr 
hohen Missing-Rate 
gehabt, die aus der 
hohen Verweigerungs- 
haltung in Antwortver- 
halten oder Teilnahme 
derer resultierte, die 
einen Schlussstrich 
unter die Erinnerung an 
die Verbrechen der 
Deutschen wünschten. 


® Horst-Alfred Heinrich, 
Kollektive Erinnerungen 
der Deutschen. 
Theoretische Konzepte 
und empirische Befunde 
zum sozialen Gedächt- 
nis, Weinheim und 
München 2003. 
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ten zivilgesellschaftlichen Argumentationsmuster. Unter 
den Deutschen waren es zuerst die AkteurInnen des sich 
entwickelnden Projektes Zivilgesellschaft, die sich über- 
haupt mit dem Thema Shoah beschäftigten, es wahrnah- 
men. In den politischen Biografien der AkteurInnen der 
Zivilgesellschaft spielt die Auseinandersetzung mit der 
Shoah eine wichtige Rolle. In dieser Auseinandersetzung 
entwickelten sich zivilgesellschaftliche Erinnerungsex- 
pertInnen, die medial die Diskurse beherrschen, die die 
relevante Literatur liefern, die Debatten über öffentliches 
Gedenken konturieren und faktisch die Erinnerungs- 
politik bestimmen. Und sie tun es für Deutschland, wenn 
sie einfordern, die Verfolgten des Nationalsozialismus ern- 
ster zu nehmen. Der Leiter der Stiftung Brandenburgi- 
scher Gedenkstätten, Günter Morsch, forderte im Zusam- 
menhang mit der Debatte um den Graffitischutz am 
»Holocaust-Mahnmal« durch Degussa, man müsse die 
Gefühle der Opfer ernst nehmen und verlieh seinem 
Wunsch Gewicht, indem er, als Mentor der NS-Opfer, die 
Verdienste der Gedenkstätten betonte, die Arbeit der 
Gedenkstätten habe mehr zum Ansehen Deutschlands 
beigetragen als die deutsche Außenpolitik.‘ Dabei unter- 
schlägt er, dass nicht erst seit 1998 Erinnerungspolitik in 
Deutschland Außenpolitik ist. Die Erinnerungsexpert- 
Innen finden auf der zivilgesellschaftlich gehypten lokalen 
Ebene ihre Entsprechung in einer Unzahl von erin- 
nerungspolitischen Basisteams in Form von Geschichts- 
werkstätten, Geschichte-für-alle-Vereinen, geschichtswis- 
senschaftlichen StudentInnengruppen usw. 

Zentrale Kategorie der zivilgesellschaftlichen Politik 
ist, neben Partizipation, die vorgebliche Verhinderung von 
Leid. Interventionen der Zivilgesellschaft legitimieren sich 
über Leid. Der Opferbegriff ist dabei sozusagen in einem 
Vorgang der feindlichen Übernahmen abgeleitet von den 
Verfolgten des Nationalsozialismus. 

Das zivilgesellschaftliche Erinnern zielt, so das Selbst- 
verständnis, darauf, dass sich Auschwitz nicht wiederhole. 
Dazu muss es überall entdeckt werden, selbst in der Ge- 
schichte anderer Gesellschaften. Die deutsch-erinnerende 
Zivilgesellschaft bezieht sich dabei auf eine universalisti- 
sche Lesart der Shoah in der Denktradition des postmod- 
ernen Philosophen und Soziologen Zygmunt Bauman: 
Auschwitz versteht dieser als universelles Menschheitsver- 
brechen und Produkt der Moderne und nicht als einen 
Zivilisationsbruch der benennbaren konkreten TäterIn- 
nen und Opfer. Diese universalistische Deutung findet 
sich realpolitisch in den kriegslegitimierenden Menschen- 
rechtsargumentationen der Deutschen wieder. Umge- 
kehrt versteht sich natürlich auch die Friedensbewegung 
als Antwort auf den Nationalsozialismus. 

Der öffentliche Geschichtsdiskurs hat sich, im zivilge- 
sellschaftlichen Modus, pluralisiert, ehemalige Volksfein- 
de und Vaterlandsverräter werden oft taktisch integriert: 
Am Bespiel des Widerstandes zeigt sich eine deutliche 
Tendenz, verschiedene Strömungen unbewertet neben- 
einander stehen zu lassen. Die Auseinandersetzungen über 
die deutsche Geschichte haben sich vermehrt.’ Heteroge- 
nität und Konfliktkultur gehören zum Selbstverständnis 
der Zivilgesellschaft. Diese Konflikte sind, wie noch ge- 
zeigt werden wird, in der Regel Scheinkonflikte und stel- 
len das deutsche Projekt an sich nie in Frage. 

Der letzte Streich in der zivilgesellschaftlichen Schuld- 
abwehr ist der Versuch der Europäisierung der Shoah-Er- 


fahrung, getragen von Intellektuellen wie Habermas und 
Sloterdjik. Versucht wird, unter Verschweigen der Täter- 
Opfergrenzen, die Shoah im Rahmen des Zweiten Welt- 
krieges verständlich zu machen und eine Europäisierung 
der Bezugnahme zu forcieren. Neben der Schuldumvertei- 
lung liegt die neueste Zumutung der Sinnzuweisung an 
Auschwitz nun zusätzlich in der Nutzbarmachung für ein 
euroidentitäres Projekt unter deutscher Führung. 

Beide Stränge, zivilgesellschaftliches und volksgemein- 
schaftliches Erinnern, ergänzen sich und lassen sich zusam- 
menführen. Das zivilgesellschaftliche Erinnern ist geprägt 
von teilweise konfliktiöser politischer Analyse, der Wahr- 
nehmung des Leides der NS-Verfolgten, von temporären 
Konjunkturen und von Erinnerung auch an Details. Es 
stellt die Normativität des aktuellen German Gedächtnis 
und bildet seine allgemein wahrnehmbare Oberfläche. Die 
Erinnerung in Volksgemeinschaftsmanier ist widerspruchs- 
frei, konzentriert sich auf eigenes Leid, moralisiert, ist zeit- 
stabil, bildet den Kernbestand des deutschen Erinnerns, 
fordert den Schlussstrich ein und rekurriert, wenn von 
»Bombenterror« oder »Kollektivschuldvorwürfen« die Re- 
de ist, auf NS-Propaganda. Beide Modi wirken zusammen: 
das zivilgesellschaftliche Erinnern hat Laborcharakter und 
erfüllt die internationalen Verpflichtungen, sorgt also für 
die erinnerungstheoretische außenpolitische Beziehungs- 
pflege, u.a. indem es dysfunktional gewordene historische 
Deutungsmuster dekonstruiert. Die volksgemeinschaftli- 
che Komponente stiftet Einheit und Kohärenz und liefert 
die Basis der individuellen Schuldabwehr. 

Das German Gedächtnis wird theoretisch fundiert und 
gegen mögliche Kritik imprägniert, indem die Diskurse 
der Opfer gekapert werden, analytische Modelle wie das 
des kollektiven Gedächtnisses, der Oral History, der Zeit- 
zeugInnenschaft, der Traumaforschung oder der lieux de 
memoire (Erinnerungsorte) national identitär aufgeladen 
werden und gleichzeitig für die Einbettung angeblicher 
deutscher Opfer entleert werden. Dies ermöglicht eine 
Neuformulierung der neugeschichtlichen deutschen My- 
then wie Stalingrad, Wilhelm Gustloff, Dresden.‘ 


German Gedächtnis - empirisch 


Die Aussage, die Deutschen würden sich nicht mit der 
Shoah beschäftigen, ist so falsch wie die, sie würden dies 
intensiv tun. Beide Analysen gehen von einem undifferen- 
zierten Begriff des sozialen Gedächtnisses aus. Zwei um- 
fassende empirische Studien, veröffentlicht 2002 und 
2003, erlauben tiefe Einblicke in die deutschen Felder der 
Vergessens sowie in ihre Ehrenhallen.” 

Die erste breite Studie zum sozialen Gedächtnis in 
Deutschland legte dieses Jahr der Soziologe Horst-Alfred 
Heinrich vor — hervorgegangen aus weit über 2000 aus- 
führlichen Fragebogen-Interviews und mit einer umfas- 
senden Auswertung.® Die für die Deutschen wichtigsten 
Ereignisse »ihrer Geschichte« des 20. Jahrhunderts sind auf 
Platz 1 die Wiedervereinigung, gefolgt von der Zeit des 
Nationalsozialismus. Heinrich spricht hier von Globalka- 
tegorien, an die stabil, d.h. kontinuierlich und homogen 
erinnert wird. Die Kategorisierung Nationalsozialismus ist 
dabei irreführend. Was die Befragten meinten, war nicht 
der Nationalsozialismus an sich, so Heinrich, sondern der 
Zweite Weltkrieg. Wenn die Deutschen sich erinnern, 
erinnern sie sich dann dominant an drei Dinge: Fronter- 
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kıps: What are you doing here? Are you from New York? - Me: I'm just taking pictures. - Kıps: Why? 
- ME: For myself - just to see... - KıDs: He must be a communist. He looks like one. Why don't 
you go to the other side oftown and watch the niggers play? 


Robert Frank. »In Front of High School«, Port Gibson, Missisippi 1955 PHASE2-47 
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° Heinrich zieht für diese 
Ergebnisse zusätzliche 
Studien heran: Howard 

Schuman u.a., Collec- 
tive memories of Ger- 
mans and Japanese 
about the past half- 
century, in: Memory 6, 
427-454, 1998 und 
Thomas Blank u.a., 
Pretest 6. Politbaro- 
meter Münster 1/95 - 
Stichprobenbeschrei- 
bung, Fragebogen und 
Häufigkeitsauszählung, 
Gießen 1995. 


" Sichtbar am Selbst- 
verständnis der Ge- 
denkstätte Deutscher 
Widerstand und in den 
zentralen Bänden: Peter 
Steinbach u. Johannes 
Tuchel (Hrsg.), 
Widerstand gegen den 
Nationalsozialismus, 
Bonn 1994; Peter Stein- 
bach, Widerstand im 
Widerstreit - Der Wider- 
stand gegen den Natio- 
nalsozialismus in der 
Erinnerung der Deut- 
schen, Paderborn 2001. 


'' Harald Welzer u.a., 
»Opa war kein Nazi« — 
Nationalsozialismus und 
Holocaust im Familien- 
gedächtnis, 

Frankfurt/M 2002. 
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fahrung, Flucht und sogenannter »Bombenkrieg«. Es sind 
alles Ereignisse, in denen Deutsche sich als Opfer zu ver- 
stehen können meinen. Die Shoah ist kein Thema. Die 
öffentliche Debatte, die derzeit zu verfolgen ist, verläuft 
genau entlang dieser »Stationen«. Die Stalingrad-Erinne- 
rung steht stellvertretend für die »Opfer an der Front«. Die 
öffentliche Debatte um den »Bombenkrieg«, in Folge von 
Friedrichs Brand und den Bombardierungsjahrestagen 
vieler deutscher Städte, hat als Referenz die angeblichen 
deutschen zivilen Opfer. Die Debatte um Flucht und Ver- 
treibung ist verbunden mit der Diskussion um das Zen- 
trum gegen Vertreibungen. Das klingt banaler, als es tat- 
sächlich ist und erweckt einen falschen Eindruck. Hein- 
rich verweist darauf, dass nach seinen Befunden scharf ge- 
trennt werden müsse zwischen dem, was die Masse der 
Deutschen denkt und erinnert und dem, was öffentlich 
medial vermittelt wird. Diese Unterscheidung wurde be- 
reits oben vorgenommen. Heinrich stellte fest, dass der öf- 
fentliche Diskurs nur einen eher geringen Einfluss auf das 
kollektive Gedächtnis — das volksgemeinschaftliche — hat. 
Er kommt zu dieser Erkenntnis über die Shoah. Sie ist me- 
dial stark thematisiert, es gibt Standards der Erinnerung, 
öffentliches Fehlverhalten im Umgang mit ihr wird teil- 
weise sanktioniert. Nur die Deutschen, alleine befragt, erin- 
nern ihr nicht. In einer Konstellation offener Fragen erwäh- 
nen lediglich 1-3 Prozent die Shoah und NS-Verbrechen als 
zentrales Ereignis.’ Erst nach der Konfrontation mit an- 
deren Items, die auf die Shoah verweisen, wird sie von 8-12 
Prozent der Befragten erwähnt. Dazu kommen noch verzer- 
rende Effekte durch die Tendenz, konform zu antworten 
(Effekte der erwünschten Antwort«) oder nicht zu ant- 
worten (Missing-Rate). Lediglich nach dem Belastungs- 
gefühl befragt, zeigen sich vergleichsweise hohe Werte. 

Die Deutschen kennen also die Normen der Erinne- 
rung. Das unterscheidet auch den modernen, zivilgesell- 
schaftlich geprägten, von dem konventionellen volksge- 
meinschaftlichen Erinnerungsdiskurs. Dennoch muss 
Heinrich attestieren: »Zugleich trägt die Anerkennung die- 
ser normativen Vorgaben offensichtlich nicht dazu bei, dass 
die Shoah den Deutschen in dem Ausmaß im Gedächtnis 
präsent ist, wie bei einer Normanerkennung eigentlich zu 
erwarten wäre.« Das volksgemeinschaftlich-kollektive Ge- 
dächtnis weiß die Shoah zu ignorieren. Lediglich ein ober- 
flächlicher Modus der Shoah-Erinnerung ist teilweise 
abrufbar. Auch an einem anderen Punkt klaffte eine Lücke 
zwischen starker und dominanter öffentlicher Präsenz und 
breiter gesellschaftliche Ignorierung oder Ablehnung: Der 
Widerstand gegen den Nationalsozialismus spielt im öf- 
fentlichen Diskurs eine äußerst große Rolle. Er ist zentraler 
Referenzpunkt der Zivilgesellschaft, deren Pluralitätsver- 
ständnis sich auch in der Tendenz zeigt, verschiedene 
Gruppen im Widerstand unbewertet nebeneinander zu 
stellen." Der volksgemeinschaftliche Modus ignoriert (mit 
unter 1 Prozent der Befragten) den Widerstand als Thema 
weitestgehend; auf Handlungsalternativen verweisend 
verträgt sich diese Erinnerung nicht mit den volksgemein- 
schaftlichen Strategien der Schuldabwehr. Die aufgezeig- 
ten Widersprüche spalten nicht die deutsche Gesellschaft, 
da die zivilgesellschaftliche Hegemonialität besteht und 
gemeinsame Interessen dominieren. Die Widersprüche 
und deren Verhandlung bilden allerdings den Subtext aller 
erinnerungspolitischen Debatten der Deutschen. 

Die sozialpsychologisch analysierende Studie einer Grup- 


pe von Forscherinnen und Forschern um Harald Welzer 
ist die erste qualitativ arbeitende Großstudie zum Erin- 
nern der Deutschen bezüglich der AkteurInnen, d.h. der 
NS-TäterInnen.'' Die Intention der Studie war nicht die 
Analyse der Taten und der Verantwortung, sondern des 
Modus der Erinnerung an das TäterInnenkollektiv. Auch 
die Ergebnisse dieser Studie stützen obige Thesen zu 
Volksgemeinschaft und Zivilgesellschaft im German Ge- 
dächtnis. Die Studie kam zu zwei zentralen Ergebnissen: 
Erstens muss bei den Deutschen zwischen Geschichts- 
wissen (in unserem Sinne institutionell und medial ver- 
mittelt und der zivilgesellschaftlichen Norm folgend) und 
Geschichtsbewusstsein (gespeist aus den Ressentiments 
der Volksgemeinschaft) scharf getrennt werden. Zweitens 
ist es in der Regel das Geschichtsbewusstsein, das kontu- 
riert, wie der deutschen Geschichte erinnert wird und wie 
das Geschichtswissen angewendet wird. Um es vorwegzu- 
nehmen - stets zugunsten der deutschen TäterInnen. Das 
Alltagsgespräch über den Nationalsozialismus ist domi- 
niert vom volksgemeinschaftlichen Erinnern. 

Die Narrative der TäterInnengeneration werden stetig 
im familiären Gespräch verändert und aktualisiert, durch 
die TäterInnen selbst, ihre Kinder und Enkel. Dabei sind 
inkonsistente Erzählungen besonders geeignet, um Täter- 
Innen in Opfer umzudeuten, zu viktimisieren. Dabei wer- 
den auch immer NS-Ideologeme reproduziert. Mehr als 
zwei Drittel der Erzählungen bestehen aus deutschen 
Opfer- und Heldenerzählungen. Die TäterInnengenera- 
tion verschweigt dabei und lügt um. Die Folgegeneratio- 
nen, also ihre Kinder und Enkel, viktimisieren oder hero- 
isieren die TäterInnengeneration und interpretieren auch 
konkrete und bekannte Taten als Akte des Widerstands. 
Im Zusammenhang der von Generation zu Generation 
zunehmenden Entlastung der TäterInnen spricht die Au- 
torengruppe von einer »kumulativen Heroisierung«. 

Die Narrative über angebliches Leid und Opfertum 
der Deutschen werden präsentiert in der Ikonographie der 
Shoah-Erinnerung: Bilder des Transportes von Soldaten 
und Flüchtlingen in Viehwagons, von der angeblichen 
Brutalität der alliierten Soldaten, die Zivilisten töten, von 
Leichenbergen usw. Szenarien aus Filmen und Romanen 
werden in die Erlebnisberichte integriert und unhinter- 
fragt akzeptiert. Die Erzählungen sind weiterhin geprägt 
von rassistischen und antisemitischen feindbildhaften Ste- 
reotypisierungen, vom »Russen« und vom »Juden«. Diese 
Stereotypisierungen werden von Kindern und Enkeln 
fortgeschrieben. In den Erzählungen benutzt die Täter- 
innengeneration die narrative Technik des »leeren Spre- 
chens«. Diese Technik belässt den Gegenstand diffus und 
konturlos, um so interpretatorische Freiräume zu erzeu- 
gen. Vage Andeutungen zu den KZs lassen die Nachgebo- 
renen glauben, dass ihre Vorfahren nichts darüber wuss- 
ten. Die Kritikfähigkeit der TäterInnengeneration bezüg- 
lich des eigenen Verhaltens im Nationalsozialismus und 


die Kritik der Angehörigen daran geht gegen Null. 
Strategien der Selbstviktimisierung 


Die gegenwärtigen Mechanismen der Viktimisierung im 
Gleichklang von zivilgesellschaftlichen und volksgesell- 
schaftlichen Erinnerungsmodi lassen sich exemplarisch an 
der nun weitestgehend überschaubaren erneuten Ausein- 
andersetzung um den sogenannten Bombenkrieg nach- 


zeichnen.'? Alle Elemente des German Gedächtnis lassen 
sich identifizieren: falsche Begriffsbezeichnung, Scheinde- 
batten-Charakter, Entkontextualisierung, Viktimisierung 
der TäterInnen, Vereinnahmung der Opfer, Rekurs auf 
Shoah-Bilder, politische Funktionalisierung, zivilgesell- 
schaftliche PartnerInnen/AkteurInnen, internationale 
KronzeuglInnen, angeblicher, notwendiger Tabubruch 
und angebliche internationale ZensorInnen. Im Folgen- 
den sollen sie im Einzelnen exemplifiziert werden. 

Schon die Bezeichnung spricht Bände, denn »Bom- 
benkrieg« evoziert die Vorstellung eines (angeblich unnö- 
tigen) Separatkrieges, über den getrennt vom Rest verhan- 
delt werden könne und der eindeutig als verbrecherisch 
verstanden werden könne. Die Schein-Debatte wird ge- 
führt über die völlig irrelevante Frage, ob die Bombardie- 
rungen so wie sie waren notwenig waren. So wird in einem 
der Bände der Deutschen Erinnerungsorte gefragt, und zwar 
bezüglich des Erinnerungsortes Dresden: »Aber waren die 
Luftschläge, die das alte Dresden auslöschten, sinnlos?«' 
Die Frage wird gestellt, aber nicht diskutiert, sie ist rheto- 
risch gemeint, und das wissen die Deutschen. Dazu kom- 
men KronzeugInnen ins Spiel. Zitiert werden ausschließ- 
lich britische Quellen, die die Bombardierung der Opera- 
tion »Thunderclap« ablehnen. Die Entkontextualisierung 
zeigt sich, wenn selbstverständlich nicht oder nur mar- 
ginal derer gedacht wird, die Opfer des NS waren, oder de- 
nen, die ihr Leben lassen mussten in seiner Bekämpfung. 
Im Falle des sogenannten Bombenkriegs gegen Deutsch- 
land waren das zehntausende Angehörige der alliierten 
Luftstreitkräfte. Dass diesen nicht gedacht wird, sondern 
dem TäterInnenkollektiv, setzt eine historische Entkontex- 
tualisierungvoraus: Die Ausblendung von Kriegsursachen, 
die Ausblendung der tödlichen Wirksamkeit und das Aus- 
maß der Kooperation der Volksgemeinschaft. Die Deut- 
schen seien fraglos Opfer der Bombardierung, im Falle 
Dresden kann gesellschaftlich die Viktimisierung der Tä- 
terInnen zusätzlich dadurch verfeinert werden, dass ein 
doppeltes Opfertum beklagt wird: Bombardierte Flücht- 
linge. Jörg Friedrich reichte es nicht, TäterInnen zu Op- 
fern zu machen, aus BefreierInnen mussten TäterInnen 
werden. Die Bomberverbände nennt Friedrich »Einsatz- 
gruppen«, eine feststehende Bezeichnung für die deut- 
schen Mordkommandos hinter der Ostfront, aus den 
Bunkern der Volksgemeinschaft werden bei Friedrich 
»Krematorien« und der Brand, damit endet Friedrich, 
stellt »die größte Bücherverbrennung aller Zeiten« dar. So- 
wohl bei Friedrich in der Brand, bei Walser in der Verteidi- 
gung der Kindheit, als auch im Dresden-Aufsatz der Deut- 
schen Erinnerungsorte wird implizit höhnisch auf den 
Tod von damals noch in Deutschland lebenden Jüdinnen 
und Juden verwiesen. Die Vereinnahmung der Opfermacht 
sie zu Opfern der Alliierten. Jörg Friedrich prangert an, 
dass zwar angeblich ganz Deutschland zerstört worden 
wäre, nicht aber die Gleise nach Auschwitz. Die Verant- 
wortung für die Shoah wird so weitergereicht. 

Dass die Deutschen sich als Opfer- und Genozidexpert- 
Innen verstehen, ist Teil der politischen Funktionalisierung. 
Sie meinen am besten beurteilen zu können, welche Kriege 
geführt werden dürfen (die nämlich, die die Deutschen 
führen wollen) und welche nicht geführt werden dürfen 
(wenn z.B. die Interessen der USA mit denen Deutschlands 
kollidieren). Dadurch, dass man sich selbst als Opfer sti- 
lisiert, kann souverän mit der Shoah umgegangen werden: 


Sie ist außenpolitisch operationalisierbar und stellt für das 
deutsche Sentiment weiter keine Belastung dar. Im 
deutsch-hegemonialen Europaprojekt dienen die Bombar- 
dierungen im Zweiten Weltkrieg als entkontextualisierte 
Euroerfahrung zur Identitätsstiftung. In allen Aufwallun- 
gen des German Gedächtnis liegt ein angeblicher Tabu- 
bruch vor: Die Deutschen hätten nie der Bombardierung 
deutscher Städte gedenken »dürfen«. Dahinter steht die 
Vorstellung externer Diskurszensur, die Vorstellung, dass 
die Alliierten oder die NS-Opfer Deutschland kontrollie- 
ren würden und Befreiung von dieser Kontrolle geboten 
sei. Die Deutschen haben, das zeigen die Studien, immer 
der Bombardierung deutscher Städte gedacht. Auch im in- 
stitutionalisierten Gedächtnis war hier nur kurz Zurück- 
haltung gegenüber den Westalliierten zu bemerken. Das 
Thema Bombardierung der Deutschen füllte Alltagserzäh- 
lungen wie Literatur.'*Im Gleichklang befanden sich offi- 
zielles Gedenken und privates Erinnern in der DDR, wo 
Regierende vom Luftterror der angloamerikanischen Im- 
perialisten sprachen, von vangloamerikanischen Luftgang- 
stern«, der »räuberischen Fratze des amerikanischer Impe- 
rialismus, des ärgsten Feindes der Menschheit«. Damit sind 
wir bei den zivilgesellschaftlichen AkteurInnen angekom- 
men. Diese Argumentationen könnten Zitate aus der deut- 
schen Friedensbewegung sein, wenn sie in ihren Demon- 
strationen alles in eins dachten — Bagdad und Dresden, die 
Kontinuität amerikanischer Aggression. Mit Jörg Friedrich 
haben wir einen idealtypischen deutschen Zivilgesellschaf- 
ter des Erinnerns: Als kritischer NS-Forscher und Mitar- 
beiter der deutschen Ausgabe der über jeden Zweifel erha- 
benen Enzyklopädie des Holocaust repräsentiert er eine Ge- 
neration von linken Historikern und Journalisten, die den 
Erinnerungsdiskurs dominieren. 

Die Erinnerung an die Bombardements durch die 
Alliierten begann im NS, war volksgemeinschaftlich und 
wurde so in das kollektive Gedächtnis der Deutschen 
überführt. Die Stränge der volksgemeinschaftlichen Erin- 
nerung bestehen fort, die zivilgesellschaftliche Überfor- 
mung besteht in einer außenpolitisch motivierten Vor- 
sicht in der Anprangerung der Alliierten, im engen Kon- 
text von Friedensbewegung und Kriegserinnerung, in be- 
stimmten linken Formen des Antiamerikanismus, in der 
außenpolitischen Nutzbarmachung durch Rot-Grün und 
nicht zuletzt in den AkteurInnen der Debatten, die sich in 
vielen Fällen als kritische NS-ForscherInnen, teilweise 
auch Shoah-ForscherInnen einen Namen gemacht haben. 

Die Zukunft des Gedächtnisses der Deutschen wird 
seine Themen in der Regionalisierung der Erinnerung an 
den Bombenkrieg (2003-2005) finden, in der (lediglich 
öffentlich vollzogenen) Würdigung des deutschen Wider- 
stands (2004), in der Klage über die deutschen Toten des 
Ersten Weltkrieges (2004), in der Zwangsarbeit und Gefan- 
genschaft von Deutschen und in den Leistungen der Irüm- 
merfrauen (das deutsche Erinnern der beiden letztgenan- 
nten ist vor allem ab 2005 zu erwarten).'‘ Die Vorstellung 
von irgendeiner Legitimität von so etwas wie Deutschland 
grenzt nach dem Zivilisationsbruch Auschwitz an den 
Wahnsinn der Tat selbst an. Dass dies nicht so gesehen wird, 
ist u.a. Ergebnis von knapp 60 Jahren erfolgreicher deut- 
scher Erinnerungspolitik seit dem Nationalsozialismus. 
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” Der relevanteste Titel 
der Debatte erschien im 
November 2002: Jörg 
Friedrich, Der Brand — 
Deutschland im 


Bombenkrieg 
1940-1945, 


München 2002. 


" Olaf B. Rader, 
Dresden, in: Francois 


a.a.O., Bd.3. 


“Vgl. Literatur-Konkret 


10/2003. 


' Im Falle der Gefange- 
nen gab Knopp die 
Richtung schon vor, im 
Falle Erster Weltkrieg 
halluzinierte die 
tageszeitung, dass der 
Erbfeind’ seiner 
Gefallenen gedenkt, 


nicht aber die 
Deutschen 


(taz, 11. November 


2003). 
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' Der Text ist die stark 
gekürzte Fassung eines 
Referats auf der 
Mobilisierungsveranstal- 
tung (am 20. August 
2003) für die bgr- 
Demonstration »Kein 
Frieden mit 
Deutschland. Gegen 
Geschichtsrevisio- 
nismus, Antiamerikanis- 
mus und deutsch- 
europäische Groß- 
machtambitionen« am 

1. September 2003 in 
Leipzig. Die ungekürzte 
Version kann unter 
http://www.nadir.org/bgr 
nachgelesen werden. 


? Siehe dazu auch: Klaus 
Thörner, Konzentrische 
Kreise. Die Geschichte 
der deutschen 
Südosteuropapolitik, in: 
iz3w 253/2001, 10 ff.; 
Dieter Behrens, 
Rathenaus Erbe. 
Europa-Strategien des 
deutschen Kapitals, in: 
iz3w 210/1995. 


° Zit. nach: 
Hochberger/Hruska, 
Der deutsche 
Hegemonial- 

anspruch, 24. Siehe die 
Literaturauswahl auf 
Seite 53. 


* Ausführlicher in: von 


Goldendach/Minow, Von 
Krieg zu Krieg, 17 ff. 
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»Ein Platz an der Sonne« 


ASPEKTE UND KONTINUITÄTEN DEUTSCHER EUROPAPOLITIK' 


er folgende Text soll die These, dass die deutsche Eu- 
ropapolitik seit ca. 150 Jahren eine Kontinuität auf- 
weist, die bis heute sowohl durch ihre wirtschaftliche 
als auch völkisch-geopolitische Motivation bestimmt ist, 
belegen. Die ökonomischen und völkischen Momente sind 
dabei nicht als sich ausschließender Gegensatz zu begrei- 
fen, vielmehr bedingen sie sich gegenseitig, erlangen aller- 
dings im Lauf der Geschichte unterschiedliches Gewicht. 


Der erste Weltkrieg 


Vor dem Ersten Weltkrieg reiften in Deutschland in Krei- 
sen der Großindustrie und Politik erste Überlegungen be- 
züglich der Schaffung eines europäischen Großwirtschafts- 
raumes. So kam es z.B. 1904 zur Gründung des Mitteleu- 
ropäischen Wirtschaftsvereines, der sich das Eintreten für 
eine europäische Zollunion auf die Fahnen schrieb. Die Ver- 
treterInnen der modernen Industrien, die sich ökono- 
misch überlegen oder zumindest konkurrenzfähig wähn- 
ten, vertraten dabei die moderate Linie: »Friedliche« wirt- 
schaftliche Durchdringung des zu erobernden Raumes. 
Für die angeschlagene Schwerindustrie kam eine wirt- 
schaftsliberale Strategie nicht in Frage, da es ihren Unter- 
gang bedeutet hätte. Dementsprechend organisierten sich 
deren VertreterInnen eher im völkischen Alldeutschen 
Verband und setzten auf die militärische Unterwerfung 
fremder Gebiete.’ 

Der auch zur Durchsetzung dieser Ziele von deutscher 
Seite angezettelte Erste Weltkrieg beflügelte die deutsch- 
europäischen Phantasien. Alle waren sich einig, dass der 
Krieg eine günstige Gelegenheit zur Erfüllung der Träume 
vom »deutschen Platz an der Sonne« sei — und wenn es 
auch nur die osteuropäische Sonne sein sollte. Ein von 
Deutschland besetztes Osteuropa wurde als gerechter Aus- 
gleich für die fehlenden Kolonien begriffen. Schon lange 
war in Deutschland klar, welche Rolle Osteuropa in die- 
sem Szenario zu spielen hatte: Lieferant für Rohstoffe und 
Agrarprodukte sowie Absatzmarkt für deutsche Produkte 
— eine eigenständige Industrialisierung in Osteuropa 
musste deswegen um jeden Preis verhindert werden. Und 
jenach Gesinnung kam noch hinzu, dass Osteuropa als zu 
zivilisierendes Hinterland oder germanisches Siedlungsge- 
biet angesehen wurde — oder eben beides. 

Der Alldeutsche Verband entwarf in seiner »Kriegsziel- 
denkschrift« von 1914 schon ein klares Konzept, wie mit 
den zu erobernden Ostgebieten zu verfahren sei: »Ganz 
gewiß ist dabei nicht an sofortige Verleihung aller preußis- 
chen, staatlichen und staatsbürgerlichen Rechte an Land 
und Leute zu denken. Es wird vielmehr eine Zwischenzeit 
von vorerst unbestimmter Ausdehnung einzutreten ha- 
ben, innerhalb deren das neue Gebiet ganz allmählich zu 
einem vollberechtigten Teile Preußen hinaufgestaltet wird, 
entsprechend dem Maße seiner inneren Festigung, des 
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Wachstums seiner deutschen Besiedlung, kurz, seiner 
wirklichen inneren Verwachsung und Verschmelzung mit 
Preußen-Deutschland.« 

Bei der Eroberung osteuropäischer Gebiete wurde erst- 
mals die völkische Minderheitenpolitik gegen fremde 
Staaten in Stellung gebracht, d.h. vermeintlich oder real 
unterdrückte Minderheiten wurden mit völkischer Men- 
schenrechtspropaganda gegen die verfeindeten Staaten 
aufgehetzt. Deutschland führte sich als Schutzmacht für 
die Minderheiten auf, um die betroffenen Staaten besser 
destabilisieren zu können. 


Weimarer Grundlagen 


Nach dem Scheitern der militärischen Eroberung eines 
deutsch-europäischen Großwirtschaftsraumes im Ersten 
Weltkrieg setzte die geheime staatliche Volksgruppen- 
politik zur Revision des Versailler Vertrages ein. Heimlich 
finanziert von deutschen Behörden wurden Grundeigen- 
tum und Betriebe im Ausland aufgekauft, um das deut- 
sche Gewicht in den jeweiligen Ländern mit deutscher 
Minderheit zu stärken. Parallel dazu entstanden diverse 
Osteuropa-Institute und ähnliche Institutionen, die einen 
Anspruch auf die »Ostgebiete« wissenschaftlich und ideo- 
logisch untermauern sollten. 

Außenminister Stresemann formulierte in einer 
Denkschrift aus dem Jahr 1925, dass der Minderheiten- 
schutz zur Beeinflussung der öffentlichen Meinung im 
Sinne deutscher Interessen zu propagieren sei. So wurde 
im gleichen Jahr von deutscher Seite der Europäische 
Nationalitätenkongreß in Konkurrenz zum Völkerbund 
(Vorläufer der UNO) einberufen, in dem nicht die sou- 
veränen Staaten vertreten waren, sondern versucht wer- 
den sollte, mit Hilfe der verschiedenen Völker und Min- 
derheiten die Souveränität der Staaten zu untergraben.‘ 


Nationalsozialistischer Kernraum 


Mit der Machtübernahme der Nazis gewannen Konzepte 
militärischer Eroberung Oberhand über die Versuche der 
völkischen Geheimdiplomatie, der »friedlichen« europäis- 
chen Einigung und wirtschaftlichen Durchdringung. Die- 
se Modelle wurden jedoch nach 1933 nicht sofort obsolet. 
So versuchten die Nazis 1934 Minderheiten in der Sowjet- 
union für deutsche Interessen einzuspannen: Sie sollten 
Volksgruppenrechte und autonome Gebiete, und zwar 
solche mit vielen Bodenschätzen, einfordern. Auch wäh- 
rend des Zweiten Weltkrieges wurden getreu der Nazi-Paro- 
le»Europa den Europäern« Institutionen und Behörden für 
eine europäische Großraumwirtschaft geschaffen. Ähnlich 
den Plänen aus dem Ersten Weltkrieg erklärte sich das 
Dritte Reich aufgrund seiner geographischen Lage und 
seiner völkischen Überlegenheit für Europa »verantwort- 


lich«: westeuropäische Industriestaaten sollten auf Dauer 
abhängig gemacht werden, die osteuropäischen Länder 
hingegen zu Agrar- und Siedlerstaaten umgebaut werden. 
Werner Daitz (Mitglied der Reichsleitung) brachte in 
seiner Denkschrift für die Errichtung eines Reichskom- 
misariats für Großraumwirtschaft (Mai 1940) die Europa- 
Konzepte auf den Punkt: »Wenn wir den europäischen 
Kontinent wirtschaftlich führen wollen, wie dies aus 
Gründen der wirtschaftlichen Stärke des europäischen 
Kontinents als Kernraum der weißen Rasse unbedingt er- 
forderlich ist und eintreten wird, so dürfen wir aus ver- 
ständlichen Gründen diese nicht als eine deutsche Groß- 
raumwirtschaft öffentlich deklarieren. Wir müssen grund- 
sätzlich immer von Europa sprechen, denn die deutsche 
Führung ergibt sich ganz von selbst und aus dem politi- 
schen, wirtschaftlichen, kulturellen, technischen Schwer- 
gewicht Deutschlands und seiner geografischen Lage.« 


1945-1989 - Ambivalenzen 


Nach dem Zweiten Weltkrieg war der außenpolitische 
Spielraum der BRD aufgrund der verordneten Westorien- 
tierung im Kalten Krieg gering. Die Europäische Union 
wurde in den fünfziger Jahren als reines Wirtschaftspro- 
jekt der »kerneuropäischen Staaten« gegründet. Die Besat- 
zungspolitik und Westbindung (EU, Nato) zeitigten am- 
bivalente Folgen: Einerseits verbreiteten sich westliche 
Wertvorstellungen und Politikmodelle - teils nur erdul- 
det, teils auch wirklich verinnerlicht. Anderseits bedeutete 
diese »Normalisierung«, dass die BRD sich wieder lang- 
sam zur Weltmacht emporarbeiten durfte. Das sogenan- 
nte Wirtschaftswunder der fünfziger Jahre, die erste Vor- 
aussetzung für die wiedererlangte Weltgeltung, war aller- 
dings in erster Linie noch eine direkte Nachwirkung des 
Dritten Reiches: Die »Arisierungen«, die massive Indus- 
trialisierung durch die staatlich gelenkte Kriegswirtschaft, 
die Ausplünderung der europäischen Länder sowie die 
fehlenden Reparationszahlungen und die wirtschaftliche 
Hilfe seitens der USA ließen die Deutschen als die eigent- 
lichen Gewinner aus dem Krieg hervorgehen. Schon zu 
Ende der fünfziger und zu Beginn der sechziger Jahre hat- 
te die BRD die wichtigsten westlichen Handelspartner 
der osteuropäischen Länder, nämlich die USA und 
Frankreich, auf hintere Plätze verwiesen. Die deutsche 
Wirtschaft rangierte schon zwei Jahrzehnte nach 1945 an 
zweiter Stelle (nach der Sowjetunion), was den Außen- 
handel mit allen osteuropäischen Ländern betraf. 

Innenpolitisch waren restaurative und revanchis- 
tische Tendenzen an der Tagesordnung und in allen ge- 
sellschaftlichen Bereichen faschistische Kontinuitäten zu 
beobachten. Völkische Bestrebungen beschränkten sich 
jedoch zwangsläufig auf die Aktivitäten der Vertriebe- 
nenverbände und ähnlicher Organisationen, die innen- 
politisch einflussreich waren, aber außenpolitisch kaum 
zum Zuge kamen. 


Nach 1989 


Der aktiv betriebene Zusammenbruch der DDR und die 
Wiedervereinigung sollten auf dem Weg zur Verwirkli- 
chung deutscher Großmachtambitionen nur eine Zwi- 
schenetappe darstellen. So verkündete der damalige Bun- 
deskanzler Helmut Kohl kurz nach der Wiedervereinigung 


die weiteren Ziele: »Wir Deutschen sind höchst interes- 
siert, den Prozeß der europäischen Einigung voranzutrei- 
ben [...] denn jetzt sind wir die Nummer 1 in Europa.« 

Die deutsche Großmachtpolitik in und mit Europa 
ruht auf vier Säulen, die alle mehr oder weniger miteinan- 
der verknüpft sind: 

1. politische Dominanz — Deutschland setzt als bevöl- 
kerungsreichstes Land auf die demographische Demo- 
kratie’, d.h. versucht entsprechend dem Bevölkerungsan- 
teil der einzelnen Länder die Mitspracherechte festzulegen. 
Die bisherigen Regelungen - u.a.: alle Länder haben glei- 
che Mitspracherechte und es wird einstimmig entschieden 
— wurden auf Betreiben von Deutschland bereits abge- 
schafft bzw. sollen in Zukunft immer weiter aufgeweicht 
werden. So plädiert Schröder für die Stärkung des Europa- 
parlaments, in dem Deutschland schon die Mehrheit hat, 
wenn es sich kleine, gefügige Staaten mit ins Boot holt. 

2. Militärmacht® — Die deutschen Verteidigungspoliti- 
schen Richtlinien von 1992 definierten erstmals nach 
1945 offiziell die außenpolitischen Interessen als imperi- 
ale. Dementsprechend wurde seit 1989 die Bundeswehr 
sukzessiv von der Verteidigungs- zur weltweit agierenden 
Angriffsarmee umgebaut. Perspektivisch wird im europäi- 
schen Rahmen der Gleichstand mit und die Unabhängig- 
keit von den USA angestrebt. Die geplante europäische 
Armee ist mit den 18.000 deutschen SoldatInnen eigent- 
lich eine deutsche Armee, die lediglich von anderen Staa- 
ten unterstützt wird. 

3, wirtschaftliche Dominanz — Die BRD erwirtschaf- 
tet 30 Prozent des Bruttoinlandprodukts der EU und da- 
mit mehr als Frankreich und Großbritannien zusammen. 
Deutschland zahlt nicht nur am meisten in die EU-För- 
dertöpfe ein und maßt sich deswegen auch das größte 
Mitspracherecht an, sondern alle europäischen Länder, bis 
auf Irland, sind wirtschaftlich mehr von Deutschland 
abhängig als von jedem anderen Land. 

4. völkische Minderheitenpolitik. 

Weil sich innerhalb der EU trotz der beschriebenen Me- 
chanismen doch nicht alles sofort im deutschen Interesse 
umsetzen lässt, prescht Deutschland (zum Teil im Verbund 
mit anderen »kerneuropäischen« Staaten) regelmäßig in 
wichtigen Fragen (Außen-, Verteidigungs-, Wirtschafts- 
und Asylpolitik) vor und brüskiert alle anderen Staaten, 
denen damit zum einen zu verstehen gegeben wird, dass sie 
nicht so richtig dazugehören, die aber andererseits gar nicht 
anders können, als die vorweggenommen Entscheidungen 
früher oder später auch bei sich nachzuvollziehen. Das 
Kerneuropa-Papier der CSU aus dem 1994 formuliert es 
klar: Deutsche Interessen lassen sich nur im Rahmen Euro- 
pa durchsetzen. Als deutsche Interessen definierte das Papier 
damals die EU-Osterweiterung, die gemeinsame Außen- 
und Sicherheitspolitik, eine deutsch-französische Achse als 
Zentrum von Kerneuropa und die Subsidarität, d.h. die 
Regionalisierung — was nur ein moderner Begriff für die alte 
Volkstumspolitik ist.’ Um den eigenen Forderungen Nach- 
druck zu verleihen, wird angedroht, dass, falls die anderen 
Staaten nicht die deutschen Vorstellungen von der EU-Ost- 
erweiterung teilen sollten, »Deutschland [...] aus eigenen 
Sicherheitszwängen versucht sein [könnte], die Stabilisie- 
rung des östlichen Europas alleine und in der traditionellen 
Weise zu bewerkstelligen.«'° Diese Drohung wurde von 
Joschka Fischer in seiner Aktualisierung des Kerneuropa- 
Konzepts im Mai 2000 wiederholt, indem er den Austritt 
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° Zit. nach: 
Osterweiterung, 28. 


® Zit nach: Von Krieg zu 
Krieg, 8. 


" Ausführlich in: Jürgen 
Elsässer: Macbeth im 
Konvent, in: Risse 
2/2002, 13-15. 


° Zur aktuellen 
Entwicklung siehe: 
Thorsten Fuchshuber, 
Smart Investment. 
Frankreich und 
Deutschland forcieren 
die Entwicklung einer 
eigenen europäischen 
Militärpolitik, in: konkret 
6/2003, 22-23; 

Tobias Pflüger, Das 
wichtigste Projekt EU- 
Europas. Die eigen- 
ständige militärische 
Interventionsfähigkeit, 
in: alaska 237/2001, 
38-40. 


° Siehe: Heimatrecht und 
Volkstumkampf, 149. 


" Zit. nach: iz3w 
210/1995, 14. 
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" Siehe dazu 
http://www.auswaer- 
tiges-amt.de, zit. in: 
Thomas Becker, Good 
Bye Euroland? Nach 
dem Krieg: Kerneuropa 
gegen Amerika, in: 
Bahamas 41/2003, 24. 


" Alle folgenden Infor- 
mationen wurden dem 
Buch »Heimatrecht und 
Volkstumkampf«, 
156-177, 226-256 
entnommen. 


" Von Krieg zu Krieg, 57. 
" Die folgenden 
Ausführungen stützen 


sich auf das Buch 
»Osterweiterung«, 52 ff. 
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aus der EU für den Fall, dass die anderen Staaten nicht mit 
der deutschen Entwicklung Schritt halten, ankündigte.'' 


Minderheitenpolitik - ein überholtes 
deutsches Konzept?” 


Die BRD erklärte sich 1990 nur zur Anerkennung der 
deutschen Ostgrenze bereit, weil sich Polen im Gegenzug 
vertraglich verpflichtete, die deutsche Minderheit in Polen 
zu schützen und keine Reparationsleistungen für die 
nationalsozialistische Besatzung einzufordern. Im folgen- 
den Jahr schloss Deutschland ein Freundschaftsvertrag 
mit Polen ab, der, was die Minderheitenrechte betraf, weit 
über die ursprünglichen Forderungen des Bundes der 
Vertriebenen (BdV) hinausging. In dem Vertrag — der 
später mit fast gleichlautenden Passagen allen osteuropäis- 
chen Ländern mit deutscher Minderheit aufgenötigt 
wurde — wurde nicht nur der Schutz, sondern sogar die 
Förderung und Bestandssicherung der deutschen Minder- 
heit festgeschrieben. 

Die Konstruktion einer deutscher Minderheit nach 
1989 basiert auf einem nationalsozialistischem Relikt, 
nämlich dem Staatsangehörigkeitsrecht. Im Jahr 1989 
lebte nämlich in Polen gar keine deutsche Minderheit 
mehr. Diejenigen Deutschen, die nach 1945 in Polen 
bleiben durften, weil sie nicht mit den Nationalsozialisten 
kollaboriert hatten, genossen bis in die fünfziger Jahre in 
Polen weitgehende Autonomierechte — wanderten dann 
aber aufgrund wirtschaftlicher Gründe in die BRD aus. 
Wenn Vertriebenenverbände oder deutsche Behörden von 
einer deutschen Minderheit in Polen sprechen, dann 
beziehen sie sich auf Pollnnen, die im Dritten Reich 
zwangsgermanisiert wurden. Nach 1945 erhielten diese 
Menschen natürliche wieder ihre polnische Staatsbürger- 
schaft zurück und begriffen sich auch als polnische 
StaatsbürgerInnen. Diese Menschen galten allerdings 
nach deutschem Recht ununterbrochen als Deutsche, weil 
das deutsche Staatsangehörigkeitsrecht sich auf den Stand 
von 1943/44 bezieht. 

Nach 1989 bemühten sich der BdV, deutsche Behör- 
den und Vereine in Polen, der vermeintlichen deutschen 
Minderheit ihr »Deutschtum« bewußt zu machen und 
von den Vorteilen eines entsprechenden Bekenntnisses zu 
überzeugen. Inzwischen gibt es ca. 500.000 »Deutsche« in 
Polen — weniger aus einer nationalen Überzeugung heraus, 
mehr aus wirtschaftlichen Gründen: Mit ihrem deutschen 
Pass können sie jederzeit in Deutschland arbeiten, aber 
selbst in Polen erhalten sie massive finanzielle Unterstüt- 
zung von deutscher Seite. 

Die deutsche Minderheit hat einen hohen Organisie- 
rungsgrad und die meisten verfügen über einen deutschen 
Paß. Sie sind zu einem wichtigen innenpolitischen Faktor 
Polens geworden, mit deren Hilfe Deutschland außen- 
politische Vorstellungen durchdrücken kann. 

Zur Durchsetzung eigener Interessen wird sich aller- 
dings nicht nur deutscher Minderheiten bedient. Anfangs 
gab es bei den völkischen Organisationen nur einen takti- 
schen Bezug auf Europa und Menschenrechte. So be- 
schloß der BdV im Jahr 1965 den Jahrestag »20 Jahre Ver- 
treibungen« unter dem Motto »Jahr der Menschenrechte« 
zu begehen. Als jedoch 1996 der damalige Bundespräsi- 
dent Roman Herzog auf der Veranstaltung zum »Tag der 
Heimat« dafür plädierte, europäische Grenzen nicht zu 


verschieben, sondern abzubauen, rannte er offene Türen 
bei den Organisatoren, den Vertriebenenverbänden, ein, 
die schon viel weiter waren. Seit 1989 spielte die Verschie- 
bung der Ostgrenze beim BdV keine Rolle mehr — wichtig 
wurde der, inzwischen ehrlich gemeinte, weil wirksamere 
Bezug auf europäisches Völkerrecht und Regionalismus. 

Eine Vorreiterfunktion für diese Entwicklung spielte 
die Föderalistische Union Europäischer Volksgruppen 
(FUEV), die, 1954 als Nazi-Nachfolgeorganisation ge- 
gründet, sich inzwischen zu einer Vorfeldorganisation des 
Auswärtigen Amtes gemausert hat. Schon in den achtziger 
Jahren interessierte sich die FUEV für die gleichen Min- 
derheiten wie die deutsche Linke: Basken, Iren, Palästinen- 
ser, Berber, Kurden. DDR-Publikationen priesen deswegen 
die Nazi-Organisation als antiimperialistische Kraft an." 

Ziel dieser völkischen Minderheitenpolitik, die inhalt- 
lich, institutionell und finanziell von deutschen Behörden 
unterstützt wird, ist die Destabilisierung und Schwächung 
der Nationalstaaten Westeuropas und die Zerschlagung 
der sogenannten »Vielvölkergefängnisse« in Osteuropa 
(Jugoslawien, SSR, Sowjetunion) bis hin zur Einfluss- 
nahme in Israel und Nordafrika. Die FUEV hat 283 
Volksgruppen in Europa entdeckt, die, wenn sie ihre 
»Rechte« einfordern würden, zum Zerfall aller National- 
staaten beitragen könnten - lediglich Deutschland mit 
»seinen« deutschen Minderheiten in den meisten europäi- 
schen Ländern würde größer und stärker werden. 

Analog zum Europäischen Nationalitätenkongress 
(1925) wurde 1996 im rot-grün regierten Schleswig- 
Holstein von staatlicher Seite das Europäische Zentrum 
für Minderheitenfragen (EZM) etabliert, welches sich der 
Erforschung und dem Schutz der europäischen Minder- 
heiten sowie dem Konfliktmanagement bei ethnischen 
Auseinandersetzungen verschrieben hat. Das staatliche 
Zentrum und die völkische Vorfeldorganisation arbeiten 
Hand in Hand. Während das FUEV offen terroristische 
Gewalt gegen die Staatsgewalt propagiert, schlägt das 
EZM moderatere Töne an: Dort wird die Gewalt maximal 
erklärt und gerechtfertigt - um den »ethnischen« Konflikt 
dann unter eigener Obhut einer Lösung in deutschem In- 
teresse zuführen zu können 

Nach dem Zweiten Weltkrieg war auf internationaler 
Ebene klar, dass Minderheitenrechte lediglich als individu- 
elle Rechte zu gewähren sind, d.h. dass ein Diskriminie- 
rungsverbot existieren muss, jedoch keine kollektiven Rech- 
te daraus abgeleitet werden können. In der UNO ist das — 
mit geringen Abstrichen — noch bis heute so. In den 
europäischen Gremien (Europaparlament, KSZE/OSZE) 
findet seit 1989, vor allem auf deutsches Betreiben, eine 
Aufweichung dieser nicht-völkischen Position statt. Gegen 
den Willen der bürgerlichen Zentralstaaten war die Lob- 
byarbeit der deutschen NGO’s bei den europäischen 
Gremien (u.a. FUEV und BdV) und der deutschen Politi- 
kerInnen erfolgreich: 1992 bzw. 1995 trat eine vom Euro- 
paparlament verabschiedete Charta für Regionalsprachen 
und -kulturen bzw. für ethnische Minderheiten in Kraft, in 
denen ebenfalls nicht nur der Schutz, sondern auch die 
Förderung der Minderheiten festgeschrieben wurde. 


Deutschland kauft sich einen Kontinent'* 


Die weltpolitische Lage nach dem Ende des Realsozialis- 
mus erlaubte es der mächtigen EU, den osteuropäischen 
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Ländern, die eine Alternative zum EU-Beitritt nicht sehen 
bzw. dies nicht wagen wollen, die Bedingungen für eben 
jenen zu diktieren. Die sogenannten Beitrittsverhandlun- 
gen sind keine Verhandlungen, sondern eine Anweisung, 
was in den einzelnen Ländern vor dem Beitritt zu gesche- 
hen hat. Da schreiben die europäischen Gremien vor, wie 
die Justiz aufgebaut werden muss; welche Verwaltungsre- 
formen durchzuführen sind; dass eine genehme Asylpoli- 
tik zu etablieren und die Grenzüberwachung aufzubauen 
ist; dass das Geld dafür ja mit Hilfe des radikalen Sozialab- 
baus und der Privatisierung aller staatseigenen Betriebe zu 
erwirtschaften ist; dass Demokratie und Minderhei- 
tenrechte dabei jedoch nicht unter den Tisch fallen dür- 
fen; mit welchen Ländern Handel getrieben werden darf 
(nicht mehr untereinander, nur mit der EU); dass eine für 
die EU günstige Finanz- und Zollpolitik (EU-Produkte 
dürfen zollfrei nach Osteuropa, die Gegenrichtung bleibt 
weiterhin mit Zöllen behaftet) zu verfolgen sei usw. — 
Tempo und Umfang dieser Entwicklung werden von der 
EU vorgegeben, wobei Deutschland die treibende Kraft 
ist, weil die anderen westeuropäischen Länder den Prozess 
eher skeptisch beobachten. 

Nach dem EU-Beitritt hören die Schikanen gegen die 
osteuropäischen Länder nicht auf. So ist— wie schon in der 
Kriegszieldenkschrift des Alldeutschen Verbandes aus dem 
Jahre 1914 — nicht die sofortige Angleichung innerhalb 
der EU vorgesehen. Osteuropäische Arbeitskräfte genie- 
ßen keine Niederlassungsfreiheit und die Agrarwirtschaft 
Osteuropas darf, solange sie eine Bedrohung für deutsche 
Bauern darstellt, nicht mehr als ein Viertel der Förderung 
erhalten, die westeuropäischen landwirtschaftlichen Be- 
trieben zusteht. Wer sich in den »Verhandlungen«, die als 
Wettkampf inszeniert werden, nicht ans Regelwerk hält, 
wird mit politischer oder militärischer Gewalt diszipliniert 
(z.B. Rumänien, Slowakei, Jugoslawien). 

Aber auch ohne die Beitrittsverhandlungen hat sich 
Deutschland inzwischen genug Einfluss in Osteuropa ge- 
sichert. Die jeweiligen Nationalökonomien sind fast voll- 
ständig in deutscher Hand (bis zu 80 Prozent) bzw. von ihr 
abhängig - aber auch für Deutschland selbst ist Osteuropa 
vor Frankreich und den USA zum wichtigsten Wirt- 
schaftsraum geworden. Deutsche Vereine, Schulen, Uni- 
versitäten, Stiftungen, Außenhandelskammern sollen ein 
deutsch-freundliches Klima in Osteuropa schaffen. Wäh- 
rend viele Länder vor dem Euro-Zeitalter die DM als Leit- 
währung einführten, etablierte sich in anderen Deutsch als 
Dienstsprache in den Betrieben — auch ganz ohne deut- 
sche Minderheit. 

Frei von großdeutschen Ambitionen ist allerdings 
weder der deutsche, in Osteuropa agierende Mittelstand, 
der sich oft aus Vertriebenenveteranen rekrutiert, noch 
die deutschen, meist CSU-nahen Mediengiganten, die 
den osteuropäischen Zeitungsmarkt unter sich aufgeteilt 
haben und nun Propagandaarbeit im deutschen Sinne 
leisten. 

Die europäischen Konflikte und Kriege, generell: die 
deutsche Europa-Politik, sind als Ordnungsversuche zu 
verstehen, die dem seit über 100 Jahren bestehenden 
Konzept der konzentrische Kreise um einen deutschen 
Großraum endlich zum Durchbruch verhelfen sollen." 
Als historisches Vorbild dient der Deutsche Bund: 
Preußen war die Großmacht in der Mitte und schluckte 
1871 »friedlich« seine Peripherie — so entstand das 


Deutsche Kaiserreich. Seit Ende des 19. Jahrhundert bis 
heute wird mit Verweis auf die geographische Lage in 
»Mitteleuropa« und der daraus erwachsenden Verant- 
wortung, der sich Deutschland nicht entziehen könne, 
Großmachtpolitik betrieben. Eine Argumentationsfigur 
ist dabei, dass Deutschland einen Puffer gen Osten instal- 
lieren müsse. Nur die Art der Bedrohung ist den his- 
torischen Konjunkturen unterworfen: Mal waren es die 
»barbarischen Russen«, dann ist es die kommunistische 
Bedrohung, heute sind es die Flüchtlingsströme aus dem 
Osten.‘ 


Alles neu macht rot-grün? 


Wie keine deutsche Regierung zuvor hat es die rot-grüne 
verstanden, eine postfaschistische Politik zu etablieren. Es 
wird weder direkt an die nationalsozialistische Politik 
angeknüpft, wie es vor allem in der Nachkriegszeit an der 
Tagesordnung war. Noch findet eine Verdrängung und 
Abkehr von der Geschichte sowie eine Zurückhaltung in 
außenpolitischen Fragen statt, eine Politik, für die die 
CDU-Regierungen bis 1989, eingeschränkt bis 1998 
standen. Vielmehr vollzog sich mit den 68ern an der 
Macht die endgültige Transformation einer ehemals 
nationalsozialistischen Gesellschaft. Dies bedeutet aller- 
dings keine Abkehr von faschistischer Ideologie und ent- 
sprechenden Politikformen, sondern teilweise deren Mo- 
dernisierung und Integration. 

Eckpunkte dieser Entwicklung sind der dritte Angriff 
auf Jugoslawien in einem Jahrhundert — Kohl wusste 
noch, dass der Einsatz der Bundeswehr in Ländern, in 
denen die Wehrmacht gewütet hatte, nicht opportun ist; 
Schröder und Fischer hingegen konnten gerade mit 
Verweis auf die deutsche Geschichte den Angriff legit- 
imieren. Desweiteren wäre der Sieg der Vertriebenenideo- 
logie (fast) ohne Vertriebenenverbände zu nennen: Diesen 
Job erledigen Günther Grass und Jörg Friedrich mit ihren 
Büchern, die Grünen mit dem Vergleich des veigenen« 
Vertriebenenleids mit dem der AlbanerInnen im Kosovo 
und die SPD-Politprominenz, die sich für ein Interna- 
tionales Zentrum gegen Vertreibung in Berlin oder im 
Ausland einsetzen, viel besser. Die Vertriebenen werden 
aber nicht arbeitslos. Da sie nicht mehr als reaktionäre 
Querulanten gelten, für die sich Deutschland schämen 
muss, sind sie als nichtstaatliche Menschenrechtsabteilung 
des Staates anerkannt worden und leisten konkrete Vorort- 
arbeit, die doppelt so hoch honoriert wird wie zu Zeiten 
der CDU." 

Auch innerhalb der EU werden moderatere Töne 
angeschlagen, um in der Sache härter durchgreifen zu kön- 
nen. Joschka Fischer sagt: »Je europäischer Deutschland 
seine Interessen definiert, desto mehr verwirklichen sich 
unsere Interessen«.'* Und Gerhard Schröder sucht in eu- 
ropäischen Wirtschaftsfragen erstmals die offene Kon- 
frontation mit Frankreich — um dann in Kriegsfragen mit 
Frankreich zusammen Amerika Paroli zu bieten. Die 
Deutschen sind begeistert und danken qua Friedensdemo 
und Zustimmung zum Sozialabbau, nur den Konserva- 
tiven geht alles zu schnell. 


MARK SCHNEIDER 
Der Autor ist Mitglied des bgr Leipzig. 


u 
20"CENTURY ROCKS 


ANMERKUNGEN 


" Siehe dazu auch Kon- 
zentrische Kreise, 13. 


'® Siehe dazu auch 
Heiner Möller, Eine 
Laune der Geographie. 
Deutschlands 
»Schicksal« als 
Ordnungsmacht, in: 
iz3aw 210/1995, 12-14. 


” Siehe auch Klaus 
Thörner, Wo ist das 
Volk? Die Parteinahme 
für Volksgruppen ist 
eine beliebte Strategie, 
um deutsche Machtin- 
teressen durchzusetzen, 
in: Jungle World 
35/2002, 9. 


"® Zit. nach: Macbeth im 
Konvent, 14. 


LITERATUR: 


Hannes Hofbauer, 
Osterweiterung. Vom 
Drang nach Osten zur 
peripheren EU-Integra- 
tion, Wien 2003. 


Walter von 
Goldendach/Hans 
Rüdiger Minow, Von 
Krieg zu Krieg. Die 
deutschen Außenpolitik 
und die ethnische 
Parzellierung Europas, 
Berlin 1996. 


Samuel Salzborn, 
Heimatrecht und Volks- 
tumkampf: 
Außenpolitische 
Konzepte der Ver- 
triebenenverbände und 
ihre praktische Um- 
setzung, Hannover 
2001. 


Hunno Hochberger/Emil 
Hruska, Der deutsche 
Hegemonialanspruch: 
Gefahr für Mitteleuropa. 
Ein historisches 
Lesebuch, Schkeuditz 
1998. 


Bahamas 17/1995 
(Schwerpunkt: 
Deutsche Osteuropa- 
Politik). 


iz3w 210/1995 


(Schwerpunkt: 
Deutsche Außenpolitik). 


PHASE2 -53 


ENEMY COUNTRY 


54- PHASE2 


Volks-Nation-Building 


DEUTSCHE WIEDERAUFBAUPOLITIK AM BEISPIEL AFGHANISTAN 


war klar, dass auch Deutschland einen wichtigen 

Beitrag zum Wiederaufbau leisten will. So über- 
nahmen Deutschland und die Niederlande am 10. Fe- 
bruar 2003 für ein halbes Jahr das Kommando über die so- 
genannte Internationale Sicherheitstruppe für Afgha- 
nistan (ISAF). Der Einsatz endete am 10. August 2003. 
Aber auch nach Übergabe des Oberbefehls an die NATO 
bleibt das Bundeswehrkontingent weiterhin in Kabul sta- 
tioniert, zudem hat der deutsche General Gliemeroth das 
Kommando über die NATO-ISAF-Mission übernom- 
men. Am 24. Oktober stimmte der Bundestag dafür, den 
Einsatz der Bundeswehr in der ISAF zu verlängern und 
Kräfte der Bundeswehr in den Nordosten des Landes nach 
Kunduz zu schicken. 

Dass Deutschland in Afghanistan ausschließlich öko- 
nomische Interessen verfolgt ist fraglich, ist Afghanistan 
doch ein Staat, in dem es nicht viel zu holen gibt. Stabi- 
lität zu gewährleisten, scheint hier eines der zentraleren 
Anliegen zu sein. Hierfür greift die deutsche Außen- 


N ach Ende der Kampfhandlungen in Afghanistan 


politik auf Konzepte zurück, die es auch schon nach der 
Zerschlagung des jugoslawischen Zentralstaates nutzte. 
Und wenn Deutschland »Nation-Building« betreibt, ge- 
schieht dies schon fast zwangsläufig auf Grundlage völki- 
scher Konzeption. So soll der afghanische »Feindstaat« in 
einen stabilen prowestlich ausgerichteten Staat umgebaut 
werden, während in Jugoslawien »Nation-Building« so- 
zusagen unter umgekehrten Vorzeichen durchgeführt 
wurde, nämlich als Zerschlagung des Staates in viele 
Kleinststaaten. Die Grundlage aber ist in beiden Fällen 
dieselbe, nämlich die Annahme, dass es Völker und 
Ethnien gäbe, die es einfach neu zu ordnen gelte. Im fol- 
genden soll ein Blick darauf geworfen werden, wie die 
deutsche Außenpolitik über die EU eigene Konzepte des 
»Nation-Building« in Afghanistan erprobt. 


Back in Black, Yellow, Red 


Schon im Vorfeld der Übernahme des Kommandos über 
die Sicherheitstruppe machten Deutsche Regierung und 
Think Tanks klar, wie sie sich eine Nachkriegsordnung in 
Afghanistan vorstellten. In einer Regierungserklärung am 
11. Oktober 2001 zum »neuen Selbstverständnis deut- 
scher Außenpolitik« stellte Bundeskanzler Schröder klar, 
dass der »Streit der Volksgruppen« im »ethnischen Flek- 
kenteppich Afghanistan« der entscheidende Faktor sei, 
weshalb die Neuordnung nach ethnischen Gesichtspunk- 
ten zu erfolgen habe.' 

Dass die deutsche Außenpolitik sich auf Grundlage 
völkischer Konstrukte konstituiert, ist spätestens seit dem 


Jugoslawienkrieg hinreichend bekannt. Aufgrund des »po- 
litischen Gewichts Deutschlands«, der Erfahrung aus der 
Vergangenheit und der »traditionell großen Sympathie in 
der afghanischen Bevölkerung« sei Deutschland bestens 
geeignet und verpflichtet den Wideraufbau nach eigenem 
Gusto mitzugestalten. Die Analyse der Situation in Afgha- 
nistan ist, so wie man es von deutschen »Think Tanks« 
erwartet, geprägt von völkischen Kriterien. 

Zunächst erfolgt die Feststellung, verantwortlich für 
die Konfliktsituation seien die Mentalitäten der verschie- 
denen Volksgruppen. »Dieses Verhalten [...] Einigung in 
Zeiten der Gefahr, ansonsten Streit — ist typisch für die 
Völker und Stämme Afghanistans.« Es ist also das Blut, 
welches in bester deutscher Denktradition die Stämme Af- 
ghanistans dazu veranlasst, sich gegenseitigan den Hals zu 
springen, sobald die gemeinsame Bedrohung von Außen 
fehlt; sie können halt nicht anders. 

Die Lösung des Konfliktes ist dann so einfach wie 
banal. Ziel sei es, die »drei Faktoren Stamm, Nation und 
Religion in ein dynamisches und stabiles Gleichgewicht 
zu bringen«.’ Eine nicht ganz einfache Aufgabe ange- 
sichts dessen, dass die Südostasienreferentin der Stiftung 
Wissenschaft und Politik (SWP), Citha Maaß, nicht we- 
niger als vier relevante »Volksgruppen« und ungefähr 55 
Ethnien in Afghanistan ausmachen will.‘ Durchgesetzt 
werden soll die Herstellung dieses dynamischen Gleich- 
gewichts durch die Auflösung der zentralstaatlichen 
Ordnung zugunsten einer föderalistischen. Dem Land 
soll eine föderale Struktur mit relativ autonomen Gebie- 
ten für die jeweils dominierende Bevölkerungsgruppe 
und eine »symbolische« Zentralmacht gegeben werden. 
Genau genommen ist dies die völkische Konzeption von 
föderaler Struktur, in der eine staatliche Einheit faktisch 
nicht mehr existiert und nur noch »Volksgruppen« ne- 
beneinander leben — die faktische Tribalisierung des 
Landes. Auch der Sprecher für Menschenrechte und hu- 
manitäre Hilfe der SPD-Bundestagsfraktion, Rudolf 
Binding, sprach sich gegen die weitere staatliche Einheit 
aus. Der damals von den Amerikanern als Regierungs- 
chef vorgeschlagene Ex-König Sahir Shah sei lediglich 
»eine Kreatur der Amerikaner«. Vorzuziehen sei dagegen, 
aus seiner Kenntnis der »afghanischen Mentalität«, ein 
»loses Staatsgebilde [...] vielleicht mit verschiedenen 
Kantonen mit regionalen Machthabern und einer sehr 
lockeren zentralen Einheit darüber«.’ 

Garanten für eine Umsetzung dieses Konzeptes sind 
also sogenannte regionale Machthaber, mit anderen 
Worten Stammesfürsten und Warlords, wie beispiels- 
weise der Clanchefund Gouverneur Ismail Khan aus der 
Provinz Herat. Dort herrschen auch Recht und Ord- 
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' Nachzulesen unter: 
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Siehe: »Afghanistan 
wird zerrissen von 
seinen Völkern« in: 
Die Welt vom 

2. Oktober 2001. 
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* Citha D. Maaß: 
»Afghanistan nach den 
Taliban. Optionen für 
eine dauerhafte 
Konfliktregulierung«; in 
SWP-Brennpunkte, 

5. Oktober 2001. 


° Rudolf Bindig: 
»Allenfalls ein loses 
Staatengebilde ist 
denkbar; in: 
FAZ-Net vom 
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° Vergleiche hierzu: »Die 
Bomben fielen zu früh. 
Was machen die 
Amerikaner falsch?«, in: 
Die Zeit 44/2001, 

25. Oktober 2001. 


’ Siehe: »Wege zu einem 
Staat der Gemein- 
schaften - Eine 
Entwicklungsstrategie 
für Afghanistan«, 
http://www.cap. 
uni-muenchen.de/ 
aktuell/news/2003/ 
2003_11_ 
autonomie.htm. 
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tappen im Dunkeln. 
Von der Zukunft Afgha- 
nistans hat die Bush- 
Administration keine 
klare Vorstellung«; 

17. Oktober 2001. 
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nung, wie Die Zeit beeindruckt feststellte.° Nur nach 
anderer Fasson halt. So wurden im Oktober 2002 
Musik- und Videokassetten öffentlich verbrannt, auch 
ist es Frauen ohne männliche Begleitung verboten in der 
Öffentlichkeit aufzutreten. Tugendwächter durchstrei- 
fen die Stadt, um diese Erlasse durchzusetzen. Journa- 
listen werden bei der Äußerung von Kritik verhaftet und 
öffentlich ausgepeitscht. Nun ist aber gerade die Provinz 
Herat wegen ihrer »Stabilität« eine der Provinzen, die 
das Bundesverteidigungsministerium dazu auserkoren 
hat, beim Aufbau rechtstaatlicher Strukturen zu unter- 
stützen. 

In die vermeintlich sichere Provinz sollen Wiederauf- 
bauteams (Provincial Reconstruction Teams (PRT)) ent- 
sendet werden, die aus 30 bis 40 ZivilistInnen mit mili- 
tärischem Schutz bestehen. Bisher befinden sich noch 
keine PRT in Herat, wohl aber in Kunduz, Gardez und 
Bamyan. 


Know your friends 


Dass nun die Auswahl der stabilsten Regionen nicht zufäl- 
lig erfolgt und natürlich bekannt ist, dass diese Stabilität 
den Warlords und ihren bis zu 30.000 Mann starken 
Milizen zu verdanken ist, offenbart das aktuellste Stra- 
tegiepapier des Centrums für angewandte Politikfor- 
schung (CAP), einer der gefragtesten Think Tanks des 
Außenministeriums. Dieses schlägt eine Entwicklungs- 
strategie vor, die die Warlords trotz ihrer nicht demokra- 
tisch begründeten Legitimität am Wiederaufbau beteiligt 
und ihnen die Möglichkeit eröffnet, ihre Macht zu legi- 
timieren. »Sie werden illegale und zerstörerische Aktivi- 
täten wie Drogenhandel, Schmuggel oder Zollerhebung 
nur aufgeben, wenn sie dafür andere Einnahmen erhalten 
bzw. ihre illegalen Profite legalisieren können.«’ Den 
kooperationsbereiten Warlords müsse es ermöglicht wer- 
den, ihre gewaltsam errungenen Machtpositionen in staat- 
lich legitimierte umzuwandeln. Die Warlords könnten 
dann, nach Vorstellungen des CAP, Positionen in der pari- 
tätisch nach Ethnien besetzten, locker über dem föderalis- 
tischen Staat stehenden Zentralregierung, der Armee oder 
der Polizei übernehmen. 

Zudem müsse die Tradition eines moderaten Islams 
wiederbelebt werden, in der »die Warlords ihr Handeln 
gegenüber lokalen Ältesten und Clanführern zu verant- 
worten hätten«. 

Diese Vorstellung, Stabilität in Afghanistan zu errei- 
chen, offenbart einmal mehr die Grundannahme, man 
habe es mit historisch und natürlich gewachsenen 
Ethnien und Völkern zu tun, die - ihren lokalen Führern 
folgend — nebeneinander existieren müssten. Fraglich ist, 
ob eine Vielzahl von Afghanen ihrer ethnischen Zu- 
gehörigkeit überhaupt eine Bedeutung zugestehen, oder 
ob nicht einzig die Warlords und ihr engeres Umfeld von 
der Ethnisierung profitieren. Und manchmal erweckt es 
den Anschein, als sei die Politikberatung der deutschen 
»Think Tanks« vom spezifisch deutschem Erklären von 
staatsbürgerlicher Identität mit dem zus sanguinis, dem 
Abstammungsrecht nach Blutzugehörigkeit und natür- 
lich gewachsener Kulturzugehörigkeit beeinflußt. Über- 
tragen auf den Konflikt in Afghanistan endet dies dann 
fast zwangsläufig in der Erklärung, dass ethnische Zuge- 
hörigkeit einer Konstante entspreche, die das Denken 


und Handeln von Menschen unausweichlich bestimmt. 
So verwundert es nicht, dass das Konzeptpapier des CAP 
den Titel »Wege zu einem Staat der Gemeinschaften« 
trägt. 


Germany goes Europe 


Die gewünschte wichtige Rolle im Neuordnungsprozess 
in Afghanistan vermag Deutschland natürlich nicht 
alleine wahrzunehmen. Deshalb ist auch in jedem Strate- 
giepapier die Rede von einer wichtigen Rolle Deutsch- 
lands innerhalb des EU-Konzeptes. Citha Maaß geht 
davon aus, dass gerade aufgrund des politischen Gewichts 
Deutschlands innerhalb der EU international erwartet 
wird, dass die deutsche Regierung erhebliche Verant- 
wortung übernimmt. Schließlich seien die Interessen Eu- 
ropas dieselben wie die Deutschlands: Verhinderung von 
Massenflucht und die damit verbundene Einwanderung 
in die EU. Immerhin umfasst die afghanische Exilge- 
meinschaft in Deutschland schon 90.000 Flüchtlinge. 
Hinzu kommt die Angst vor dem internationalen Terror- 
ismus, der nach den USA auch Europa treffen könne. »Er- 
nüchtert stellt man fest, dass im globalen Dorf« der Zwist 
im Nachbarhaus auch die Ruhe in der eigenen Wohnung 
gefährdet.«* Für eine gesamteuropäische Strategie spielt 
auch die Abgrenzung zu Amerika eine wichtige Rolle. So 
wird, wie bereits erwähnt, ins Spiel gebracht, dass »die 
Deutschen« traditionell in Afghanistan und im Nahen 
Osten sehr beliebt seien. Im Gegensatz zur USA, denen 
die tazam 17. Oktober 2001 das Fehlen einer »eindeuti- 
gen politischen Strategie und eine klare Vorstellung von 
der Zukunft des Landes nach einem Sturz des Taliban- 
Regimes« vorwirft. Den Vereinigten Staaten wird hierbei 
eine simple Arbeitsteilung unterstellt, sie machten alles 
kaputt und die Europäer müssten es hinterher wieder auf- 
bauen. Nicht ganz treffend angesichts der Tatsache, dass 
Schröder den USA einen deutschen Beitrag zum Krieg 
nahezu aufgedrängt hat. 

Auch wird hierbei verdrängt, dass es diese Arbeits- 
teilung so gar nicht gibt, auch die USA betreiben Auf- 
bauhilfe. Ihnen wird jedoch vorgeworfen, dass ihre PRT 
lediglich mit dem Aufbau von Schulen und ziviler Infra- 
struktur beschäftigt seien, anstatt sich um das Erstarken 
der afghanischen Ökonomie zu bemühen. Darüber hin- 
aus würden sie so gute Löhne zahlen, dass für die ISAF- 
und NGO-PRT nur mangelhaft kompetentes Personal 
übrig bliebe. Kritisiert wird außerdem, dass die USA kein 
Interesse daran hätten, das Risiko einzugehen, die Milizen 
zu entwaffnen. Aber Struck und die Bundesregierung 
haben es offensichtlich auch nicht. »Dies [die Entwaff- 
nung und der Kampf gegen den Drogenanbau] ist Sache 
der afghanischen Kräfte und der Führungsnation Groß- 
britannien«, lässt sich auf der Internetseite des Bundes- 
kanzlers nachlesen. 

Ganz aus der europäischen Strategie für Neuord- 
nungsprozesse nach Kriegen ausgeschlossen werden sol- 
len die USA aber nun auch nicht. Vielmehr schlägt die 
Bertelsmannstiftung in einem Papier zur Nachkriegsord- 
nung im Irak vor, die USA und andere internationale 
Akteure davon zu überzeugen, auf Basis der im Papier 
herausgearbeiteten Grundlagen zusammenzuarbeiten. 
Unter anderem sieht dieses Papier vor, neben dem Irak 
auch Afghanistan in ein gemeinsames Sicherheitssystem 


a Le u er ee 2 a u 


zu integrieren und zusätzlich »eine Freihandelszone mit 
den arabischen Nachbarn Syrien, Jordanien, Libanon 
und dem künftigen palästinensischen Staat« einzurichten. '” 


Germany goes reality 


Die Realität hingegen sieht anders aus, die Warlords 
scheinen bisher wenig interessiert daran zu sein, ihre ille- 
gitime in staatlich legitimierte Macht umzuwandeln. 
Exemplarisch sei hier der Verteidigungsminister und 
Vizepräsident der Regierung Karzai Mohammad Qua- 
sem Fahim genannt. Dieser sei aufgrund seiner gefürch- 
teten Milizen aus dem Pandschiri-Tal eine der bedeu- 
testen Stützen der Herrschaft Karzais, zugleich aber wei- 
gere er sich seine Milizen zu entwaffnen, da er eine Zu- 
nahme des Einflusses der »paschtunischen Mehrheits- 
bevölkerung« befürchte. Andere Warlords spielen dieses 
Spiel gar nicht erst mit. So erklärte der ehemals die Tali- 
ban bekämpfende Warlord Hektmatyar seinen Wechsel 
zu den Taliban angesichts des Eintreffens der Bundes- 
wehrtruppen am 25. Oktober in Kunduz mit den Wor- 
ten: »Wir verstehen nicht, was die EU dabei gewinnen 
will, indem sie sich an Seite der US-Aggression in Afgha- 
nistan stellt. So Gott will, werden die Amerikaner Af- 
ghanistan verlassen müssen.«' 

Die UNO stellte indes alle Wiederaufbauaktionen im 
Süden des Landes mit der Begründung ein, keine der 
Grenzregionen sei mehr sicher und die radikal-islami- 
schen Taliban befänden sich erneut auf dem Vormarsch. 
Sicher scheint allein Kabul, allerdings gelang es Karzai und 
seiner Regierung bisher nicht, ihren Einfluss auf das poli- 
tische Geschehen im Land wesentlich über die Stadt- 
grenzen von Kabul auszudehnen. So wird er in den Pro- 
vinzen von einigen ironischerweise »Bürgermeister von 
Kabul« genannt. 

Dass die Bundeswehr sich in einem waschechten Krieg 
befindet, ist an der »Heimatfront« noch immer nicht so 
richtig angekommen. Zwar kamen bei einem Selbstmord- 
anschlag am 7. Juni 2003 vier deutsche Soldaten um und 
weitere 29 wurden verletzt, dennoch wird nicht von einem 
Krieg gesprochen, sondern eher davon, dass Frieden ein 
gefährliches Geschäft sei. 

Vielmehr beschäftigte die deutschen Medien die Fra- 
ge, warum auf einmal die Afghanen ihre deutschen Freun- 
de nicht mehr mögen, die Erklärung war schnell gefun- 
den. Schuld waren einmal mehr die Amerikaner: »Die 
Washingtoner Politik«, erklärte der PDS-Europaabge- 
ordnete Andre Brie am 6. Juni 2003 dem Neuen Deutsch- 
land, »hat wesentlich zur Verschärfung der innenpolitis- 
chen Lage in Afghanistan [...] beigetragen. Während die 
US-Amerikaner relativ sicher in ihren Militärbasen sitzen 
und nur schwer bewaffnet ausrücken, bieten die Isaf-Ein- 
heiten, die durch möglichst wenig martialisches Auftreten 
[...] Vertrauen schaffen wollen, gute Zielscheiben. [...] Die 
Isaf-Soldaten müssen sozusagen stellvertretend ihre Köp- 
fe hinhalten.« 

Schnell jedoch fand sich noch ein weiteres Erklä- 
rungsmuster, nämlich eines, das viel besser zu dem neuen 
Deutschland passt, dass seine militärischen und ökono- 
mischen Interessen auch am Hindukusch verteidigt wis- 
sen will. Am deutlichsten brachte dies Karl Feldmeyer in 
der FAZ auf den Punkt: »[Der Einsatz der Bundeswehr] ist 
mitentscheidend dafür, welchen Rang Deutschland inter- 


national einnimmt und welche Gestaltungsmöglichkeiten 
es hat. Gerade weil dies so offenkundig ist, erstaunt es, daß 
dieser Aspekt humanitären Begründungen weichen muß, 
wenn es darum geht, Auslandseinsätze für die Öffent- 
lichkeit zu begründen [...] Wahrnehmung nationaler In- 
teressen« — nach einem »Massenmord in Kabul« zumal — 
»ist nichts Unanständiges, sondern die Pflicht der Politik.« 


What is left? 


Dass Deutschland seine Außenpolitik in der beschriebe- 
nen Weise auf Grundlage völkischer Konstrukte betreibt, 
ist spätestens seit Jugoslawien nichts neues mehr. Nach 
dem Jugoslawienkrieg wurde unter maßgeblicher deut- 
scher Beteiligung der zentralistische Staat zerschlagen. In 
Afghanistan hingegen soll ein »loses zentrales Band« den 
föderalistisch organisierten »Vielvölkerstaat« zusammen- 
halten. Dieses Konzept, Ethnien als »natürlich gewach- 
sene Schicksalsgemeinschaften« zu begreifen, ist ein spezi- 
fisch deutsches. So ist Deutschland, trotz Modifizierung 
des Staatsbürgerrechts 1999, nach wie vor der einzige Staat 
in Kerneuropa, der seine Staatsbürgerschaft aufgrund von 
Blutzugehörigkeit definiert. Deutsch ist, wer qua Blut und 
Abstammung dazugehört. Hier offenbart sich auch der 
angenommene Unterschied zwischen Gesellschaft und 
Gemeinschaft, Gesellschaft ist sozial definiert, während 
Gemeinschaft eine Frage der Geburt, des natürlich Ge- 
wachsenen ist. Für die Gemeinschaft entscheidet man sich 
nicht, man gehört zu ihr oder eben nicht. Dieses Verständ- 
nis findet sich durchgängig in den geschilderten Kon- 
zepten für deutsche Außenpolitik in Afghanistan wieder. 
Anderes als das Denken in völkischen Konstrukten scheint 
nicht möglich. 

Dass es Deutschland so ohne Weiteres gelingt, seine 
Vorstellungen auf europäische Außenpolitik zu übertra- 
gen, mag Indiz dafür sein, dass sein politischer Einfluss 
in der EU von einigem Gewicht ist. Zum politischen 
Einfluss ist aber auch ein — zumindest in der Afghanis- 
tanfrage — dominant auftretender militärischer Einfluss 
hinzugekommen. So konnte die Bundeswehr in Jugosla- 
wien lediglich 14 Tornados beisteuern, während in Af- 
ghanistan schon die KSK im Einsatz war, sowie diverse 
Spürpanzer und Marineeinheiten. Zwar kann es sich mi- 
litärisch nach wie vor nicht mit den USA oder Großbri- 
tannien messen und wird dies auch in absehbarer Zeit 
nicht können, aber es ist auf dem »richtigen« Weg. 

Die von der politischen Großmacht Deutschland be- 
triebene Außenpolitik, die es auch militärisch wieder zu 
einer machen soll, gehört vehement angegriffen und kri- 
tisiert. Insbesondere muss auch hier eine Betrachtung über 
die gängigen Erklärungsmodelle des traditionellen Anti- 
imperialismus hinausgehen. Sonst bleibt im schlimmsten 
Fall die postulierte Solidarität mit zu legitimen Wider- 
standskämpfern verklärten Warlords oder Ex-Taliban, die 
in ihrem Kampf gegen ein »Besatzerregime« amerikanis- 
che Imperialisten »gerechtfertigter Weise« überfallen und 
ermorden. Zudem ist kritisch darauf hinzuweisen, dass die 
antiimperialistische Analyse zuweilen ähnlich verfährt, 
auch sie bezieht sich positiv auf Kategorien wie Ethnie 
oder das legendäre »Selbstbestimmungsrecht der Völker«. 
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"® „Zwischen staatlicher 
Integrität und 
gesellschaftlicher 
Vielfalt: Regionale 
Autonomie als 
Lösungsansatz ethno- 
politischer Konflikte«, 
Bertelsmann 
Forschungsgruppe 
Politik, 
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"' Spiegel online: 
»Warlord droht 
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Ausgabe. 


Volksgemeinschaft die keine ist, ist keine 


ÜBER DIE GEGENWÄRTIGEN FORMEN GESELLSCHAFTLICHER MOBILISIERUNG 


n der Ausgabe 2.08 von Phase 2 beschrieb das bgr 
Leipzig das »Projekt Zivilgesellschaft« als adäquate 
Ausdrucksweise der derzeit hegemonialen Form von 
Vergesellschaftung und gesellschaftlicher Mobilisierung. 
In der Ausgabe 2.09 stellte hierauf Sven Weicher die These 
auf, dass es sich bei der derzeitigen gesellschaftlichen 


Formation mitnichten um eine zivilgesellschaftliche han- 
dle, sondern dass die derzeitige deutsche Gesellschaft noch 
immer am Besten mit dem Begriff der »Volksgemein- 
schaft« zu bezeichnen sei.' In diesem Text wurde exempla- 
risch für viele antideutsche Gruppen eine Position vertre- 
ten, welche die zivilgesellschaftlichen Elemente derzeitiger 
Vergesellschaftung in Deutschland als Oberflächener- 
scheinungen bezeichnen, dem sie die Kontinuität der 
deutschen Volksgemeinschaft, die sich über den National- 
sozialismus gerettet habe, entgegenstellen. 

Im folgenden Text bietet das bgr eine Analyse dessen, 
was Volksgemeinschaft bedeuten kann, wo Kontinuitäten 
der deutschen Volksgemeinschaft zu verzeichnen sind und 
wo die Grenzen derartiger Kontinuitäten liegen. Gleich- 
zeitig soll hiermit wiederholt der Begriff der Zivilgesell- 
schaft als die gegenwärtig hegemoniale Form deutscher 
Vergesellschaftung stark gemacht werden. Als hegemonial, 
das sei vorangestellt, ist zu verstehen, dass es sich hierbei 
um das öffentlich Gesagte und gesellschaftlich Sagbare 
handelt, dasjenige, das Diskursmächtigkeit besitzt. 
Hegemonial meint dabei nicht, dass es sich um die Mehr- 
heit der Menschen einer Gesellschaft handelt, die diese 
Form der Vergesellschaftung vertritt, sondern dass diejeni- 
gen, die sie vertreten, die entscheidende gesellschaftliche 
Relevanz besitzen. 


Zivilgesellschaft vs. Volksgemeinschaft -— Wozu eine 
Analyse der Gesellschaft? 


In der Diskussion um den Begriff der Zivilgesellschaft ist 
dem bgrhhäufiger der Begriff der Volksgemeinschaft entge- 
gengehalten worden, ohne deren Elemente näher zu be- 
nennen. Das erscheint uns als problematisch, will man 
diesen Begriff auf die derzeitigen gesellschaftlichen Ver- 
hältnisse anwenden. 

Der Begriff der Volksgemeinschaft ist zuvorderst his- 
torisch an die Zeit des Nationalsozialismus gekoppelt. Es 
ist die gesellschaftliche Konstituierung (vor allem) der 
Jahre 1933-1945, die als Volksgemeinschaft adäquat be- 
zeichnet werden kann und weitläufig auch bezeichnet 
wird. Das bedeutet nun nicht, dass Volksgemeinschaft nur 
die Zeit des Nationalsozialismus bezeichnen kann. Die 
volksgemeinschaftlichen Vorstellungen gesellschaftlicher 
Formation haben sich bis heute gehalten und es ist zumin- 


dest vorstellbar, dass sie als gesellschaftliches Modell, be- 
sonders in Deutschland, auch wieder hegemonial werden 
können. Will man diesen Begriff jedoch auf die heutige 
Zeit übertragen, müssen die Gründe und Absichten dessen 
deutlich gemacht werden, was in der Diskussion um die 
»deutsche Volksgemeinschaft« aber selten der Fall ist. 

Damit soll nicht in Abrede gestellt werden, dass es 
Positionen gibt, die den Begriff der Volksgemeinschaft 
nicht unkritisch auf die heutige Zeit übertragen, sondern 
den Begriff bewusst wählen und begründen. Daneben 
existieren aber gleichsam eine Menge Positionen, die ge- 
nau dies nicht tun und stattdessen einen unkritischen Ge- 
brauch dieser Begrifflichkeit an den Tag legen. Hier drängt 
sich nicht selten der Verdacht auf, dass mittels einer sol- 
chen historischen Konstruktion das Heute durch das mo- 
ralisch starke Argument des Nationalsozialismus desavou- 
iert werden soll. Wenn auch mit Sicherheit nicht gewollt, 
führt eine derartige Quasi-Gleichsetzung der heutigen 
deutschen Gesellschaft mit der nationalsozialistischen 
Gesellschaft in ihrer Konsequenz auch zu einer Verklärung 
und letztlich Verharmlosung des Nationalsozialismus. 

Auch wenn Berliner Republik und Nationalsozialismus 
in bestimmten Punkten durchaus vergleichbar sind, diver- 
se volksgemeinschaftliche Vorstellungen gesellschaftlicher 
Formierung in breiten Teilen der Bevölkerung noch 
immer en vogue sind und es ebenso starke gesellschaftliche 
Kontinuitäten zum NS gibt, können diese beiden Verge- 
sellschaftungsformen jedoch nicht gleich gesetzt werden. 

Für das Ögr ist die Analyse der Zivilgesellschaft genau 
an jenem Punkt entscheidend, wo verschiedene linksradi- 
kale und ex-linksradikale Gruppen in der zivilgesellschaft- 
lichen Rhetorik und Mobilisierung emanzipatorische und 
progressive Inhalte wittern und sich folgend zu Kompliz- 
Innen und KollaborateurInnen dieser Rhetorik und Mo- 
bilisierung machen. Geschehen ist dies reihenweise wäh- 
rend des »Aufstands der Anständigen« im Jahre 2000, in 
der kritischen bis zur begeisterten Beteiligung an der 
Antiglobalisierungsbewegung? sowie in der Antikriegsmo- 
bilisierung der Jahre 2002/03. Hier gilt es anzusetzen und 
zu klären, dass die Zivilgesellschaft nicht der progressive 
Widerpart einer ansonsten nationalistisch, antisemitisch, 
völkisch etc. konstituierten Gesellschaft ist, sondern ein 
nationales Großprojekt zur Wiedererlangung deutscher 
Weltgeltung. 


Zivilgesellschaft vs. Volksgemeinschaft — Modi gesell- 
schaftlicher Mobilisierung 


Die Begriffe Volksgemeinschaft und Zivilgesellschaft ste- 
hen beide für einen bestimmten Modus gesellschaftlicher 


Mobilisierung und Konstitution. Damit sind sie weder 
von den gesellschaftlicher Realitäten zu trennen noch sind 
sie unbedingt deren eindeutige Entsprechung. Sie sind 
beides zunächst Projekte, die auf eine bestimmte Form 
gesellschaftlicher Konstitution zielen. Beide Projekte ent- 
springen einer und treffen aufeine Gesellschaft, die (noch) 
nicht vollständig den ihnen immanenten Vorstellungen 
von Gesellschaft entsprechen. 

So ist die Volksgemeinschaft kein gesellschaftlicher 
Zustand gewesen, den die Nazis bei ihrem Machtantritt 
1933 vorgefunden hätten, sondern musste erst geschaffen 
werden. Im späten Nationalsozialismus war die Volksge- 
meinschaft jedoch nicht nur eine Vorstellung, ein Projekt, 
sondern nahezu vollständig gesellschaftliche Realität. 

Das bgr begreift in diesem Sinne also auch Zivilgesell- 
schaft als Modus gesellschaftlicher Mobilisierung, die aus 
den gesellschaftlichen Gegebenheiten entspringt und die- 
se als ganze jedoch erst überformen muss. Zivilgesellschaft 
ist dabei keine Beschreibung der deutschen Bevölkerung, 
sondern die Beschreibung eines gesellschaftlichen hege- 
monialen Projekts. Das bedeutet, dass nicht unbedeu- 
tende Teile der deutschen Gesellschaft mit dem Begriff der 
Zivilgesellschaft durchaus adäquat beschrieben sind, dass 
Zivilgesellschaft jedoch nicht annähernd eine solche 
gesellschaftliche Totalität darstellt, wie die Volksgemein- 
schaft Anfang der 1940er Jahre. 

Nicht selten wird aber genau jener Fehler begangen, 
Gesellschaft als einen statischen und nicht als einen dyna- 
mischen Begriff zu betrachten. In Folge dessen wird auch 
der Begriff der Volksgemeinschaft lediglich als die gesell- 
schaftliche Verfasstheit des Nationalsozialismus und nicht 
als ein spezifisch politisches Projekt gesellschaftlicher 
Konstitution und Mobilisierung des Nationalsozialismus 
begriffen. Auch wenn man den späten Nationalsozialis- 
mus als durchgesetzte Volksgemeinschaft bezeichnen 
kann, darf dabei nicht aus den Augen verloren werden, 
dass dieser Zustand erst herbeigeführt werden musste. 

Volksgemeinschaft war ein politisches Projekt gesell- 
schaftlicher Verfasstheit, welches im Jahre 1933 mit der 
Machtübernahme der NationalsozialistInnen schrittweise 
versucht wurde umzusetzen. Hierbei haben sich die Nazis 
auf Volksgemeinschafts-Konzepte bezogen, die so in ver- 
schiedenen Formen von allen möglichen gesellschaft- 
lichen Schichten bereits weit vor 1933 formuliert worden 
waren. Die Nazis haben die bestehenden Konzepte ledig- 
lich radikalisiert und zu einer politischen Bewegung ge- 
macht.’ Ohne die dominanten antiemanzipatorischen 
Tendenzen der deutschen Gesellschaft bereits vor dem NS 
zu leugnen, war es für den Nationalsozialismus dennoch 
ein langer und blutiger Weg, bis die Volksgemeinschaft 
durchgesetzt war. Es darf nicht vergessen werden, dass die 
Konstituierung der Volksgemeinschaft wie sie dann in den 
vierziger Jahren erreicht wurde, nach innen über Inhaf- 
tierung, Deportation und Ermordung und nach außen 
über die Vernichtung von vielen Millionen Menschen 
vonstatten ging. Und auch nicht, dass es bis in die vierziger 
Jahre dauerte, bis das nationalsozialistische Regime mit 
unglaublicher Brutalität die Volksgemeinschaft durchset- 
zte. Es ist absurd davon zu sprechen, dass die deutsche 
Volksgemeinschaft bereits 1933 durchgesetzt war. Es be- 
durfte des permanenten autoritären Impulses der nation- 
alsozialistischen Führung auf der einen und der perma- 
nenten gesellschaftlichen Mobilisierung von unten auf der 


anderen Seite, um die letztendlich erfolgreiche Einheit 
von Kapital, Volk und Führungsapparat zu stiften.‘ 

Ebenso ist auch die Zivilgesellschaft als eine bestimmte 
Art gesellschaftlicher Mobilisierung zu begreifen. Beide 
setzten sie darauf, eine bestimmte Vorstellung von Gesell- 
schaftlichkeit durchzusetzen und sich selbst als gesell- 
schaftliche Realität zu stiften. Sie unterscheiden sich je- 
doch fundamental darin, was als inhaltliches Ziel dieser 
Vergesellschaftung angestrebt wird sowie in den Formen, 
mittels derer diese Ziele umgesetzt werden sollen. 

Mittels der Betonung gesellschaftlicher Kontinuitäten 
der NS-Gesellschaft wird häufig generalisierend versucht 
nachzuweisen, dass es sich bei der heutigen deutschen Ge- 
sellschaft um eine modernisierte Form der Volksgemein- 
schaft handelt. Der heutige starke positive Bezug auf die 
deutsche Arbeit, der gesellschaftliche virulente Antisemi- 
tismus, die angebliche Aussöhnung von Staat, Kapital und 
Bevölkerung, sowie die spezifisch deutsche Unterordnung 
des Eigeninteresses unter das Allgemeininteresse seien 
hierfür die wesentlichen Kriterien, an welchen sich eine 
solche Kontinuität zeige. Nun mögen diese Kontinuitäten 
im Einzelnen durchaus zutreffen. Dennoch ist es nicht 
nachzuvollziehen, warum dabei häufig all jene Elemente, 
die sich z.B. ab 1945 fundamental geändert haben, einfach 
ignoriert werden, so z.B. parlamentarische Demokratie, 
Bekenntnis zu europäischen Vorstellungen von Kapitalis- 
mus und Globalisierung‘, Presse- und Demonstrations- 
freiheit etc. 

Nun kann es sein, dass jene volksgemeinschaftlichen 
Phänomene als die wesentlichen deutscher Vergesellschaf- 
tung begriffen und diese einer solchen Interpretation ent- 
gegenstehenden Elemente als Oberflächenphänomene 
abgetan werden. Dann müsste jedoch zumindest erklärt 
werden, warum die gleichen Formen deutscher Vergesell- 
schaftung im NS und heute zu dennoch ziemlich ver- 
schiedenen gesellschaftlichen Erscheinungen führen. Eine 
Erklärung im ersten wie im zweiten Sinne sucht man 
jedoch weitestgehend vergeblich. 

Wenn man nun also Zivilgesellschaft als einen be- 
stimmten Modus gesellschaftlicher Mobilisierung be- 
greift, hat man damit die deutsche Gesellschaft als Ganzes 
noch nicht erklärt. Es bleibt noch genügend Raum andere 
Bereiche gesellschaftlicher Aktion zu benennen, die 
zivilgesellschaftlicher Verfasstheit entgegenlaufen kann 
bzw. damit gar nichts zu tun haben muss.‘ 


Zivilgesellschaft vs. Volksgemeinschaft — Elemente 
derer Konstitution 


Die Volksgemeinschaft der Deutschen war, so ihr Selbst- 
verständnis, Blutgemeinschaft, Schicksalsgemeinschaft 
und nationalsozialistische Glaubensgemeinschaft. In die- 
ser Lebensgemeinschaft traten so Ideologie, in hohem 
Maße auch gesellschaftliche Praxis und die Interessen von 
Klassen, Parteien und Individuen zurück hinter dem ge- 
meinsamen Interesses aller »Volksgenossen«. Explizite 
Ziele waren Gleichschaltung nach innen und Geschlos- 
senheit nach außen. Die Blutsgemeinschaft habe zu ach- 
ten auf »Rassenreinheit« und »Volksgesundheit«, die So- 
zialgemeinschaft sollte Klassengegensätze suspendieren 
und Ausdruck des Führerprinzips sein. Letztlich ist die 
Volksgemeinschaft Rechtsgemeinschaft und Recht ist, so 
Goebbels, »was dem Volk nützt«. Der Gegensatz von Füh- 
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® Vgl. Sven Weicher: 
»Die Beschreibung der 
Gesellschaft mit 
soziologischen/politolo- 
gischen Begriffen wie 
»Zivilgesellschaft« hat mit 
Kritik ungefähr genauso 
viel zu tun wie 
Sozialarbeit mit der 
Abschaffung des 
Kapitalverhältnisses: 
nichts. [...] Zu -Krieg den 
deutschen Zuständen 
braucht es mehr und 
etwas anderes als die 
Beschreibung der 
Gesellschaft unter 
Nutzung ihrer eigenen 
begriffslosen Chiffren.« 
Hiermit unterschlägt er 
völlig, dass der Begriff 
der Volksgemeinschaft 
gleichfalls keine Fremd- 
bezeichnung ist, son- 
dern als Begriff eines 
bestimmten politischen 
Projekts von Prota- 
gonistInnen dieses 
Projekts eingeführt 
wurde. 


* Die nationalsozialisti- 
sche Führung brauchte 
bis mindestens 1938, 
bis sie mit der Umstruk- 
turierung der deutschen 
Verwaltung und der 
Wehrmacht sowie der 
endgültigen Ausschal- 
tung der Juden aus der 
Wirtschaft die Konsoli- 
dierung der national- 
sozialistischen Volks- 
gemeinschaft vollzogen 
hatte. Der offizielle 
Stopp des Euthanasie- 
Programms sowie die 
Flucht Hitlers nach der 
Ausschaltung Ernst 
Röhms und der SA sind 
nur zwei Marksteine, die 
belegen, dass das 
Projekt der Volksge- 
meinschaft nicht bruch- 
los umgesetzt werden 
konnte. Dass die Einfü- 
gung in die Volksge- 
meinschaft von dem 
Großteil der Bevölke- 
rung, der Eliten und des 
Kapitals weitestgehend 
willig vonstatten ging, 
soll hiermit jedoch mit 
keinem Wort geleugnet 
werden. 


® Zwar existiert ein 
gesellschaftliches 
Unbehagen gegen die 
gegenwärtigen Formen 
des Kapitalismus und 
der Globalisierung, die 
beide als spezifisch 
amerikanische ver- 
schrien sind, an der 
grundsätzlichen Akzep- 
tanz beider in einer an- 
deren Form ändert dies 
jedoch nichts. 


° Die Bemerkung Sven 
Weichers, dass »bevor 
das Projekt Zivil- 
gesellschaft, 
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16 dessen Analyse völlig 
ohne politökonomische 
Kategorien auskommt, 
in Phase 2 seine Karriere 
begann, war in der 
Veranstaltungsreihe 
Arbeiten lassen des bgr 
und in Phase 2.04 von 
diesem Thema zu Recht 
mehr die Rede« war, 
vernachlässigt die 
Tatsache, dass sich die 
Analyse der 
Zivilgesellschaft und die 
Analyse der 
gesellschaftliche 
Funktion der Arbeit nicht 
entgegenstehen 
sondern bestenfalls 
ergänzen. 


"Vgl. bgr Leipzig, Das 
Projekt Zivilgesellschaft, 
in: Phase 2.08 für eine 
genauere Bestimmung 
der Partizipations- 
formen. 


® Sven Weicher: »Wegen 
der ausgebliebenen 
bürgerlichen Emanzi- 
pation kann es in 
Deutschland schlicht 
keine solche Zivilgesell- 
schaft geben, wie sie die 
Soziologie/Politologie 
zum Beispiel für die USA 
beschreibt.« 
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rung und Volk wurde dahingehend aufgelöst, dass der 
Führerwille gleich Volkswille sei. 

Die Volksgemeinschaft zeichnet sich aus durch einen 
genuinen Volksbegriff, der das ausgeschlossene Andere in 
Form der Juden und Jüdinnen benötigte. Das homogene 
Volk war somit Ziel der Volksgemeinschaft. Genau in 
diesem Sinne ist der Krieg Deutschlands gen Osten zu er- 
klären. Der »Generalplan Ost« sah die »rassische Neuord- 
nung« Osteuropas vor. Die polnische Bevölkerung sollte 
aufgelöst (entweder ermordet oder »assimiliert«), Juden 
und Jüdinnen sowie die »Zigeuner« vernichtet und »der 


deutsche Gesellschaft aufgrund der deutschen Geschichte, 
in der nie eine bürgerliche Revolution stattfand, eine sol- 
che auszubilden gar nicht fähig sei.‘ 

Diese These beruht auf der Sonderwegstheorie, die 
Deutschlands Nationsgründung als Ursache eines spezifis- 
chen deutschen Weges interpretiert, der in zwei Weltkriegen 
gipfelte. Diese These rekurriert auf bestimmte historische 
Formen deutscher Vergesellschaftung, so z.B. die Entste- 
hung des deutschen Nationalgefühls in Abgrenzung zu den 
durch Napoleon Bonaparte transportierten Werten der 
Französischen Revolution sowie das nahezu vollständige 


»DIE VOLKSGEMEINSCHAFT, DA SIE SICH ALS BLUTSGEMEINSCHAFT VERSTAND, 
WAR EIN VOLLKOMMEN GESCHLOSSENES SYSTEM.« 


neue arische Mensch« (Lebensborn) gezüchtet werden. 
Die Volksgemeinschaft, da sie sich als Blutsgemeinschaft 
verstand, war ein vollkommen geschlossenes System. Wer 
zu ihr gehören konnte, bestimmte sich durch Abstammung 
und nicht durch Bekenntnis. Die Konstitution der Volks- 
gemeinschaft war mörderisch und vernichtend, nach au- 
ßen, wie nach innen. 

Hiervon ganz wesentlich unterscheidet sich die Zivil- 
gesellschaft. Sie versteht sich als ein weitestgehend offenes 
Projekt, das die nationale Konstituierung als ein politi- 
sches Projekt begreift und die blutsmäßige Bindung 
negiert. Nicht umsonst war eines der ersten politischen 
Großprojekte der 1998 an die Macht gekommen Bundes- 
regierung, die sich ganz wesentlich aus ProtagonistInnen 
der Zivilgesellschaft zusammensetzt, im Jahre 1999 die 
Änderung des Staatsbürgerschaftsrechts und damit die 
Abschaffung der völkischen, am deutschen Blut orien- 
tierten Nationskonstruktion, die sich bis dahin über das 
Ende des Nationalsozialismus hinaus gehalten hatte. Für 
die Zivilgesellschaft ist die Nation eher ein politisches 
Projekt. Die Zugehörigkeit zur Zivilgesellschaft wird nicht 
über das Blut, sondern über eine bestimmte gesellschaft- 
liche und politische Partizipation geregelt.” 

Ein weiterer wesentlicher Unterschied besteht in der 
Tatsache, dass die Zivilgesellschaft weder mit Vernichtung 
einhergeht noch in einer auch nur annähernd so barbari- 
schen Weise durchgesetzt wird wie die Volksgemeinschaft. 
Dabei darf dennoch nicht übersehen werden, dass auch die 
Zivilgesellschaft mörderisch gegen ihre auserkorenen Feinde 
zu Werke geht, wie der deutsche Angriffskrieg auf Jugos- 
lawien im Jahre 1999 zweifelsfrei demonstrierte. Das der 
Zivilgesellschaft entgegen gesetzte Andere ist derzeit kein 
verfestigtes, noch irgendwie interpretiertes Jüdisches Prinzip. 
Die GegnerInnen der Zivilgesellschaft sind den Umständen 
angepasst je andere. Somit sind die Nazis auch nicht die neu- 
en Juden, wie konsequente Interpretation der heutigen Ge- 
sellschaft als Volksgemeinschaft nahe legen würde, und wie 
es so des öfteren ausformuliert wird, sondern ganz im Ge- 


genteil, das völkische Gegenmodell der Zivilgesellschaft. 


Zivilgesellschaft vs. Volksgemeinschaft— 
Wer schlägt wen? 


Einer Bezeichnung der heutigen Gesellschaft als Zivil- 
gesellschaft wird nicht selten entgegengehalten, dass die 


Fehlen einer bürgerlichen deutschen Schicht zur Zeit der 
1848er Revolutionen. Diese Formen existieren so heute je- 
doch nicht mehr. Weder gibt es eine irgendwie relevante 
Abgrenzung gegen Frankreich und den Werten der Franzö- 
sischen Revolution, noch kann von dem Fehlen eines 
deutschen Bürgertums gesprochen werden. Die wesentli- 
chen Zäsuren bestanden in den Jahren 1945, als der deut- 
sche Sonderweg durch die Alliierten beendet wurde, sowie 
den Modernisierungsschüben 1968 und 1998. 

Gegen die Analyse der Zivilgesellschaft betont auch 
Sven Weicher, dass eine Zivilgesellschaft eine solche ist, die 
sich selbst organisiert, eine Zivilgesellschaft von oben sei 
eben keine. Der autoritäre Charakter der Deutschen ist ge- 
wiss nicht zu leugnen. Zu vergessen ist auch nicht, dass im 
Jahre 1945 alle Kräfte, die einer volksgemeinschaftlichen 
Organisierung der Gesellschaft entgegenstanden entweder 
im Exil oder ermordet waren und das Fehlen einer nicht- 
völkischen gesellschaftlichen Schicht über Jahrzehnte nicht 
zu kompensieren war. Auch wenn sich Formen der Zivilge- 
sellschaft bereits seit 1968 entwickelten, ermöglichte erst 
die Übernahme der Bundesregierung durch rot-grün die 
Verwirklichung der Zivilgesellschaft als hegemoniales poli- 
tisches Projekt. Dabei ist es nicht so, dass die Regierung die 
Zivilgesellschaft einsetzt, vielmehr wird deren Selbstkonsti- 
tution ideologisch und institutionell angestoßen und 
befördert. Dabei bleibt die Zivilgesellschaft jedoch eine, die 
sich selbst einsetzt und agiert, auch wenn sie durch den 
autoritären Impuls, der sie antreibt, häufig nicht als solche 
erscheint. Da der Erfolg, wie bereits im bgr-Papier »Das Pro- 
jekt Zivilgesellschaft« dargestellt, besonders auf unterer 
Ebene teilweise bescheiden ist, gewinnt die Förderung die- 
ser Formen massiv an Bedeutung. 

Eine weitere häufig bemühte These zum Beweis volks- 
gemeinschaftlicher Kontinuität ist die kolportierte spezi- 
fisch deutsche Einheit von Kapital, Staat und Bevölke- 
rung. Diese angebliche Einheit lässt sich in dieser strin- 
genten Form jedoch kaum finden. Die Interessengegen- 
sätze von Teilen der Bevölkerung und des Staates sowie der 
Wirtschaft, besonders in den späten sechziger und den 
siebziger Jahren, sind so offensichtlich, dass man sie nicht 
bestreiten kann. Und wenn auch in kleinerem Maße, so ist 
die Protestpraxis, seien es Anti-AKW-Proteste, Gewerk- 
schaftsstreiks oder Demonstrationen wie die gegen Sozial- 
abbau am 1. November 2003 in Berlin, deutlicher Aus- 
druck widerstreitender Interessen. Nicht zu leugnen ist 
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hierbei mit Sicherheit, dass diese Gegensätze in Deutsch- 
land nicht das Ganze in Frage stellen, dass der Staat ebenso 
als Garant der in ihm lebenden Bevölkerung, wie auch des 
ihn ihm agierenden Kapitals betrachtet wird. Dies zu 
benennen ist jedoch wenig spektakulär, da es sich hierbei 
tatsächlich um die Aufgaben des modernen kapitalisti- 
schen Staates handelt. Der Staat hat für den Kompromiss 
zwischen Kapitalfraktionen und Bevölkerung zu sorgen. 
In diesen Dreierbeziehungen existieren sich widerspre- 
chende konkrete Interessen und das allgemeine Verständ- 
nis der Einheit der drei Seiten. Der Staat vereinigt und 
sichert das Gesamtinteresse zum Teil gegen, teilweise aber 
auch aufgrund einzelner Interessen. 

Damit durchaus im Zusammenhang steht die These, 
dass sich die Volksgemeinschaft durch ihre besondere 
Volksnähe auszeichne. In Deutschland sei die zunehmende 
Auflösung der von den Alliierten oktroyierten Distanz von 
Verwaltung und Bevölkerung zu spüren. Zwar ist es richtig, 
dass besonders die Grünen sich für mehr Beteiligung einset- 
zen und dass Gerhard Schröder auf den Hochwasserdeichen 
den Kontakt mit der Bevölkerung sucht, von einer Auflö- 
sung der Distanz zwischen staatlichen RepräsentantInnen 
und Bevölkerung kann jedoch kaum gesprochen werden. 
So existiert ein hegemonialer gesellschaftlicher Diskurs 
darüber, dass die deutsche Bevölkerung weder über eine 
deutsche Verfassung, noch über die europäische Integration 
bestimmen, noch in solchen Angelegenheiten wie der 
"Todesstrafe eine Mitspracherecht zugebilligt bekommen 
solle. Diese Distanz, die 1945 von den Alliierten sowie der 
damaligen Bundesregierung ganz bewusst eingesetzt wurde, 
besteht in ihren wesentlichen Elementen bis heute fort. 
Dass die Zivilgesellschaft tatsächlich eine gewisse symbolis- 
che Volksnähe sucht sowie populistisch agiert, ist indes nicht 
zu leugnen. Zu leugnen ist jedoch, dass es sich hierbei um 
ein spezifisches Phänomen der Volksgemeinschaft handelt. 
Vielmehr ist die symbolische Zurschaustellung der 
Volksnähe für das zivilgesellschaftliche Organisationsmo- 
dell entscheidend, soll in diesem doch der Bevölkerung das 
Gefühl stärkerer politischer Partizipation vermittelt werden, 
was mit einer distanzierten politischen Verwaltung schwer- 
lich gelingen würde. 

Natürlich hat die Volksnähe ihre Grenzen. Wenn in 
Berlin 100.000 Menschen gegen den Sozialabbau demon- 
strieren und sich diese zivilgesellschaftlich sensibilisierten 
Kreise somit gegen die Bundesregierung wenden, wird 
ihnen die Relevanz für einen Einfluss auf das politische 
Agieren der Bundesregierung abgesprochen. So ließ 
Schröder nach dieser Demonstration wissen, dass so etwas 
zur Demokratie gehöre, dies aber an den Planungen zur 
Agenda 2010 nichts ändere. Die Zivilgesellschaft ist also in 
der Lage Widersprüche abzufedern und sie auszuhalten, 
die Volksgemeinschaft hingegen versucht Widersprüche 
auszuschließen, zu unterdrücken oder zu vernichten. 

Besonders krude wird es, wenn behauptet wird, dass 
die deutsche Gesellschaft auch heute noch die ökonomi- 
schen Widersprüche, das »Realabstrakte« mit »dem Juden- 
tum« identifiziert. Es wird behauptet, dass die Identifizie- 
rung des Realabstrakten mit dem Judentum der derzeitig 
entscheidende Umgang mit den inneren Problemen in 
Deutschland darstellt.’ Dass dies heute in Deutschland 
der entscheidende Umgang mit den Widersprüchen des 
Kapitalismus sein soll, lässt sich nun wahrlich nicht 
finden. Zwar gibt es in Deutschland eine beträchtliche 


Kontinuität des Antisemitismus. Das Jahr 1945 bedeutete 
für diesen als Welterklärungsmodell in Deutschland aber 
tatsächlich das Ende. Es gibt heutzutage mit Ausnahme 
weniger Nazis keine ernsthaften Positionen, die innere 
Schwierigkeiten der Wirtschaft etc. auf Juden projizieren. 
Ab 1945 fand die Transformation eines hegemonialen 
antisemitischen Gesamtdiskurses in antisemitische Teil- 
diskurse statt und es entstand ein spezifisch bundesdeut- 
sches Antisemitismus-Tabu. Diese Einheit von virulentem 
kollektivem Antisemitismus und hegemonialen »Anti- 
Antisemitismus«, die sich in der derzeitigen Debatte um 
Martin Hohmann exemplarisch äußert, steht einer Ver- 
simplifizierung auf die antisemitische Konstitution der 
deutschen Gesellschaft im Wege. Wenn es in Deutschland 
überhaupt reale gesellschaftliche Gruppen gibt, die wahl- 
weise mit dem Realabstrakten identifiziert werden, dann 
sind es mal die SozialschmarotzerInnen, die für Nichtstun 
kassieren, dann wieder die Bonzen, die zuviel verdienen 
oder aber die prassenden RentnerInnen, die unser Geld auf 
Mallorca verschleudern. Tragende kohärente Diskurse sind 
diese natürlich ebenso nicht, sondern lediglich Fragmente. 
Wenn jedoch eine Volksgemeinschaft zu ihrer Konstitution 
das ausgeschlossene Gegenprinzip benötigt, das mit dem 
Realabstraktum identifiziert wird und natürlich ebenso 
artikuliert werden muss, findet sich in Deutschland derzeit 
nicht annähernd ein solches ausgeschlossenes Anderes. Das 
bedeutet allerdings nicht, dass es diese Identifikation nicht 
irgendwann auch wieder geben könnte. 


Wo steht der Feind? - Konvergenzen und Differenzen 


Wenn wir von der Zivilgesellschaft als derzeit dominieren- 
den Modus gesellschaftlicher Mobilisierung sprechen, heißt 
das nicht, dass wir die aktuelle deutsche Gesellschaft mit der 
Zivilgesellschaft gleichsetzen. Klar ist nur, dass der zivilge- 
sellschaftliche Diskurs derzeit der dominierende ist. Mit 
diesem ist die rot-grüne Bundesregierung 1998 an die 
Macht gekommen und hat sich ebenfalls mit diesem bei der 
Bundestagswahl 2002 gehalten. Es ist sicherlich nicht damit 
zu rechnen, dass es im Falle eines Sieges der CDU bei den 
folgenden Bundestagswahlen zu einem konservativen 
Backlash kommt, dafür hat der zivilgesellschaftliche Diskurs 
zu viel für die Wiedererlangung deutscher Weltgeltung 
beigetragen. Änderungen der gesellschaftlichen Artikulation 
wären in einem solchen Fall jedoch dennoch zu erwarten. 

Für uns bedeutet die Analyse der Zivilgesellschaft, sich 
gegen diese zu stellen und sie nicht als progressive Alter- 
native zum völkischen Mob zu verklären. Die Mobi- 
lisierung der Zivilgesellschaft ist jedoch eine komplett 
andere als diejenige der Volksgemeinschaft, was gleichfalls 
andere Gegenstrategien erfordert, wie z.B. eine stärkere 
Auseinandersetzung mit linker Geschichte. Dass die Ent- 
larvung der Zivilgesellschaft die Gegnerschaft zum »Auf- 
stand der Anständigen«, zur Antiglobalisierungsbewegung 
und zur Friedensbewegung bedeutet, haben wir bisher 
schon häufiger festgestellt und wollen dieses zum Ab- 
schluss noch einmal konstatieren. Deutschland bekämp- 
fen heißt auch die Zivilgesellschaft zu bekämpfen, drunter 
ist es nicht zu haben. 


BGR Leipzig 
10. November 2003 
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® Bei Sven Weicher heißt 
es, Gerhard Scheit 
zustimmend zitierend, 
dass »das Real- 
Abstrakte, das die 
Individuen stets auf den 
Warencharakter ihrer 
Arbeit zurückwarf, der 
Wert, [...] in Gestalt des 
Judentums personifi- 
ziert und das wirkliche 
Judentum, als Personi- 
fizierung des Abstrakten 
[...] nicht nur verbannt, 
sondern vernichtet 
wurde.« Hieraus folgert 
Sven Weicher: »An die- 
ser Kontinuität haben 
auch die beiden »Zä- 
suren«, die von den 
Zivilgesellschafts- 
analytikern gern ins Feld 
gebracht werden und 
die unter den Labels >68: 
und >89: firmieren, nichts 
geändert.« 
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»In Motion« 


Conne Island bleibt! 


EIPZIG, seit Ende November 2003. Immer wenn es in Leipzig 
| droht, zu ruhig zu werden und die Linke beginnt im eigenen Saft 

zu schmoren, lässt sich jemand etwas einfallen, um Solidarität zu 
erzeugen und allen klar zu machen, dass es in diesem Land etwas zu 
bekämpfen gibt. Derzeit handelt es sich dabei um eine neue Strategie, 
die Leipziger Szene zu zerschlagen. Durch das Finanzamt wird gegen- 
wärtig versucht allen Vereinen, die linke Treffpunkte anbieten, die 
Gemeinnützigkeit zu entziehen, während durch die sächsischen 
Landesbehörden Druck auf die Stadt ausgeübt wird, diesen Vereinen 
jegliche Unterstützung zu versagen. Im Zentrum dieser Strategie steht 
das autonome Jugendzentrum Conne Island, dem vom Finanzamt im 
zwölften Jahr der Existenz die Gemeinnützigkeit, Grundlage für 
Mietverträge und Fördermittel, verweigert wird, weil es linke 
Gruppen (genannt wird auch Phase 2) unterstützt. Gegen diese exis- 
tentielle Bedrohung ruft das Conne Island zum Widerstand auf. Ein 
erster Hausbesuch im Finanzamt fand mit ca. 150 Leuten statt, weit- 
ere Demonstrationen sind in Vorbereitung. Unter dem mit Bedacht 
der Zeit der Hausbesetzungen, in denen auch das Conne Island 
erkämpft und verteidigt wurde, entlehnten Slogan »Conne Island 
bleibt!« wird derzeit bundesweit zur Solidarität aufgerufen. 
Aktuelle Aufrufe und Informationen: 


www.conne-island.de, www.left-action.de 
Zum Vierzigsten wird nicht gratuliert 


ÜNCHEN, 6.-8. Februar 2004. Die vierzigste Auflage der 

»Münchener Konferenz für Sicherheitspolitik«, früher 

Wehrkundetagung, will Horst Teltschik, Vorsitzender des 
Vorstands der BMW-eigenen Herbert-Quandt-Stiftung, gebührend 
begehen. Immerhin ist es auch für ihn ein ganz persönliches Jubi- 
läum, nämlich sein fünfjähriges als Leiter der Konferenz, die maßgeb- 
lich von der rot-grünen Bundesregierung finanziert wird. Schwer- 
punktthema der Konferenz soll die Zukunft der transatlantischen 
Beziehungen werden, um die es bekannter Weise nicht besonders gut 
steht. Zentraler Streitpunkt ist der von Deutschland und Frankreich 
forcierte Aufbau eines eigenständigen militärischen Stabes, mit dem 
die EU ohne Rückgriff auf Nato-Strukturen weltweit interventions- 
fähig werden will. Allein die Diskussion über die Möglichkeit, dass 
Deutschland im Rahmen der EU eine solche Interventionsfähigkeit 
erlangen könnte, lässt einen schaudern. So soll konsequenter Weise 
schon am Freitag, den 6. Februar 2004 der Beginn der Konferenz 
blockiert werden, damit wenigstens an diesem Wochenende nicht 
über eine potentielle Umsetzung dieser Pläne diskutiert werden kann. 


www.securityconference.de, www.no-nato.de 


Antisemitizmle Her Yerde Mücadele! 


ERLIN, 21. November 2003. Aus Anlass der Anschläge in 
B Istanbul und der traditionell antisemitischen Demonstratio- 

nen zum al-Quds-Tag veranstaltete die Migrantische Initiative 
gegen Antisemitismus eine Kundgebung. Im Aufruf heißt es neben 
der Erwähnung des deutschen Antisemitismus im Land der Shoah: 
»Der Antisemitismus wächst auch in Teilen der nichtdeutschen 
Communities. Es istein Skandal, dass Menschen, die sich als Juden zu 
erkennen geben, in Kreuzberg oder Neukölln Angst haben müssen.« 


Während es von seiten der jüdischen Organisationen in Deutschland 


zur Zeit der rassistischen Pogrome zum offenen Auftreten gegen 
Rassismus gekommen sei, haben die migrantischen Communities 
»die jüdischen Menschen in diesem Land bei der Bekämpfung des 
Antisemitismus bislang allein gelassen. Es ist längst Zeit, dass wir 
ihnen beiseite stehen«, schreibt die Initiative. »Es ist längst Zeit, dass 
wir in unserem sozialen und beruflichen Umfeld, in unseren Vereinen 
und Organisationen gegen den Judenhass Stellung beziehen.« 


Kontakt: miga-berlin@gmx.net 


German Gedächtnis angreifen! 


EUTSCHLAND, 15. & 16. November 2003. Auch am dies- 
)) jährigen Volkstrauertag wurde in fast jeder deutschen Stadt 

den deutschen Toten des Ersten und Zweiten Weltkrieges ge- 
dacht. Zentrales Moment der meisten Gedenkfeierlichkeiten war 
auch diesmal die Inszenierung der Deutschen als Opfer. Ob die Sol- 
daten der faschistischen Wehrmacht zu Helden stilisiert oder die To- 
ten des alliierten Luftkrieges in einer Reihe mit den Millionen Opfern 
des Nationalsozialismus genannt wurden, am Ende stand immer die 
Relativierung der Verbrechen der Deutschen und die überwältigende 
Sehnsucht, sich selbst als Opfer darzustellen. Die Zusammensetzung 
der Teilnehmerinnen und Teilnehmer an den Gedenkfeierlichkeiten 
war dabei genauso abscheulich, wie die Rituale und Inhalte des Ge- 
denkens im Einzelnen auseinander gingen. Von der lokalen Kamerad- 
schaft bis zum PDS-Ortsverband durften alle mitmischen, die sich of- 
fen zu Deutschland bekennen. So wird der Volkstrauertag zu einem 
der wenigen Anlässe, an dem das »deutsche Volk« in einer Eintracht 
zu sich selbst kommt, die unabhängig von dem jeweils praktizierten 
Ritual und Inhalt eine jede solche Veranstaltung zum Angriffsziel 
antifaschistischer Proteste machen sollte. Die Kundgebungen und 
Demonstrationen in Halle, Münster, Gera, Heidelberg und anderen 
Städten waren in diesem Jahr dazu die richtigen Ansätze. Denn wenn 
sich nur noch die Frage stellt, ob die ewig Gestrigen oder die zivilge- 
sellschaftlichen Gruppen diesen Tag für sich vereinnahmen können, 
kommt am Ende immer das gleiche dabei raus: Deutschland. 


www.volkstrauertagabschaffen.tk, www.oam.antifa.net 
Linke Politik verteidigen! 


AGDEBURG, 25. Oktober 2003. Linke Politik wollten 

die ungefähr 3.000 Demonstrantinnen und Demonstran- 

ten am 25. Oktober in Magdeburg verteidigen. Zugleich 
wollten sie ihre Solidarität mit Marco, Daniel und Carsten zum Aus- 
druck bringen, die zur Zeit in Halle wegen Mitgliedschaft in einer ter- 
roristischen Vereinigung vor Gericht stehen. Eine für die meisten 
Beteiligten überraschende Wendung nahm das Verfahren am 21. No- 
vember, als die Untersuchungshaft der drei Angeklagten aufgehoben 
wurde. Das Überraschende lag in diesem Fall nicht so sehr in der Auf- 
hebung der Haft, war im Laufe des Prozess doch überdeutlich gewor- 
den, wie dünn die Beweislage war, auf deren Basis die Staatsanwalt- 
schaft die Anklage zusammengezimmert hatte. Die eigentliche Über- 
raschung war die Begründung des Richters, der die Haftentlassung 
damit begründete, dass er eine Verurteilung nach $129a StGB (Bil- 
dung und Mitgliedschaft in einer terroristischen Vereinigung) für un- 
wahrscheinlich halte, dasich die vermeintliche »terroristische Vereini- 
gung« bereits aufgelöst hätte. Diese Neuinterpretation des $129a 


könnte auch Einfluss auf andere Verfahren gegen Linke haben, z.B. 


auf das RZ-Verfahren (www.freilassung.de); in dem ebenfalls Leute 


vor Gericht stehen, weil ihnen die Mitgliedschaft in einer längst auf- 
gelösten Vereinigung vorgeworfen wird. Die restliche radikale Linke 
sollten diesen kleinen juristischen Erfolg nicht zum Anlass allzu 
großer Freudenausbrüche nehmen, sondern die Atempause nutzen, 
um sich über ihr Verständnis von Solidaritätsarbeit klar zu werden, 
die augenblicklich kaum die Ebene der persönlichen Betroffenheit 
und der karitativen Gesten verlässt. Das selbstauferlegte »soli- 
Jarische« Nichtdiskutieren der politischen Strategie, über die im 
Magdeburger Verfahren geurteilt wird, hat zwar ein breites Bündnis 
für die Demonstration am 25. Oktober möglich gemacht, es erweist 
sich aber mit dem allgemeinen Schweigen zu anderen Verfahren und 
Prozessen als Bärendienst. Die Unfähigkeit, auch ein politisches 
Verhältnis zu einzelnen Verfahren zu entwickeln, macht Solidaritäts- 
arbeit zum Abwehrkampf der jeweils Betroffenen und zu einer recht 
willkürlichen Angelegenheit. 


www.soligruppe.de, www.rote-hilfe.de 
IG-Farben i.A. ist insolvent 


RANKFURT. Eigentlich könnte es ein Grund zum Feiern sein, 

wenn das Nachfolgeunternehmen der 1.G. Farben, des Produzen- 

ten von Zyklon B für die Konzentrationslager im Nationalsozia- 
lismus, endlich insolvent ist. Die 1.G. Farbenindustrie AG in Abwick- 
lung soll immerhin seit über 50 Jahren aufgelöst werden. Doch mit 
dem Insolvenzverfahren setzt sich nur die schier endlose Geschichte 
des Konzerns fort, die vor allem durch die Ignoranz gegenüber den 
ehemaligen Zwangsarbeiterinnen und Zwangsarbeitern und die 
Abwehr von Entschädigungsforderungen geprägt ist. Die seit über 20 
Jahren formulierte Forderung vom »Bundesweiten Bündnis gegen 
1,G. Farben« nach Entschädigungszahlungen, die bei der jährlichen 
Aktionärshauptversammlung immer wieder mit Demonstrationen 
zum Ausdruck gebracht wurde, droht mit dem Insolvenzverfahren 
endgültig entsorgt zu werden. Denn die letzte Forderung der ehemali- 
gen Zwangsarbeiterinnen und Zwangsarbeiter kann an diesem Punkt 
des Insolvenzverfahrens nur noch an die Gläubiger gehen: »Die Gläu- 
bigerbanken müssen auf das Blutgeld aus dem Restvermögen der 1.G. 
Farben verzichten und es den Zwangsarbeitern überlassen, die den 
höchsten moralischen Anspruch darauf haben.« 
www.kritischeaktionaere.de/Konzernkritik/I_G_Farben/ 
ig _farben.html 


Kein Geschlecht oder viele! 


ERLIN, seit Oktober 2003 ist in der Hauptstadt allerorten die 

kryptische Buchstabenkombination XXY zu sehen — mittels 

Plakaten und Stickern wird sie von der A.G. Gender-Killer ver- 
breitet, die im dazugehörigen Flugblatt erklärt: »Neben der Aneig- 
nung des öffentlichen Raumes ging es uns vornehmlich um die The- 
matisierung der vermeintlich natürlichen Zweigeschlechtlichkeit.« 
Die drei Buchstaben meinen natürlich die sogenannten Doppel-X- 
Chromosomen bzw. die XY-Chromosomen, die im allgemeinen als 
genetische Grundlage der Zweigeschlechtlichkeit aufgefasst werden. 
Die Kombination XXY steht für keine der beiden anerkannten Ge- 
schlechtsidentitäten und ist damit ein kleiner aber feiner Beitrag 
gegen die Naturalisierung der Heterosexualität. Die A.G. Gender- 
Killer: »Wenn Sexualität ausschließlich als Akt der biologischen Re- 
produktion gefasst wird, ist es »natürlich« möglich, mit ihr Zweige- 
schlechtlichkeit zu erklären. Und andersherum sind zwei Geschlech- 
ter die Grundlage für heterosexuelles Begehren und die Einteilung 
und damit Hierarchisierung von verschiedenen Sexualitäten. Ohne 
Geschlechter keine Heterosexualität, keine Homosexualität und kei- 
ne Bisexualität. Es gibt nur einen Grund an der Unterscheidung in 
zwei Geschlechter festzuhalten, und der heißt Herrschaft.« 
Infos unter www.gender-killer.de 


Glasbruch im Kurort 


AD HOMBURG, 2. Oktober 2003. Es dürfte ein befremd- 
B licher Anblick für die Ortsansässigen der Kurstadt von »Cham- 

pagner, Luft und Tradition« gewesen sein, als ca. 250 Personen 
einen Abend vor dem »Tag der deutschen Einheit« unter dem Motto 
»Gegen Antisemitismus und Arbeitswahn — Revolution statt Deutsch- 
land!« an ihnen vorbei zogen. Noch befremdlicher dürfte es sie ange- 
mutet haben, dass einige Personen aus der Demonstration kurzer 
Hand die örtliche Filiale der Dresdner Bank entglasten. Ziel des mili- 
tanten Angriffs wurde die Filiale als trauriges Beispiel für die zynische 
»Abspeisung« der letzten noch lebenden Zwangsarbeiterinnen und 
Zwangsarbeiter aus dem Nationalsozialismus, wie es in einer Presseer- 
klärung der Antifa HG zu der Demonstration hieß. 


www.antifa-hg.org 
Kein Forum für Martin Walser 


ÖTTINGEN/HAMBURG, Oktober. Das Martin Walser 

durch Deutschland tourt, sein neustes Machwerk präsentiert 

und von seinem Publikum fleißig mit Beifall bedacht wird, ist 
leider nichts Ungewöhnliches. Im Zujubeln waren die Deutschen 
schon immer ganz weit vorne; Weltspitze, wenn aufdem Podium einer 
steht, der sich bestens damit auskennt, antisemitische Stereotype zu 
bedienen und der den Juden — und sei es für den Anfang zumindest 
einen von ihnen — den Tod wünscht. Diese heimelig unheimliche 
Idylle wurde in Hamburg am 27. Oktober 2003 von einigen Antifa- 
schistinnen und Antifaschisten erfolgreich gestört. Das dürfte dem 
Haus- und Hofliteraten der Berliner Republik sein positives Ge- 
schichtsgefühl für diesen Abend ordentlich verdorben haben. Hatte er 
doch gerade erst eine Veranstaltung in Göttingen abgesagt, da auf- 
grund einer angekündigten Blockade nicht damit zu rechnen war, dass 
es zu einem gemütlichen Abend im Kreis von Gleichgesinnten kom- 
men würde. Ob Walser sich regelmäßig so einfach verschrecken lässt, 
bleibt zu bezweifeln. Lautstarke Missfallensbekundungen hatten ihn 
allerdings schon ein Jahr zuvor völlig aus der Fassung gebracht 
(Leipzig, 6. Oktober 2002, www.de.indymedia.org/2002/10/31110. 
shtml). Doch auch wenn Walser irgendwann öffentliche Auftritte 
meiden sollte, bleibt die traurige Gewissheit, dass sein Publikum 
schon einen anderen finden wird, dem es zujubeln kann. 
Terminformationen: (nicht immer aktuell): www.suhrkamp.de 
www.antifa-hamburg.com/IMAGES/fotoswalser/fotoswalserl.html 
www.puk.de/aam/presse/03-10-05.htm 


Akademische Mordlust 


EIPZIG, 19. Oktober 2003. An der Universität Leipzig hielt der 
| britisch-kanadische Philosoph Ted Honderich einen Vortrag 

über die Legitimität der Ermordung von Juden und Jüdinnen. 
Honderich verteidigte vor gut 100 ZuhörerInnen das »moralische 
Recht« der PalästinenserInnen auf Selbstmordanschläge in Israel, ein 
Anliegen, das ihn auch in seinen anderen Veröffentlichungen um- 
treibt. Da die Uni zurecht befürchtete, dass nicht alle mit solch einer 
Diskussion einverstanden sind, bestellte sie bereits im Vorfeld Bereit- 
schaftspolizei. Dennoch wurde der reibungslose Ablauf der Veranstal- 
tung durch ca. 40 Linksradikale gestört. Sie entrollten auf der Bühne 
ein Transparent mit der Aufschrift »Toleranz tötet. Keine Diskussion 
mit Antizionisten« und störten den Vortrag sowie die anschließende 
Diskussion zwischen Honderich und dem Leipziger Philosophiepro- 
fessor Meggle mit zahlreichen Zwischenrufen. Honderich war schon 
zuvor wegen seiner im Suhrkamp Verlag veröffentlichen Thesen zur 
Legitimität der Selbstmordattentate von Micha Brumlik Antisemi- 
tismus vorgeworfen worden. Im Leipziger Vortrag bestätigte er diese 
Diagnose durch ständige Analogien zwischen dem Kampf gegen Nazi- 
deutschland und Israel, dem derzeit im antisemitischen Diskurs be- 
liebtesten Ideologem. 
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COMMUNISM ERROR 


Frankfurter Allgemeine Zeitung 


- Elektrifiziert euch 


Eine Frankfurter Tagung leuchtet den Kommunismus aus 


Als der slowenische Philosoph und Psy- 
choanalytiker Slavoj Zizek vor knapp drei 
Jahren in die ehemalige Arbeiterstadt Es- 
sen lud, um Lenin zu revitalisieren, wurde 
im Laufe der Tagung ein Gegensatz er- 
kennbar. Auf der einen Seite der Organisa- 
tor mit seinem nicht ganz klaren, irgend- 
wie unorthodoxen Projekt einer „leninisti- 
schen Geste“ für die Gegenwart — einer 
die bürgerliche Gesellschaft entziffernden 
Hegel-Lektüre und, zugleich, dem Sprung 
in die Sphäre radikalen politischen Han- 
delns. Auf der anderen Seite ein Häuflein 
alter Kader, versprengter Spartakisten 
oder antiquarischer Leninologen, die in 
kanonischen Texten Lenins Wahrheit such- 
ten. Zizek, dieser Zauberlehrling Lacans, 
hatte seine Mühe mit den Zombies, die er 
rief, und die Konferenz verharrte in sym- 
metrischer Starre. 

Die Statik des Kongresses „Indetermi- 
nate! Kommunismus“, der jetzt in Frank- 
furt stattfand, funktionierte anders, genau- 
genommen besaß er gar keine, er bestand 
aus Fliehkräften, die kaum eine gemeinsa- 
me Richtung kannten. Der Titel verhieß 
politische Diskussionen, der Untertitel 
wies ihn als „Kulturkongreß“ aus; Veran- 
stalter war eine Initiative mit dem schö- 
nen Namen DemoPunK (‚Verein zur För- 
derung demokratischer Politik und Kul- 
tur“), als Unterstützer fungierten nicht 
nur radikale Gruppen wie „Kritik und Pra- 
xis“ aus Berlin, sondern auch staatstragen- 
de Säulen wie die Kulturstiftung des Bun- 
des und der Suhrkamp Verlag. Mehr als 
achtzig Referenten und Künstler bestrit- 
ten ein Programm, das Ausstellungen und 
Lesungen ebenso umfaßte wie politische 
und wissenschaftliche Diskussionen, Kapi- 
talismusanalyse ebenso wie Medientheo- 
rie, Bioethik oder das Thema „Liebe als 
stabilisierendes, destabilisierendes und 
transzendierendes Konzept“. Der bürger- 
liche Beobachter mag gelegentlich einen 
Anflug von Schwindel verspürt haben — 
etwa wenn die Diskussionsleitungen bis 
zum Schluß die Illusion aufrechterhielten, 
man könne der architektonischen Anord- 
nung eines Hörsaals zum Trotz ein Ge- 
spräch zwischen Podiumsrednern und 
einer vielhundertköpfigen Zuhörerschaft 
ohne hierarchisches Gefälle führen. Der- 
selbe Beobachter hätte sich gefreut, als 
der Frankfurter Genosse Thomas Seibert 
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auf dem Podium die Kommunisten als den 
„praktisch weitertreibendsten Teil“ der 
Bewegung bezeichnete - und eine schöne 
Frau diese Wendung, die nur zu sehr an 
die Partei als Avantgarde oder Lokomoti- 
ve erinnerte, mit einem herzlichen Lachen 
quittierte. 

In einem Punkt aber war Seibert zuzu- 
stimmen: Bis zum dritten und letzten Tag 
der Konferenz war von Kommunismus 
eigentlich kaum die Rede. Und zwar nicht 
nur, weil keines der Podien seiner histori- 
schen. Ausprägung etwa in der Sowjet- 
union gewidmet war; zu Recht beklagten 
verschiedene Teilnehmer diese bequeme 
Geschichtsvergessenheit, etwa der marxi- 
stische Philosoph Wolfgang Fritz Haug. 
Vor allem fiel auf, daß es auch denjenigen 
Referenten nicht gelang, der Vokabel 
Kommunismus einen wenigstens kurzfri- 
stig tragfähigen Sinn beizugeben, die sie 
affirmativ gebrauchten. Seibert stellte sich 
selbst als Kommunist vor — und brachte 
das Ziel seiner Bewegung auf die For- 
meln, „eine andere Sprache“ finden zu 
wollen (von ökonomischer Analyse keine 
Spur) und den „Leuten zu ermöglichen, et- 
was anderes zu werden, als sie vorher wa- 
ren“ (was weniger an den Marx der in sei- 
nem Vortrag zitierten „Deutschen Ideo- 
logie“ erinnert als an einen kalifornisier- 
ten Foucault). Bei allem Verbalradikalis- 
mus blieb das prekäre K-Wort sogar hier, 
in der Sektion „Globalisierungsbewegung 
und kommunistische Praxis“, eher un- 
bestimmt - indeterminate. 

Der Sozialphilosoph Axel Honneth, 
von der Linken als „Liberaler“ attackiert, 
machte tags zuvor aus dem Kommunis- 
mus einen unerreichbaren ethischen Hori- 
zont für die Demokratie, einen kollekti- 
ven Traum, den Ausdruck eines psychisch 
verwurzelten, ja ontologischen Wunsches, 
Gesellschaft zugunsten des guten Lebens 
zu überwinden. Er vergrub den Kommu- 
nismus, mit anderen Worten, tief in der 
menschlichen Seele -— und mußte sich 
nicht nur den Vorwurf aus dem Publikum 
gefallen lassen, „Freestyle-Anthropologie“ 
zu betreiben, sondern auch die Frage, was 
an dem Wunsch, Herrschaft zu überwin- 
den, rein psychisch sei. Während Honneth 
aber die direkte Auseinandersetzung mit 
dem Kommunismusbegriff wagte, ver- 
wahrte sich der in New York lehrende Si- 


mon Critchley nicht nur gegen den Ismus, 
sondern gegen „community“ überhaupt; 
er plädierte für lokale „anarchische Stö- 
rungen des Status quo“. Slavoj Zizek wie- 
derholte seine Forderung nach einem radi- 
kalen Schritt aus der liberaldemokrati- 
schen Ordnung. Und Chantal Mouffe aus 
London flüchtete sich in die Darstellung 
der Entstehungs- und Wirkungsgeschichte 
ihres beinahe zwanzig Jahre alten Buches 
„Hegemony and Socialist Strategy“, das 
nicht auf Kommunismus, sondern auf radi- 
kale Demokratie zielt. 

Am intensivsten wurden die Diskussio- 
nen gerade dort, wo die Referenten ihren 
Interessen nachgingen, ohne sich zur Aus- 
einandersetzung mit Marxens Gespenst 
zu zwingen. In der Arbeitsgruppe über „vi- 
sual culture“ etwa trug Anne von der Hei- 
den (Karlsruhe) ein reiches Spektrum von 
Kunst aus dem postkommunistischen Ruß- 
land zusammen. Werke wie die Zeichnung 
„Denkmal für den gefallenen Soldaten“ 
von Pawel Pepperstein - ein auf dem Bo- 
den liegender Berg von einem Soldaten — 
unterzögen „Staatsbilder“ einer komple- 
xen Reflexion: eine affirmative Überstei- 
gerung staatlicher Ikonographien, die den 
Zweifel an der Staatsform wachhalte, wäh- 
rend die Kunst im Westen den Staat als 
Gegenstand möglicherweise vorschnell fal- 
lengelassen habe. 

Arbeitslosigkeit, Rente und all die ande- 
ren Themen, die die Politiker-Politik der- 
zeit als Reformen anschreibt? Man konn- 
te den Kongreß absolvieren, ohne auf der- 
art praktische Fragen zu stoßen. Aber 
auch in der theoretischen Diskussion klaff- 
ten merkwürdige Lücken. In den Schrif- 
ten Jean-Luc Nancys oder des viel, wenn 
auch meist zu ornamentalen Zwecken zi- 
tierten Giorgio Agamben hätte man auf 
ein Denken des Kommunalen, des Ge- 
meinschaftlichen stoßen können, das von 
jeder „eigentlichen Verbundenheit“ 
(Critchley) ebenso großen Abstand hält 
wie von der Gesellschaftstheorie liberalen 
Typs. Nein, von Avantgarde konnte nicht 
die Rede sein. Dieser Kommunismuskon- 
greß mit seinen beinahe tausend Teilneh- 
mern war eher eine Manifestation des Un- 
behagens im konkurrenzlos scheinenden 
Liberalismus. RENE AGUIGAH 
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»Endlich nicht mehr fremd 
im eigenen Land« 
DER NATIONALISIERUNGSDISKURS DEUTSCHER POPKULTUR HAT 


DIE EBENE DER REINEN STANDORTLOGIK VERLASSEN UND SETZT STATT- 
DESSEN UNVERHOHLEN AUF EINE TRENDY GESCHICHTSBEWÄLTIGUNG 


s gibt Dinge, die sollte manch KünstlerIn lieber 

für sich behalten. Zum Beispiel die eigenen Ge- 

danken und liebevoll-naiv zur Schau gestellten 

Ideen zur Lage der Nation. Denn zumeist geht die 
Antwort auf diese Frage gegen den Baum, sie avanciert, 
wie es der Autor und Publizist Feridun Zaimoglu treff- 
lichst formulierte zum »grenzdebilen Blödsinn«.? So 
auch im Fall der Berliner Band Mia, die Anfang Oktober 
mit ihrer Veröffentlichung »Was es ist«’ nicht nur nach 
Reminiszenzen an den Dichter Erich Fried suchte, son- 
dern in erster Linie ein euphorisches Liebeslied an die 
deutsche Nation verfasste. Eigentlich, so denkt man, ein 
Thema für einen Eklat, doch der blieb vorerst — des 
popkulturellen Friedens willen — aus. »Skandalisiert« 
wurde die Geschichte gerade mal von der Süddeutschen 
Zeitung, die verstört konstatierte, dass in Sachen Pop 
»die vaterlandslosen Zeiten nun vorbei zu sein schei- 
nen«, und dabei unter Flehen an die guten alten Zeiten 
erinnerte, als »Slime noch brüllte, Deutschland muß 
sterben, damit wir leben können«.* 

Die Frage nach der nationalen Identität in kulturel- 
ler Verpackung ist wieder en vogue, das »kollektive Wir« 
erfährt seine Renaissance nun auch im Kulturbereich: 
Im »Wunder von Bern« lernen wir, dass auch Wehr- 
machtssoldaten weinen dürfen, die Hochglanzgazette 
»Deutsch« kokettiert angriffslustig mit ihrem Titel und 
die Künstlerkampagne »Angefangen«’ schreit unter 
schwarz-rot-goldenem Banner für Toleranz und Respekt 
als neue deutsche Tugenden. »Durch die Neubelebung 
der Farben soll eben auch das Verhältnis zur eigenen 
Identität entkrampft werden.«° Grund genug für das 
Conne Island, dem neuen Lifestyle-Deutschland mal 
wieder eins mitzugeben. 


Wo ist zu Hause Mama? 


Die Versuche, die hiesige Poplandschaft mit der Pose des 
Nationalen auszustatten, sind nicht neu. Sie folgten bis- 
her in der Regel einer codierten Standortdiskussion, die 
via nationalökonomischer Argumente an der Popkul- 
turnation Deutschland bastelte. Anfang der neunziger 
Jahre waren es beispielsweise der Compost-Labelgründer 
Michael Reinboth, der mit der Compilation »Krauts with 
Attitude« mal flugs in Anlehnung an die US-amerikani- 
sche HipHop-Besetzung NWA das Gute mit dem Bösen 
vertauschte, um auf deutschsprachige Reimkultur auf- 
merksam zu machen oder das linke Trikont Label, das 


mit dem Sampler »Wo ist zu Hause Mama« die deutsche 
Sprache als das politisch und musikalisch verbindende 
Element ihres Begriffs von Popkultur herauszustellen 
versuchte. Beide Projekte waren von Anfang an einer 
vehementen und unversehrten Kritik von (Pop-)Links 
ausgesetzt. Als der Liedermacher Heinz Rudolf Kunze 
1996 zusammen mit Dieter Thomas Heck und der 
rechtsintellektuellen Zeitung Junge Freiheitvom »Geno- 
zid an der deutschen Rockmusik«’ faselte und eine 
60/40-Quotierung zugunsten deutschsprachiger Titel 
forderte, waren die Widerrufe der Entrüstung ebenso 
noch intakt. Die damals von Kunze als qualitativ hoch- 
wertige Perlen deutscher Popmusik herausgestellten 
Blumfeld, Die Sterne und Goldenen Zitronen versetzten 
dem »Elendserlöser via Quote« zumindest einen verba- 
len Arschtritt. Im selben Jahr verweigerten die Hambur- 
ger Schüler von Töcotronic die Annahme des Viva-»Co- 
meten« für die Preiskategorie »jung, deutsch und auf 
dem Weg nach oben«. 

Unschärfer wurden die kritischen Verhältnisse be- 
reits zum Leipziger Festival »Neue Beiträge zur deut- 
schen Popkultur«. Weitaus weniger Macher und Künst- 
lerInnen konnten damals nachvollziehen, wieso das 
Conne Island mit gewerkschaftlichem Charme gegen 
den Fehlgriff in der Titelwahl auf die Barrikaden ging. 
Im damals publizierten Papier »Geschissen auf Deutsch- 
land — Pop ist universell — nicht national« stellten wir 
dezidiert klar, dass Pop für uns kein Toleranz- sondern 
ein Abgrenzungsmodell ist; dass wir einer nationalen 
Abtretung der Definitionsmacht des Pop einen univer- 
salistischen und westlich geprägten Popbegriff entge- 
gensetzen und warnten so bereits damals vor einer In- 
frontstellung gegen die »anglo-amerikanische Kulturin- 
vasion«, die »sich die bedrohliche Übermächtigkeit der 
Massenkultur aus eben jenen Breitengraden herbeihal- 
luziniert«.® Dass sich die bereits damals geäußerten Be- 
fürchtungen, was das antiamerikanische Ressentiment 
betrifft, im Frühjahr 2003 anlässlich des Irakkrieges zu 
bestätigen schienen, war vorhersehbar. Oft genug wur- 
den wir Zeuge, wie deutsche Hardcorebands urplötzlich 
den Rassismus in den Vereinigten Staaten anprangerten, 
anstatt sich mit dem Blut- und Boden- Staatsbürger- 
recht im eigenen Land zu beschäftigen, wie deutsche 
Hip Hopper mutig ihren Stinkefinger Richtung Weißes 
Haus reckten, anstatt der auf Ordnung- und Sauberkeit 
basierenden Repression gegen sie hierzulande das näch- 
ste whole car entgegenzusetzen. Selbst die vermeintliche 
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ANMERKUNGEN 


‘Dieser Text entstand 
nicht von ungefähr. Für 
Ende November war ein 
Konzert der Band Mia 
bereits langfristig im 
Conne Island gebucht. 
Nachdem Anfang 
Oktober die Mia-Single 
»Was es ist« herauskam 
und als tabubrecheri- 
scher Deutschland- 
Hype promotet wurde, 
sagte das Conne Island 
die Veranstaltung auf- 
grund nicht überwind- 
barer Differenzen ab. 
Der Beitrag ist daher als 
inhaltlicher Nachschub 
zu verstehen. 


? Zaimoglu auf die 
Frage, was er von Mia 
halte, in: RBB-Kul- 
turmagazin Polylux vom 
29. September 2003. 


® www.miarockt.de. 


* Süddeutsche Zeitung 
vom 28. Oktober 2003. 


° O-Ton der verwirrten 
Kampagnenmacher zu 
den eigenen 
Grundfesten: Ziel ist ein 
»gemeinschaftliches 
Gefühl, für etwas Gutes 
gemeinsam einzuste- 
hen.« In scheinbarer Ab- 
wandlung eines Mölle- 
mann-Zitats werden 
außerdem »Liebe! 
Respekt! Toleranz! Mut!« 
zu den Werten erhoben, 
die das besagte neue 
Deutschland so sehr 
benötigt. Mehr unter: 
www.angefangen.de. 


® Mia. Sie haben einen 
Plan..., in: blonde 
magazin, 

Oktober 2003, 46. 


’ Zit. nach: Die Beute - 
Politik und Verbrechen, 
Winter 1996/97, 21. 


®http://www.nadir.org/ 
nadir/initiativ/ci/nf/66/ 
21.html. 
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° Zur Diskussion um 
popkulturellen Anti- 
amerikanismus ver- 
weisen wir auf unsere 
Beiträge »No Volksmu- 
sik - No Antiameri- 
kanismus« 
(http://www.nadir.org/ 
nadir/initiativ/ci/nf/99/2. 
html) und »Nothing new 
on the German Front. 
Deutsche Popkultur 
nach dem 11. Septem- 
ber« (http://www.nadir. 
org/nadir/initiativ/ci 
/nf/100/20.htm!). 


" Polylux vom 
29. September 2003. 


"' So Feridun Zaimoglu, 
a.a.0. 


"” Kai Burkhardt, 
Lummerland: Zur Lage 
der Nation, in: 
Deutsch Magazin, 
Herbst 2003, 192. 


" Gemeint ist die Tour 
der Hamburger 
Wohlfahrtsausschüsse 
aus dem Jahr 1992, die 
u.a. auch im Conne 
Island Station machte. 


“Ursprünglich war auch 
die Band Blumfeld für 
diesem Sampler offiziell 
angekündigt. Zu unserer 
Freude sind sie 
letztendlich doch nicht 
darauf vertreten. 


" So die Ankündigung 
besagter Compilation, in 
der es weiter heißt: »In 
einer Zeit von Castings, 
Super- und Popstars 
schreit es förmlich nach 
einer antithetischen 
Bewegung. Genug von 
Fließbandproduktionen, 
gelernten Tanz-Choreo- 
graphien und medialen 
Bandkonzepten. 

Es ist Zeit für den Ge- 
gensatz, in einem Land, 
das sich stets neu 
findet, ohne je anzu- 
kommen. Es ist Zeit für 
Enthusiasmus, Melan- 
cholie und echte Ziele.« 
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Pop-Intelligenzija aus Hamburg — davon zeugt bei- 
spielsweise der antiamerikanische Mottenkistengriff der 
von uns durchaus geschätzten Country-Band Fink— war 
nicht davor gefeit, selbst zum Problem zu werden, an- 
stelle zur Lösung der ganzen Misere beizutragen.” 

Der Versuch einer nationalen Beantwortung der 
Frage um die eigene popkulturelle Identität — also der 
Frage nach dem »zu Hause« - ist somit keine neue Ge- 
schichte. In regelmäßigen Zyklen wird sie gestellt und in 
regelmäßigen Zügen, zumindest bisher, auch abge- 
schmettert. Trat sie bislang in fast jedem Fall zusammen 
mit einer Argumentation gegen den amerikanischen 
»Kulturmüll« und andere Variationen der Kulturimpe- 
rialismusthese auf die Bühne und benutzte das Ressen- 
timent gegen das, was als das vermeintlich »Amerikani- 
sche« angenommen wurde zur eigenen identitären Re- 
animierung, so zeichnet sich heute eine neue Strategie 
ab: Das Vehikel der angeblichen amerikanischen 
Kulturlosigkeit scheint es nunmehr nicht zu benötigen, 
denn eine german offense ist angesagt, die die abgewan- 
delte — weil nun nationale — Message des radical chic 
wohl besser umsetzt, als sich ihre Erfinder es je gedacht 


haben. 
Mamma Mia 


Der popkulturelle Aussetzer der Elektropunk-Band Mia 
ist daher kein Einzelfall und steht gewissermaßen exem- 
plarisch für eine stete Entwicklung, die sich mittlerweile 
leider auch dadurch kennzeichnet, dass die Kritikerin- 
nen und Kritiker von einst über soviel Blödheit im tiefen 
Tal der Verzweiflung verschwunden sind. Konnte man 
sich vor Jahren, dank der schlauen Köpfe der 80er- und 
90er-Hardcore- und Poplinken noch halbwegs sicher 
sein, dass kein erstzunehmender Künstler es ungestraft 
versuchen sollte, irgendeinen positiven Bezug zu 
Deutschland herzustellen, gehört es heute fast zum 
guten Ton, die nationale Semantik zu bedienen. Das 
Neue dieser Entwicklung ist die unverhohlene Kreation 
einer vermeintlich besseren deutschen Identität, die 
genug aus der Geschichte gelernt hat und nun - zumal ja 


fenes und geläutertes Deutschland. Wenn Mia singt, 
»Fragt man mich jetzt woher ich komme/ Tue ich mir 
nicht mehr selber Leid [...] wohin es geht, dass woll’n 
wir wissen/ und betreten neues deutsches Land« und die 
der Band nahestehende Kulturkampagne »Angefangen« 
in schwarz-rot-goldenen Lettern nach einer Neudefini- 
tion der deutschen Werte verlangt, dann wird sich nicht 
mal bemüht, derartige symbolische Grenzverletzungen 
zu kodieren. Das Label »Deutsch« steht nicht mehr, wie 
es sein sollte, für den Zivilisationsbruch der Massen- 
vernichtung, nicht mehr für Land der Täter und deren 
Schuld, sondern für das »geklärte Verhältnis zur Ver- 
gangenheit«. 


You're not alone 


Mia und Kollegen sind nicht allein. Die »hippen Wohl- 
stands- und Wohlfühlpatrioten«,'' die ihr schlechtes Ge- 
wissen los werden möchten, können mittlerweile getrost 
in der Generation »Deutsch« zusammengefasst werden. 
Ein Kommentar im gleichnamigen Lifestyle-Magazin 
bringt die Sache auf den Punkt: »Erst in jüngster Zeit 
mehren sich sehr vorsichtige Zeichen einer neuen 
Generation, die sich selbst von der burlesken Seiten zu 
nehmen versteht, ohne sich dabei ihrer selbst zu schä- 
men. Der Nationalcharakter scheint sich im Wandel zu 
beschleunigen und das Bild im Auslande, das einst die 
Gemütlichkeit als steckbrieflichstes Merkmal zeichnete, 
später aber das niederträchtige, das technokratisch-mor- 
dende Element in den Vordergrund setzte, enthält schon 
neue Farbspiele und Schattenwürfe.«'? So verquast sieht 
neudeutsche Geschichtsklitterung aus. Die Mischung 
von Moralität und Zivilität sowie der berechnende 
Umgang mit der eigenen Vergangenheit, gepaart mit 
einer neorevisionistischen Historiographie bildet den 
dicken Schlußstrich, der mittlerweile die politische mit 
der popkulturellen Debatte vereint. Innerhalb dieser 
Entwicklung, oder besser Modernisierung ist es auch 
kein Widerspruch, dass eine Band wie Mia binnen eines 
halben Jahres zum »Revolutionären 1. Mai« in Berlin 
aufspielt, um einige Monate später in unbekümmerter 


»DER POPKULTURELLE AUSSETZER DER ELEKTROPUNK-BAND MIA 
IST DAHER KEIN EINZELFALL UND STEHT GEWISSERMAßEN EXEMPLARISCH 
FÜR EINE STETE ENTWICKLUNG. « 


eine andere Generation — unbeschwert in die Zukunft 
eines ganz und gar gebesserten Kollektives zu schauen 
vermag. Nicht mehr die nationalökonomische Prämisse 
des Popstandorts steht im Scheinwerferlicht, sondern 
die kruden Insignien einer deutschen Normalität bilden 
den Rahmen. Endlich soll der Status der schuldbe- 
ladenen »Verlierernation« abgelegt sein, endlich — und 
dabei werden bis zum Erbrechen die durch das Res- 
sentiment gegen Amerika bestimmten Demonstratio- 
nen gegen den Irak-Krieg angeführt — »kann das deut- 
sche Kollektiv sich wieder auf die Schulter klopfen.«'” So 
avanciert ein Schulterklopfer zum Schenkelklopfer: 
Gerade die deutsche Friedensbewegung, deren antiame- 
rikanisches und schuldbefreiendes Potential selbst Wolf 
Biermann erkannte, wird zum Garanten für ein weltof- 


Zielstrebigkeit ein neues nationales Projekt zu verkün- 
den — das geht zusammen, daran ist man in Deutschland 
gerade Meister. Kennzeichnet sich die Berliner Republik 
dadurch, dass sie das Erinnern an Auschwitz unter 
Zuhilfenahme der Subsummierung von Leid mit dem 
Erinnern an die Großväter und -mütter vereint — das 
Schuld-Gedächtnis also durch eine Erinnerung eines 
angeblich universellen Leidens ersetzt — so hat der pop- 
kulturelle Soundtrack der Berliner Republik diese Werte 
schon verinnerlicht. Hier ist der nationale Mythos be- 
reits auf on geschaltet, hier braucht es nicht einmal der 
neuen diskursiven Eckpunkte »Bombardierung«, »Ver- 
treibung«, »Gefangenschaft« und »Vergewaltigung«, um 
die nationale Formierung zu kaschieren, hier wird un- 
verblümt und mit infantilem Problembewusstsein das 


praktiziert, woran die große Mehrheit dieses Landes seit 
60 Jahren bastelt: Das Geschichtsbuch in selbstgewisser 
Unschuld zuzuklappen. 


Verloren im Diskurs 


Alarmierend ist dies für uns allemal. Die Geballtheit 
und Dreistigkeit der deutschen Popkultur-Offensive hat 
auch uns überrascht. Widerstand scheint zwecklos ange- 
sichts der Tatsache, dass sich selbst kritische Geister, die 
hoch vor zehn Jahren gegen einen rassistischen Konsens 
mit dem Motto »Etwas besseres als die Nation«'’ durch 
die Lande tourten, heute unter dem Label der Com- 
pilation »Heimatkult —- German Liedgut 1« — hier dür- 
fen sich Die Sterne, Tocotronic und die Beginner'’ ange- 
sprochen fühlen — zusammenfassen lassen, ohne dabei 
aufzumerken. Unsere persönliche wie kulturpolitische 
Enttäuschung möchten wir an dieser Stelle nicht verber- 
gen, denn die »Wiederbelebung der deutschen Pop- 
musik«'° meint für uns nach wie vor das rückwärtsge- 
wandte Phantasma der deutschen Sprach- und Kultur- 
gemeinschaft. So schmerzvoll das ist — gleiten uns doch 
einige gute Freunde aus der Hand -, für uns haben die 
beschriebenen Formen identitärer Selbstzuschreibun- 
gen das Ende der Fahnenstange erreicht. Es mag pathe- 
tisch klingen: Nachdem das »Subversionsmodell Pop« 
bereits vor einigen Jahren als minderheitlich inszenierter 
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Mainstream an seine Grenzen stieß und seinen rebellie- 
rendes Moment faktisch selbst konservierte, stirbt Pop 
heute zum zweiten Mal. Diesmal, so scheint es zumin- 
dest, ist der gegen die Chiffren der deutschen Nation 
einst in Stellung gebrachte Ansatz von Pop den Bach 
runter gegangen. Statt dessen entdecken junge »coole 
Deutsche«, mögen sie Mia, Sönke Wortmann oder eben 
Jan Eiffeldt heißen, aus Berlin-Mitte oder Hamburg 
kommen, spielerisch oder ganz direkt das deutsche 
Kollektiv als positive Bezugsgröße. 

Nachdem die Linke, wohl zurecht, schon vor gerau- 
mer Zeit das sinkende (Pop-)Schiff verlassen hat, kann 
die nunmehr entstandene Situation gerne als nationaler 
Bumerang analysiert werden. Das Terrain, in dem wir 
als Conne Island stehen, ist verloren, das wissen wir sel- 
ber. Trotzdem, wer das Konzept nationaler Identität in 
den mittlerweile leeren und ausgehöhlten Popbegriff 
transformieren möchte - sei es innerhalb einer neuen 
deutschen Härte oder einer neuen deutschen Sensibili- 
tät —, darf sich unseres Widerspruchs sicher sein. 


DIE BETREIBERINNEN-CREW DES CONNE ISLAND 
Leipzig, den 11. November 2003 


Kontakt: 
pop@conne-island.de 


Hedt 12 Desamber 2003 € 4,80 
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Besser ohne Dogville? 


ANMUT, GNADE, RECHT UND UTOPIE - LARS VON TRIER POLEMISIERT GEGEN 
DIE FORMEN DER ERHEBUNG ÜBER DIE REALITÄT UND ENTSCHEIDET SICH 
AM ENDE FÜR DAS BÜRGERLICHE IDEAL 


achdem im Schwerpunkt der vorletzten Ausgabe 
die Leipziger Redaktion der Phase 2in den Ar- 
chiven der Ich-AG wühlte, um den Individualis- 
mus als bürgerliches Phänomen zu entlarven, be- 
hauptete Thomas Hauke in der letzten Ausgabe dieser Zeit- 
schrift, der Kommunismus werde das Individuum wohl 
überwinden müssen. Die Antwort darauf erschien nicht in 
Phase 2, sondern im Kino. Dort wo der Ort ist, die Kon- 
sequenzen sozialer Überlegungen schon vor ihrer Verwirk- 
lichung deutlich zu machen, untersucht Lars von Trier mit 
seinem neuen Film Dogville das Verhältnis von sozialer Be- 
stimmtheit und Individualität und kommt dabei zu gänz- 
lich anderen Ergebnissen als die beiden zitierten Beiträge. 
Dogville, der Ort, an dem Lars von Trier sein Drama 
über die Rolle persönlicher Verantwortung stattfinden 
lässt, ist ein leerer Raum, womit die Rolle der Imagination 
für seine Überlegungen augenscheinlich wird. Es ist keine 
wahre Geschichte, die es zu erzählen gilt und auch kein 
realer Ort, an dem sie stattfindet. Es gibt keine historische 
Zeit, die das Geschehen kontextualisiert, außer dem gro- 
ben Bezug auf die historische Epoche des Kapitalismus, in 
der wir uns befinden. Und doch ist das hier vertretene 
Kino eine Fiktion, die sich dem Realismus verschrieben 
hat. Sie bezieht ihre Überzeugungskraft daraus, dass alles 
was sich im Film abspielt, dem Publikum als menschliches 
Verhalten absolut einsichtig ist. Wir mögen uns zwar vor- 
behalten, die eine oder andere Reaktion nicht gezeigt, die 
eine oder andere Entscheidung in einer ähnlichen Situ- 
ation ganz anders getroffen zu haben, aber deshalb wird 
keine der handelnden Personen unglaubwürdig. Alles was 
sich im Film zuträgt, könnte sich zweifelsohne so zugetra- 
gen haben. Und so will die Abstraktion, die Dogville so 
augenscheinlich darstellt nur eines sagen. Dogville ist der 
in unserer Epoche überall gültige Zustand, die Menschen 
sind die Menschen unserer Zeit: Jedermanns aus Überall. 
Wenn sich die Ereignisse von Dogville nicht überall in un- 
serer Epoche abspielen, dann muss das Gründe haben, von 
der in der Dogvillesituation abgesehen wurde. 


Abhängigkeit und Herrschaft 


Was in Dogville geschieht, ist die gemeinschaftliche Unter- 
drückung, Ausbeutung und Erniedrigung eines Men- 
schen. Grace kommt hilflos in die Stadt. Die Bedrohung, 
die außerhalb Dogvilles auf sie lauert, ihrer Verfolgung 
durch eine Bande von Gangstern und den Staat, ist in der 
Stadt nicht unmittelbar präsent. Doch in der Stadt selbst 
kennt sie niemanden. Sie ist auf die Gnade der Bewohner- 


Innen von Dogville angewiesen, ja auf deren Großmut, für 
eine Unbekannte ein nicht genau kalkulierbares Risiko auf 
sich zu nehmen. Ein solches Wohlwollen ist keine Selbst- 
verständlichkeit und wird von Grace auch nicht als so 
wahrgenommen. Die Dynamik des Filmes entwickelt sich 
aus der Art, in der Grace zu den BewohnerInnen Dogvilles 
zugleich eine Beziehung aufbauen und ihren Dank aus- 
drücken will. Sie bietet Hilfe an, Arbeit zum konkreten 
Wohl der Einzelnen und tritt so — unmerklich zunächst — 
in ein Tauschverhältnis ein: Arbeit gegen Schutz. 

Was Dogvillesehr anschaulich macht, ist die Wandlung 
der gesellschaftlichen Bedeutung von Arbeit durch deren 
Ausführung. Graces Dienste sind für die Bevölkerung 
Dogvilles nicht notwendig. Es wurde auch vor ihrer An- 
kunft gelebt und getan, was getan werden musste. Ein Platz 
in den Beziehungen der Menschen entstand für Grace erst 
dadurch, dass sie Aufgaben übernahm, die eigentlich nicht 
getan werden mussten. Ihre zusätzliche Arbeit bildete so 
reinen Luxus. Zeit für die affektiven Bedürfnisse, ein kom- 
fortableres Leben, eine Verbesserung der Bildung für die 
Kinder, Verständnis für die Unverstandenen — es sind 
hauptsächlich die Tätigkeiten weiblicher Fürsorge, denen 
sich Grace in Dogville zum Wohle aller, abgesehen von ihr 
selbst, zuwenden muss. Das Ergebnis dieses Handelns ist 
zunächst die deutliche Verbesserung des Lebens der 
Menschen in Dogvilledurch Grace. Sie erhält als Quelle des 
Wohlbefindens Anerkennung, Achtung und Zuneigung. 

Doch der Moment der glücklichen Lösung währt in 
Dramen nur kurz. Scheint Grace im ersten Augenblick die 
Freundin der Menschen in Dogville zu sein, setzt sich gegen 
diese Art einer menschlichen Beziehung das durch, was ei- 
gentlich die Beziehung zwischen Grace und der Bevöl- 
kerung von Dogville bestimmt, ihr Angewiesensein auf 
Schutz und der Pakt, in dem das affektiv-sorgende Engage- 
ment die Gegenleistung für die Gewährung der Zuflucht 
ist. Und so wird aus dem freundschaftlichen Umgang unter 
Menschen ein von Ansprüchen bestimmtes Dienstverhält- 
nis. Aus der von Grace gewährten Zuneigung wird eine zu 
erbringende Leistung, für die es keine Grenzen gibt, weil 
ihre Abhängigkeit und die Möglichkeit des Verrates es ihr 
nicht erlauben auf Grenzen definitiv zu beharren. Und so 
kommt es, dass erst einzelne und fortschreitend immer 
mehr Menschen in Dogville die Macht erkennen, die sie 
über Grace ausüben können. Jetzt kann sie nicht mehr Zu- 
neigung gewähren, sondern wird unter Hinweis auf ihre be- 
drohte Existenz vergewaltigt, erniedrigt und ausgebeuter. 
Es ist nicht erst an diesem Punkt, da für die Bewohner- 
Innen von Dogville Graces Dienste nicht der einstige Lu- 


us sind. Sie entsprechen ihren Bedürfnissen und die Din- 
je, die einst nicht getan werden mussten, gehören jetzt 
zum Leben. Ihr Fehlen würde eine Lücke reißen, die nicht 
einfach zu schließen wäre. Dogville braucht Grace — und 
doch kehrt sich mit dieser Bedürftigkeit das Abhängig- 
keitsverhältnis nicht um. Denn längst ist es in Dogville 
Common sense, dass sich die gemeinsame Ausbeutung der 


Klenden lohnt. 
Lieber zehn Untermenschen zur Arbeit zu zwingen ... 


Es könnte die Versuchung bestehen, die konkret-abstrakte 
Abhängigkeit, die Grace der Ausbeutung unterwirft, der 
kapitalistischen Ökonomie gleichzusetzen, von der die 
Menschen in Lohn und Brot gezwungen werden. Doch in 
Dogville herrschen nicht einfach nur kapitalistische Zu- 
stände. Was dort gelernt wird ist eher jene Lektion, die 
auch die Deutschen im Nationalsozialismus so bereitwillig 
aufnahmen, dass es nämlich besser sei zehn Untermen- 
schen mit Gewalt zur Arbeit zu zwingen, als selbst zu ar- 
beiten. Auch Grace ist für Dogville kein vollwertiges Mit- 
glied der Gesellschaft. Aus der Fremden wird mehr und 
mehr ein Paria, der zwar nicht der Vernichtung anheim ge- 
geben, aber jenseits der bloßen Existenz nur auf die reine 
Ausbeutbarkeit reduziert wird. Jedes reale Widerstands- 
potential wird ihr geraubt. Auf ihren Versuch zu entkom- 
men, folgt nicht Strafe, sondern eine technische »Errun- 
genschaft«, die ihr die Möglichkeit zur Flucht ein für alle- 
mal nehmen soll. 

Wenn Menschen wie in Dogville ihre Kreativität ein- 
setzen, um Techniken der Herrschaft zu verfeinern, wenn 
sie das Leid von Mitmenschen vergrößern, um ihre über- 
legene Position zu festigen, dann sind es nicht in erster 
Linie die Verhältnisse, die sie dazu zwingen. Sie sind es 
selbst, die sich vergewaltigend, erniedrigend und ausbeu- 
tend ihre Vorteile sichern. Was für den Nationalsozialis- 
mus unbestritten ist, dass es die Deutschen waren, die in 
Ihrer übergroßen Mehrheit die »Arisierungen«, die Aus- 


ANZEIGE — 


beutung von »Untermenschen« und schließlich auch die 
Vernichtung wollten, dass sie Quälerei, Folter und Mord 
individuell und zurechenbar ausübten, gilt auch für die 
demokratischen Verhältnisse im Kapitalismus. Es sind oft 
individuelle Menschen, die aus den Verhältnissen der Ab- 
hängigkeit und Unterlegenheit die Situationen der Unter- 
drückung noch erschweren. 

Was Dogville demonstriert, ist dieses unterdrückende 
Engagement, dass sich nicht allein aus den gesellschaft- 
lichen Verhältnissen in dieser kleinen Stadt erklären lässt. 
Es sind die bewußten Entscheidungen, die aus der Abhän- 
gigkeit von Grace ihre Entwürdigung werden lassen. Es 
sind nicht die Gangster und es ist nicht der Staat, der 
Grace vergewaltigt und ausbeutet, obwohl die Drohung 
gegen sie als Ursache ihrer Abhängigkeit analysiert werden 
kann, die ursächlich für ihre Schwäche angesichts der 
Übergriffe ist. Es sind aber die BürgerInnen Dogvilles, die 
einzig und allein das Elend erzeugen, ohne Befehlsnot- 
stand, ohne jede Not. 


Schutz der Menschenrechte und Papa Staat 


Damit ist Dogville ein Film, der Fragen an eine linke 
Vorstellung vom menschlichen Zusammenleben und die 
Bedeutung des Sozialen als Grundlage des individuellen 
Handelns formuliert. In einer Reflexion wendet der Film 
an seinem Ende den Blick vom Leiden Graces ab und be- 
ginnt die in Dogville ansässigen Menschen zu betrachten. 
Als wären sie Hunde, lebten sie zwar zusammen, doch hät- 
ten ihre Bedürfnisse keine menschliche Regulation, die 
jenseits von Strafe und Repression funktioniere. Ihr Um- 
gang mit Grace soll beweisen, dass ihnen die Humanität 
als moralische Kategorie nicht eigen sei. Doch anders als 
bei Tieren kann weder die Natur, noch die soziale Ord- 
nung als Grund herhalten, der zu entschuldigen vermag. 
Gerade weil in Dogville nur der tatsächliche Hund im 
Schema von Aktion-Reaktion seinen Instinkten gehorcht 
hat, zeigt sich die Schuld der Menschen um so deutlicher. 
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Buchladen Osterstraße, Osterstr. 156, Infoladen Schwarzmarkt, Kleiner Schäfer- 
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Sie haben aus ihren individuellen Motiven individuelle 
Entscheidungen getroffen und sind deshalb individuell 
verantwortlich für ihre Taten. 

Dass diese individuelle Verantwortung nur in einem 
gesellschaftlichen Rahmen aufgefunden werden kann, 
thematisiert der Film explizit. Doch ist es nicht, so lautet 
die Frage Lars von Triers, eine Form der Arroganz, aus der 
Eingebundenheit in eine soziale Wirklichkeit selbst die 
Spielräume, die Menschen offensichtlich haben, zu ne- 
gieren? Wenn niemand quälen, erniedrigen und verge- 
waltigen muss, wenn niemand gezwungen ist, Abhängig- 
keiten auszunutzen, dann ist neben der Verantwortung 
für die Gesamtsituation auch nach individueller Verant- 
wortung zu fragen. Dogville Menschen sind in ihrer 
Schuld genauso ernst zu nehmen, wie Nazis, die ihre 
menschenverachtenden Ziele nicht nur haben, weil sie 
eigentlich am Kapitalismus leiden und wie die Anhänger- 
Innen des Islamismus, die weit davon entfernt sind, ein- 
fach Opfer des Weltmarkts zu sein, auch ein politisches 
Programm verfolgen, für das sie sich individuell entschie- 
den haben. All das ist mit der Analyse der sozialen 
Grundlagen und Kontexte der konkreten Handlungen 
nicht vollständig erfasst und wenn es gap als wahnsinnig 
denunziert wird, tendenziell schon verharmlost. 

Dogville richtet sich explizit gegen jede Entschul- 
digung, die ansteht, die individuelle Verantwortung zu 
verwischen. Die Alternative, die der Film bietet, ist Papa 
Staat, mit seiner überlegenen Gewalt, der bestimmt, was 
zulässig ist und bei Übertretung die Schuldigen richtet. 
Diese Lösung ist nicht ungewöhnlich, hatte doch schon 
die Betrachtung des Schicksals der Displaced Persons, 
jener Staatenlosen für die sich nach dem Zweiten Welt- 
krieg kein Staat zuständig fühlen wollte, verdeutlicht, 
dass es auch Menschenrechte nur für diejenigen gibt, 
denen sie garantiert werden. Und wer, so fragt Dogville, 
könnte denn Rechte garantieren, wenn nicht eine äußere 
Macht, die über den Individualinteressen die Gewalt- 
mittel hat, die Zivilisation immer wieder durchzusetzen? 

Doch indem Lars von Trier den Staat tatsächlich per- 
sonalisiert, erweist sich diese bürgerliche Lösung, die er 
als unausweichlich darstellt, zugleich als fragwürdig. 
Stellt sich in Dogville der Staat noch als äußere Instanz 
dar, die über das Geschehen nach ihren Maßstäben 
richtet, so verbindet sich mit ihm doch die Frage, was 
dort geschieht, wo der Staat nicht nur ausnahmsweise 
auftaucht, sondern permanent präsent ist. Dort erweist 
sich sein Recht genauso als bestimmte Position, die sich 
nur herausnimmt, als über den sozialen Konflikten ste- 
hend zu erscheinen. Die Arroganz einer sich über die 
wirklichen Menschen hinwegsetzenden Interpretation 
ihrer Handlungen und der Durchsetzung, eines bes- 
timmten Standpunktes ist auch dem Staat eigen, selbst 
wenn er individuelle Verantwortung zuschreibt. Mit der 
ihm eigenen Gewalt richtet sich der Staat nicht nur gegen 
jene, die aus seiner Position heraus Schuld aufsich geladen 
haben, er schießt auch auf jene, die ihm seine Arroganz 
vorwerfen und deshalb sich seiner Ordnung verweigern. 

Weil Lars von Trier den Staat trotz seiner Partikulari- 
tät und Gewalttätigkeit als einzige Möglichkeit darstellt, 
die individuelle Entscheidung zur Missachtung der 
Menschenwürde zu verhindern, ist Dogville ein Film, der 
zwar die richtigen Fragen an linke Utopien und 
Gesellschaftsanalysen stellt, aber selbst nichts zu deren 
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Ösung beiträgt. Dogville kann nur warnen und 
armt eindringlich vor der sozialrevolutionären 
Erhebung über die Gesellschaft, die aus einer 
Warte der Überlegenheit das Funktionieren der 
Gesellschaft demonstrieren will. Dieses überlege- 
ne Demonstrieren des intellektuellen Reformers, 
ler sich als Menschenfreund fühlt, trägt viel zur 
menschlichkeit Dogvilles bei. Es ist dem Film 
anzumerken, wie sehr die Figur des Idealisten ver- 
‚achtet wird, der sein Leben fristen kann, ohne ei- 
‚ner Tätigkeit nachgehen zu müssen. Diese/r »stu- 
‚lentische« Intellektuelle will, statt selbst gesetzte 
4 \ele zu verwirklichen, lieber in das Leben anderer 
‘ Ingreifen, um aus dem Leid, das seine Experi- 
mente erzeugen, schließlich die Inspiration für 
„sein« Buch zu saugen. Solche Menschen, sagt 
Lars von Trier, dürfen nicht staatlicher Gerechtig- 
‚keit überlassen werden, es ist besser, sie eigenhän- 
dig zu erschießen. Wozu er Papa Staat nur bemer- 
ken lässt: »Wenn Du meinst.« 

Obwohl Dogville selbst ein soziales Experi- 
ment ist, handelt es sich bei der Kritik des intellek- 
tuell-utopischen Weltenplaners um keine Selbst- 
kritik Lars von Triers. Auch wenn die Grace-Dar- 

‚stellerin Nicole Kidman bei den Dreharbeiten 
‚Jurchaus Parallelen entdeckt haben mag, schützt 
von Trier gerade der leere Raum, in dem er sein 
Experiment in Szene setzt. Es sind keine wirkli- 
‚ehien Menschen, denen geschieht, was er gesche- 
1 en lässt. Das Kino und die Imagination bilden so 
einen geschützten Raum, in dem sich Experimen- 
€ vollziehen lassen, ohne dass Schuld am pro- 
Juzierten Leid entsteht. Doch mit diesem Sprung 
aus der Welt der Verantwortlichkeit nimmt Lars 
von Trier seinem Kino auch die Spitze, die das 
bi chtsche Theater, mit dem es verglichen wurde, 
hatte. In der Imagination, die sich nur in der Re- 
produktion des Realen aufhält, die nicht aufrufen 
will, sondern nur warnen, liegt nichts außerhalb 
der Anregung zur Reflexion über tatsächliche 
Handlungen. Einem Publikum, dass sich in sei- 
‚nem Leben ohnehin mit dem Status quo abgefun- 
- den hat, ist das Kino in dieser Form, die reine Be- 
sinnungsanstalt. Es erzeugt nur die fortgesetzte 
Versöhnung mit dem Staat, der durch die De- 
monstration von Dogville vor dem Hintergrund 
seiner imaginären Abwesenheit als in jeder Form 
legitim dargeboten wird. 


Schuld, Unschuld und der Wert eines 
Menschenlebens 


Dass Lars von Trier trotzdem das Gefühl der von 
‚der Revolution inspirierten Brechtschen Radikali- 
Ult zu simulieren vermag, hängt mit dem von ihm 
gewählten Mittel der Personalisierung zusammen. 
j Nicht nur Ausbeutung und Demütigung werden 
In ihrer individuellen Dimension in den Vorder- 
grund geschoben, auch die Bestrafung ist ihm — 
anders als es die ideologische Praxis des bürgerli- 

‚chen Staates nahe legt, die diese durch das rechts- 

tmatliche Verfahren gerade über die individuellen 

Interessen erheben will - individuelle Tat. Der 


Moralismus, der mit dieser Personalisierung ein- 
her geht, verwechselt Recht mit Gerechtigkeit 
und ist deshalb so verführerisch. Zugleich wird 
damit aber ein Überschreiten der bürgerlichen 
Ordnung erträumt, das es den Individuen erlaubt, 
für ihre Demütigungen Rache zu nehmen. 

Die so propagierte Transformation zur revenge 
society, in der dem zu schwachen Staat von den 
bürgerlichen Individuen, einzeln oder in der Bür- 
gerwehr zusammengeschlossen, die Bestrafung ab- 
nimmt, ist die übelste Form dessen, was in Dogville 
eigentlich kritisiert werden soll. Die Herrschaft ei- 
ner community über die Einzelnen. Doch weil mit 
der Personalisierung und den Folgen des Gerech- 
tigkeits- und Rachedurstes die Kriterien für die 
Strafe wieder im Unmittelbaren liegen, kann der 
Film nur an die moralischen Überzeugungen sei- 
nes Publikums appellieren, ohne deren Grundla- 
gen zu verdeutlichen oder Kritik an diesen zuzulas- 
sen. Die Ebene der Konstitution individueller Ver- 
antwortung, mit denen sich die zu Beginn genan- 
nten Artikel in den letzten Ausgaben von Phase 2 
beschäftigten, vermag der Film deshalb nicht zu 
thematisieren. Sie gilt ihm als unhinterfragbar. 

So steht am Ende von Dogville eine Ambi- 
valenz, die in blanke Raserei umschlägt. Ein Men- 
schenleben zählt Lars von Trier auf seinem Rache- 
feldzug nichts mehr. Wurden Grace die Früchte 
ihrer Arbeit zerschlagen, aus denen sie sich ihr Le- 
ben in Dogville aufgebaut hatte, gelten Kinder 
jetzt umstandslos als Äquivalent für dessen 
Stücke. Das Massaker an der Bevölkerung Dog- 
villes schlägt sich mit der als Arroganz denunzier- 
ten Gnade nicht mehr herum. Der Mensch ist 
identisch mit seiner Schuld. Die Unschuld, die 
der Potentialität seiner Zukunft zugesprochen 
werden müsste, interessiert nicht mehr. Aus dem 
Ernstnehmen der Einzelnen wird die Rechtferti- 
gung für ihre Auslöschung. Wohl gemerkt, dabei 
geht es nicht um die Verhinderung von Taten. 
Wenn Dogville von der Erde verschwinden muss, 
dann wegen der Art, wie es nach dem Beweis durch 
die abgelaufene Demonstration Lars von Triers ist. 
Die Fiktion Dogville lässt sich nicht als misanthro- 
pische Vision abtun, die mit der Realität nichts zu 
tun hat. Ihr einfach das Bild einer Utopie entge- 
genzustellen, in der die Menschen einander ein- 
fach nur lieb haben, wie die Geschöpfe auf den 
Paradiesdarstellungen im Wachturm, heißt die 
Augen vor der Epoche und sich selbst verschlie- 
ßen. Grace aber am Ende des Filmes zuzustim- 
men, die Welt sei besser ohne Dogville, hieße dafür 
zu sorgen, dass Dogville tatsächlich überall ent- 
steht. Wenn die Rückkehr in den naiven Zustand 
der Gnade verstellt ist, kann das nur heißen, dass 
die Bedingungen der individuellen Verantwort- 
lichkeit doch in den Fokus der Kritik geraten 
müssen, ohne dies mit der Leugnung ihrer Hand- 
lungsspielräume zu verwechseln. 


MNOGO BÜCHSENBIER 
Der Autor ist Assistent des bgr Leipzig. 
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NEXT DATES.. 


29.11.2003 II HALLE 

Wefh)r macht Faschisten. Naziaufmarsch 
stoppen. Mehr Infos unter: 
http://www.nonazisinhalle.tk 


09.11.2003 Il LÜNEBURG 
Naziaufmarsch stoppen. Mehr Infos 
unter: http://www.nazis-aufhalten.de.vu 


29.11.2003 II NEUSS 

Demo gegen den Frauenabschiebeknast. 
Mehr Infos unter: http:// 
jungdemokratinnen.de 


02.12.2003 Il ESSEN 
Das Ende der Neutralität. 
Veranstaltung zur Kritik der NGOs 


02.12.2003 II BENSHEIM 
Mädchen in rechten Jugendcliquen, 
Infoveranstaltung 


06.12.2003 II BERLIN 
Naziaufmarsch verhindern. 
Mehr Infos unter: http://www.antifa.de 


06.12.2003 II BACKNANG 

Die Nazis von der Strasse fegen. 
Antifaschistische Demo. Mehr unter 
http://www.antifa-kehrwochen.tk 


04.-10.12.2003 II BERLIN 

Globale 03. Globalisierungskritisches 
Filmfestival. Mehr unter: 
http://www.globale03.de/main.htm 


10.12.2003 Il DÜSSELDORF 
INPUT: »Stille Hilfe« für braune 
Kameraden. Infoveranstaltung. 


12.12.2003 II BAD SULZA 

Hartz, aber herzlich. Seminar zur Hartz- 
Reformen von Junge Linke. 

Mehr Infos unter: 
http://www.junge-linke.de/ 
seminare/hartz_aber_herzlich.html 


13.12.2003 II COTTBUS 
Naziaufmarsch stoppen. 
Mehr Infos unter: 
http://www.zelle79.info/d13 


11.01.2004 Il BERLIN 
Luxemburg-Liebknecht-Demonstration 


06.-08.02.2004 II MÜNCHEN 

Münchner Konferenz für Sicherheitspolitik 
11 20.03.2004 Europäischer Aktionstag 
gegen Sozialabbau 
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